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         7»Übrigens war dieses Land […] vor Zeiten noch keine Insel. Vielmehr hat erst Utopus,
            der als Eroberer die Insel nach sich benannt hat, […] das Land zur Insel gemacht.
            Kaum war er nämlich dort gelandet und Herr des Landes geworden, so ließ er eine Strecke
            von 15 Meilen auf der Seite, wo die Halbinsel mit dem Festlande zusammenhing, ausstechen
            und führte so das Meer ringsherum. Da er zu dieser Arbeit […] nicht nur die Eingeborenen
            zwang, sondern außerdem alle seine Soldaten hinzuzog […], wurde das Werk mit unglaublicher
            Schnelligkeit vollendet. Bei den Nachbarvölkern aber […] erregte der Erfolg Staunen
            und Schrecken.«
         

          Thomas Morus, Utopia (1516)
         

      

      

      
         »Eines der ersten Ziele der Disziplin ist das Festsetzen – sie ist ein gegen das Nomadentum
            gerichtetes Verfahren.«
         

          Michel Foucault, Überwachen und Strafen (1975)
         

      

   
      
         
            9Einleitung
            

         

         1963 feierte Berlin ein besonderes Weihnachten. Zum ersten Mal seit zweieinhalb Jahren hatten die Einwohner
            wieder das Gefühl, in einer Stadt zu leben. Kurzzeitig erschien die erzwungene Spaltung in zwei Teile wie ein
            böser Spuk. Mit dem Bau der Berliner Mauer war eine Demarkationslinie zur Barriere
            gemacht worden: Straßen und Bahnverkehr wurden unterbrochen, allen Berlinern wurde
            der Grenzübertritt verboten, sogar die Telefonleitungen wurden gekappt. Doch war man
            noch ein Berlin! Weihnachten 1963 erlaubten die Passierscheinregelungen den West-Berlinern,
            für ein paar Tage ihre Ost-Berliner Verwandten zu besuchen. Endlich fühlte sich die
            Stadtmitte wieder so belebt an wie das Herz einer Großstadt; an der Bruchstelle zwischen
            den Systemen, an der Friedrichstraße, herrschte wohliges Verkehrschaos. Aber war man
            wirklich noch ein Berlin? Der Journalist Dieter Hildebrandt von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) wohnte einem Wiedersehen in Ost-Berlin bei. Über die Mauer hinweg hatten die Verwandten
            sich herzliche Briefe geschrieben, Päckchen geschickt und gegenseitig Mut und Kraft
            zugesprochen. Das emotionale Wiedersehen begann mit Umarmungen, Begrüßungen und Bewunderung
            für die Kleinen. Doch bereits nach fünf Minuten stritt die geteilte Familie. Freuten
            sich die West-Berliner Gäste über die Besuchserlaubnis, sehnte der Ost-Berliner Vater
            dasselbe Recht für sich herbei – oder »wenigstens für alte Menschen«. Seine westdeutschen
            Verwandten wiesen ihn »ein bißchen obenhin« zurecht. Er solle »nun aber nicht gleich
            zu viel auf einmal wollen, schließlich sei die Passierscheinvereinbarung doch schon
            eine großartige Sache«. Der Haussegen hing schief. Ging es darum, gemeinsam gleiche
            Rechte gegen die Existenz der Mauer einzufordern, oder vielmehr, Willy Brandt folgend,
            darum, die Mauer »transparent zu machen, so daß Westberlin sich mit ihr arrangieren
            kann und lernt, mit diesem verhaßten Monstrum zu leben«?[1] »Nie wurde«, vermerkte der ernüchterte Beobachter Hildebrandt, »daß man getrennt
            war und getrennt sein würde, 10so spürbar, wie in den Stunden des Beisammenseins.«[2] Glücklicherweise besänftigten sich die Gemüter an diesem Tag wieder. »Weißt du«,
            erklärte der sich eingesperrt fühlende Vater, »manchmal packt einen eben doch die
            Wut, wenn man gar nicht raus kann.«[3]

         

         Bonn, 13. September 1973. Hinter verschlossenen Türen verhandelten Vertreter beider Deutschlands über die Ausgestaltung
            der jüngst aufgenommenen zwischenstaatlichen Beziehungen. Oft ging es dabei um Reisegenehmigungen,
            Familienzusammenführungen und den Transitverkehr zwischen dem Bundesgebiet und West-Berlin.
            Für den SED-Staat galt ein jedes Transitfahrzeug als potentielles Fluchtvehikel. Karl
            Seidel, Vertreter des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der DDR (MfAA),
            forderte unter vier Augen den Vertreter des Bundeskanzleramts Carl-Werner Sanne auf,
            darzulegen, was seine Seite gegen »Mißbrauchshandlungen im Transitverkehr«, also gegen
            Fluchthilfe, unternehme. Sanne hielt sich an seine vorbereiteten Notizen. Ihm seien
            unter den 12 Millionen Transitreisenden nur 257 derartige Fälle bekannt. Es liege
            an der DDR, diese Wege zu kontrollieren. Angetan notierte Seidel, dass Sanne hervorgehoben
            habe, er besitze »für eine stärkere Überwachung volles Verständnis«. Zudem habe Sanne
            besonders betont, dass die sozialliberale Bundesregierung zur Empörung der Opposition
            – also der CDU/CSU – mehrfach deutlich gemacht habe, dass sie ebenso wie die DDR »jeden
            Mißbrauch des Abkommens mißbillige«.[4] Mit dieser Klarheit ging Sanne weit über das in der Bundesöffentlichkeit Sagbare
            hinaus, Seidel jedoch empfand dies als unbefriedigend und den Aufruf, die Grenzsicherung
            bei Bedarf zu verschärfen, gar als bevormundend. Wohlwollend meldete er hingegen den
            versteckten Kern in Sannes Aussagen: »Die Bundesregierung und der Bundeskanzler persönlich
            hätten sich bemüht und werden sich weiter darum bemühen, auf die Presse und sonstige
            Stellen einzuwirken, daß grundsätzlich so wenig wie möglich über Republikflucht geschrieben
            werde. Es liege im Interesse beider Seiten, die öffentliche Diskussion zu beenden.«[5] 11Trotz aller Differenzen stimmten die Staatenvertreter darin überein, dass die erhoffte
            Stabilität der Beziehungen nur ohne eine hitzige öffentliche Diskussion über Migration
            zu erreichen sei.[6] Zu groß war die beiderseitige Unsicherheit, wie man mit den Ausreiseversuchen und
            den Berichten darüber umgehen solle. Schließlich waren selbst einfache Schilderungen
            mögliche Inspirationsquellen für weitere Übersiedlungswünsche. Bereits das bloße Thematisieren
            von Migration schien die zwischenstaatlichen Beziehungen zu gefährden, da die Frage
            der Freizügigkeit den neuralgischen Punkt der eingemauerten, aber instabilen DDR berührte.
         

         

         Anfang 1984 in Hamburg arbeitete sich die Redaktion des Spiegel routiniert und sicherlich etwas bemüht an den Themen der Woche ab. Nach wilden Jahren
            voller Regierungskrisen, Neuwahlen, Aufrüstungsdebatten und Staatsaffären fehlten
            nun die Kracher. Das Magazin titelte mit zweitrangigen Skandalen: Horrorfilme als
            jugendgefährdende Schreckgespenster oder die Geschäfte der Bhagwan-Sekte. Doch im
            Frühjahr 1984 zeichnete sich etwas Unerhörtes ab. Ohne Ankündigung wanderten Zehntausende
            Ostdeutsche legal in die Bundesrepublik aus. Zwar war den Redakteuren bewusst, dass
            hinter der Mauer infolge der Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit
            in Europa (KSZE) in Helsinki zahlreiche Ausreiseanträge gestellt und durchgesetzt
            worden waren, doch im Gegensatz zu den sensationellen Grenzdurchbrüchen Anfang der
            1960er Jahre waren diese »Mühen der Ebenen« nicht titelträchtig.[7] Nun aber herrschte Verwunderung, was erstens den 12SED-Staat zur schlagartigen Entlassung Zehntausender Staatsbürger bewegt haben mochte,
            wie zweitens diese Personen dies erreicht hatten – und vor allem drittens: was das
            für die Bundesgesellschaft bedeutete. Das Thema Ausreise brachte die DDR und ihre
            Bewohner auf das Cover des einflussreichen deutschen Wochenjournals. Auf dem Titelbild
            des Spiegel vom 2. April 1984 prangte flächendeckend ein Vorhang mit dem Emblem der Flagge der
            DDR: Mittig eingeschnitten, lüftete sich eine Ecke und durch diese strebten Ausreisende
            mit Leiterwagen gen Westen. Das Cover rekurrierte auf im kollektiven Gedächtnis eingebrannte
            Bilder von Heimatvertriebenen. Auch die Titelzeile rüttelte an den gerade verdrängten
            Erinnerungen und verwies verfremdet auf die Urangst des Kalten Krieges schlechthin:
            »Die Deutschen kommen«. Den nachfolgenden ausführlichen Bericht überschrieb die Redaktion,
            wie bei Migrationsthemen oft üblich, mit einem zitierten Angstausdruck: »Die nehmen
            uns die Arbeitsplätze weg!«
         

         

         Auf den ersten Blick mögen diese drei Episoden nicht viel miteinander gemein haben.
            Aber die Szenen der weihnachtlichen Eintracht im Kreise der Familie, des zähen diplomatischen
            Ringens zwischen Vertretern zweier deutscher Staaten und der öffentlichen Thematisierung
            der deutsch-deutschen Migration durch eine führende Nachrichtenredaktion im Westen
            bilden den Rahmen eines für die gesamtdeutsche Nachkriegszeit prägenden Spannungsfeldes:
            Dem unbedingten Wunsch nach grenzüberschreitender Mobilität stand die Gewöhnung an
            unterschiedliche Rechte für Deutsche aus Ost oder West, verschiedenen Alters oder
            verschiedener Funktionen und teilweise sogar der Wille zur Abgrenzung gegenüber. Der
            Historiker Jürgen Kuczynski war nicht der Einzige, der den Bau der Mauer »[a]ls ein
            Glück« empfand, als »die einzige Möglichkeit der Weiterexistenz der DDR unter diesem
            Verhältnis«.[8] In der Tat stabilisierte die Mauer eine fragile Situation, indem sie die Abwanderung
            stoppte. Doch zugleich erhöhte sie den Abwanderungsdruck.
         

         Im Schatten der Mauer gingen Politiker, die über die jeweils andere Seite triumphieren
            wollten, aufeinander zu – und sorgten sich vor einer öffentlichen Debatte über Ausreise
            und Freizügigkeit. Die Folgen dieser Annäherung schlugen sich auch medial nieder:
            Nach 13der Anfangsaufregung akzeptierten zahlreiche tonangebende bundesdeutsche Medien die
            gemauerte Teilung als einen auf Dauer angelegten Ausnahmezustand. Berichtenswert wurde
            dieser nur mehr, wenn sich Sensationelles ereignete. Damit übersahen sie lange Zeit
            das Sensationelle einer unkoordinierten Massenbewegung. Folglich nahmen sich andere
            Organisationen und Medien, die weniger journalistischen Standards als vielmehr einer
            Agenda verpflichtet waren, dieser an. Sie machten sich einen sehr spezifischen Menschenrechtsbegriff
            zu eigen und profilierten sich mit dem Thema Ausreise im Kalten Krieg und vor der
            bundesdeutschen Öffentlichkeit. In diesem grenzüberschreitenden Spannungsfeld entwickelte
            sich die Geschichte einer mehr als unwahrscheinlichen Massenmigration über die am
            besten gesicherte Grenze der Welt.
         

         Dieses Buch versucht, die Dynamiken der Teilung (von der militärischen Grenzsicherung
            bis zur »Mauer im Kopf«) und der Verflechtung (von zwischenstaatlichen Verhandlungen
            bis zum unbezwingbaren persönlichen Übersiedlungswillen) gemeinsam in einer integrierten
            Zeitgeschichte Deutschlands zu betrachten. Diese Dynamiken bedingten sich gegenseitig
            und führten in eine Gesellschaftsgeschichte voller Widersprüche. Denn die Mauer zwang
            zugleich auseinander und zusammen. Auch wenn der Blick nach Moskau oder Westeuropa
            gerichtet war, im Kern blieben beide Staaten und Bevölkerungen durch die innerdeutsche
            Grenze ge- und verbunden. Fortwährend musste ausgehandelt werden, was die Präsenz
            der Mauer für die Politik, die Kultur und das Leben bedeutete. So rahmte die Mauer
            auf ihren beiden Seiten die Möglichkeiten dessen, was Deutschland im Kalten Krieg
            sein konnte. Sie wirkte weit über den Grenzraum hinaus; es entstand die Mauergesellschaft.
            Darunter verstehe ich grob gesprochen jenen gesellschaftshistorischen Zustand, in
            dem die durchgrenzte deutsche Gesellschaft aushandeln musste, ob und wie sie noch
            zusammengehörte. Dabei war die Nation eine großenteils entleerte rhetorische Verweisgröße.
            Antworten auf diese Fragen zeigten sich ohnehin nicht in Begriffen, sondern vor allem
            in sozialen Praktiken. Hierbei gab es kein Kontinuum der Teilung. Sie wurde immer
            wieder aufs Neue gefestigt und hinterfragt. Erachten wir dies als den Grundansatz
            für die deutsche Zeitgeschichte, fällt der Blick weniger auf die Geschichte eines
            »geteilten Landes«, wie es ein gängiger Terminus behauptet. Im Vergleich zum Handeln
            und Denken war die 14politische Teilung in zwei Länder bzw. Staaten verhältnismäßig einfach. Was – im doppelten
            Wortsinn – geteilt wurde, war die Gesellschaft. Und diese Teilung war komplizierter,
            kurzum kein Vorgang, sondern ein Prozess. Denn obwohl die Mauer die deutsche Gesellschaft
            physisch in zwei Teile schnitt, blieben wichtige Kontaktzonen bestehen. Aufgrund erleichterter
            Kommunikationsmöglichkeiten, verbesserter technischer Möglichkeiten und politischer
            Entscheidungen erweiterten sie sich im Laufe der Zeit sogar. Die deutsche Gesellschaft
            veränderte ihren Charakter entsprechend ihren Praktiken von Verflechtung und Teilung.
            Aber in ihren Formen und ihren Modi blieb sie durch die Grenze konstituiert. Diese
            Widersprüchlichkeit machte die deutsche Gesellschaft im Verlauf des Kalten Krieges
            zur Mauergesellschaft.
         

         Nichts hinterfragte die Mauer so sehr wie der Wille, sie physisch zu überwinden. Neben
            Migrationsversuche traten rhetorische und politische Grenzüberschreitungen sowie Maßnahmen
            der Abgrenzung und Grenzsicherung. Dieses Wechselspiel schuf das, was in der Forschung
            ein »Migrationsregime« genannt wird: die grenzüberschreitende Aushandlung von Positionen
            und Machtbeziehungen zwischen allen involvierten Akteuren über die Möglichkeiten,
            Begrenzungen, Erleichterungen oder die Verhinderung von Migration.[9] Als eine »Arena« umfasste das deutsch-deutsche Migrationsregime dabei als primäre Akteure die potentiellen und prospektiven Migranten aus der DDR ebenso wie ihr persönliches
            oder weiteres Beziehungsgeflecht. Ohne sie hätte es das »Problem« und damit auch den
            Aushandlungsbereich »Migration« im internationalen Regime nicht gegeben. Daneben befanden
            sich vornehmlich staatliche Instanzen, die als sekundäre Akteure versuchten, teilweise in enger Beziehung zu Migranten und teilweise in den abstrakten
            Höhen internationaler Politik und Diplomatie, die Migrationsbedingungen der Mauergesellschaft
            zu regulieren. Dies geschah zunehmend eingebunden in internationale Beziehungen und
            Verpflichtungen. Die permanente Kollision zwischen migrantischem Handeln und gouvermentalem
            Regulierungsbedürfnis brachte immerfort unerwünschte Themen in die Öffentlichkeit,
            schuf Präze15denzfälle und Raum für Eigensinn, inspirierte Gemunkel und Gerüchte und forderte Strukturen
            heraus. Hierbei kamen die tertiären Akteure des Migrationsregimes ins Spiel: jene, die das Thema in die Öffentlichkeit trugen
            und diskursiven Einfluss ausübten. Ihr Deutungsanspruch formte den Blick auf die Teilung
            und die Ausreise maßgeblich und nachhaltig. Dies hatte praktische Konsequenzen, sei
            es in der Verschiebung politischer Möglichkeiten, sei es ganz konkret, wenn prospektive
            Migranten die Medienöffentlichkeit nutzten, um ihren Ersuchen Vortrieb zu verleihen.
            Die Dynamik zwischen diesen Akteuren abzubilden und damit mittels eines neuen Blicks
            auf die deutsche Zeitgeschichte eine Methodik für die Tiefenanalyse eines Migrationsregimes
            zu entwickeln ist eines der zentralen Anliegen dieses Buches. Dabei dient der oft
            benannte »Querschnittscharakter« von Migration als Fokus, um letztlich die über Migration
            hinausgehende Geschichte einer durchgrenzten Gesellschaft zu ergründen.[10]

         Die eingangs angeführten drei Episoden rahmen also das thematische Feld einer Zeitgeschichte
            der Mauergesellschaft stehen. Darüber hinaus geben sie dem Buch seine Struktur, indem
            sie für die drei entscheidenden Phasen der Mauergesellschaft stehen. In den Jahren
            nach dieser »›zweite[n] Teilung‹ Deutschlands« versuchten nicht nur Berliner, sondern
            Deutsche in Dresden und Kassel, Magdeburg und München auf zahllosen Familientreffen,
            in Briefwechseln oder im stillen Kämmerlein zu klären, was die Mauer für sie bedeutete.[11] Die staatlichen Akteure beiderseits der Grenze verhielten sich nicht anders. Auch
            für sie war der Bau der Mauer ein Novum. So mussten anfangs sowohl die Bevölkerungen
            als auch die – im Rückblick häufig als viel zu vorausschauende Akteure konzipierten
            – Staaten überhaupt erst einmal herausfinden, welche Ordnung sich inner- und zwischenstaatlich nach dem Bau der Mauer entwickelte und entwerfen
            ließ. Diese im ersten Buchteil untersuchte Phase klang Ende der 1960er Jahre mit der
            Einführung der Staats16bürgerschaft der DDR und der Amtsaufnahme der sozialliberalen Regierungskoalition
            aus. Ihr folgte mit der deutsch-deutschen Annäherung die im zweiten Buchteil betrachtete
            Kernfrage, wie sich in Zeiten staatlicher Teilung und gleichzeitiger gesellschaftlicher
            Verflechtung Kontakte gestalten ließen. Waren Anrufe, Briefe, Päckchen und Besuche legitime Ausdrücke der
            Lebensrealität der Teilung, scharf zu kontrollierende Privilegien oder untergruben
            sie sogar die Ordnung, indem sie letztlich zur Ausreise anstifteten? Und wer kommunizierte
            eigentlich: Mitglieder einer gemeinsamen Nation oder lediglich Angehörige zweier Staaten?
            So politisierte die Zweistaatlichkeit selbst sehr private Beziehungen. Alle involvierten
            Akteure waren bestrebt, das für sich zu nutzen, was die dritte Phase einläutete. Entsprechend
            verdeutlicht der dritte Buchteil, wie die Frage nach der praktischen Relevanz der
            Menschenrechte an Bedeutung gewann, vor allem, weil immer mehr Ausreisewillige diese einforderten.
            Auf der Basis internationaler Dokumente und individueller Kontakte versuchten sie,
            per Sprache und Lebensgestaltung im Unrechtsstaat die Menschenrechte als individuelles
            Recht zu mobilisieren. Ihre Anliegen wurden ein Thema für eine Vielzahl an Akteuren
            von der politischen Führung über den Sicherheitsapparat und die um die Aufnahmekapazitäten
            der BRD besorgten Bundesbürger bis zur DDR-Opposition, die angesichts ihres Wunsches
            einer innerstaatlichen Reform äußerst ambivalent auf die universelle Einforderung
            von Menschenrechten reagierte. Als »Ikonen des Kalten Krieges« waren die oft als »Mauerflüchtlinge«
            bezeichneten Ausreisenden von gr0ßer Relevanz für den globalen Bedeutungszuwachs der
            Menschenrechte ab Ende der 1970er Jahre.[12] Ihre Geschichte macht die Mobilisierungsdynamiken der Menschenrechte als »letzter
            Utopie« konkret nachvollziehbar, wobei sich an der Geschichte der Mauergesellschaft
            zeigt, dass die von dem Rechtswissenschaftler und Historiker Samuel Moyn als Retter
            der Menschenrechte gepriesenen NGOs vor allem den Handlungshintergrund schufen für
            die den Ausgang des Kalten Krieges mitentscheidende Beharrlichkeit Hunderttausender
            Individuen.[13]

         17Entsprechend diesen drei Phasen – jener der Ordnungssuche, jener der Frage der Kontakte und jener der erfolgreichen Mobilisierung der Menschenrechte – gliedert sich diese Geschichte der Mauergesellschaft. In ihr schildere ich somit auch
            die überraschende Geschichte, dass ausgerechnet die mit der Mauer einhergehenden eklatanten
            Verstöße gegen die Menschenrechte auf lange Sicht die Debatte über diese stärkten.
            Der aggregierte Effekt war gewaltig, denn letztlich brachte die massenhafte »hartnäckige«[14] Berufung auf die Menschenrechte – und eben nicht auf die seit 1990 besungene Nation
            – die Mauer zum Einsturz.
         

         
            
               Die Mauer – nicht nur Grenze, sondern Zustand
               

            

            Diese Phase eint eine gemeinsame Voraussetzung: die Existenz der Berliner Mauer. Einerseits
               war sie der perfide letzte Baustein in einem knapp ein Jahrzehnt lang anwachsenden
               Grenzsystem des SED-Staates, das in erster Linie der Migrationsverhinderung von Ost
               nach West diente. Andererseits läutete die SED-Führung mit dem Mauerbau eine neue
               Epoche der Geschichte der DDR, beider deutschen Staaten und ihrer Beziehungen, der
               scheinbar getrennten Bevölkerungen, ja des Kalten Krieges ein. Anders als der schleichende
               Ausbau der innerdeutschen Grenze in den 1950er Jahren, der vor allem die unmittelbaren
               Grenzregionen zu Grenzgesellschaften transformierte, definierte die Berliner Mauer
               eine grund18sätzlich neue Situation für die gesamte Politik und Bevölkerung beider Seiten.[15] Mit Beton, Verhaltensregeln und Schießbefehl sollte die Mauer als hermetischer Grenzzustand
               eine bereits starken Zentrifugalkräften ausgesetzte Gesellschaft gänzlich zerteilen.
            

            Als Primäreffekt verstummte die millionenfache »Abstimmung mit den Füßen«. Dies beruhigte
               die seit Beginn der zweiten Berlin-Krise 1958 hochbrisante Konfliktzone des Kalten
               Krieges. Doch der Rückgang der Grenzübertritte beendete keineswegs die Konflikte um
               die Abwanderung. Sie begannen vielmehr gerade erst. Denn die Mauer etablierte eine
               neue Norm: die volle Kontrolle des SED-Staates über seine Grenzen und damit über die
               Migrationsbewegung und letztlich selbst den Migrationsgedanken. Dieser Anspruch war
               ideell in die Mauer eingelassen. Eine jede Abweichung hinterfragte grundlegend ihre
               Existenz – und damit jene Macht, die zu schützen ja gerade der Auftrag der Mauer war.[16] So verkehrten sich als Sekundäreffekt die Bedürfnisse langsam in ihr Gegenteil: Hatte
               der SED-Staat die Mauer gebaut, um mit ihr die Migration zu kontrollieren, benötigte
               die Mauer nun stete Schutzmaßnahmen, um nicht durch Abwanderung destabilisiert zu
               werden. Damit drohte der Mauer nicht in erster Linie an der Grenze ihre Schwächung,
               sondern vor allem aus der Gesellschaft heraus. Je höher die Mauer wuchs, je breiter
               die Grenzstreifen wurden, je mehr Gesetze und Verordnungen sie absichern sollten,
               desto mehr Personen drängten allen Repressionen zum Trotz auf legalem Wege aus dem
               Staat. In der Trias aus Mauer, Migration und Menschenrechten schuf die Herrschaftstechnik
               der Mauer die Widerstandstechnik der Ausreisebemühungen.
            

            
               19Tafel 1: Übersiedlungsstatistiken ost- und westdeutscher Institutionen im Vergleich 13. August
                  1961-31. Dezember 1988.
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            Entgegen landläufiger Meinung sind die Zahlen der deutsch-deutschen Migration beeindruckend.
               In den 28 Jahren, in denen die Mauer Bestand hatte, verließen ungefähr 787 000 DDR-Bürger
               den mit rund 15 Millionen Einwohnern kleinen und zudem ständig schrumpfenden zweiten
               deutschen Staat (siehe Tafel 1, S. 19) ins Bundesgebiet oder West-Berlin.[17] Viele mehr kämpften für ihre Ausreise. So konnten sich im Jahr 1988 25 263 Ausreisewillige
               dieses Recht erstreiten, weitere 155 905 stellten einen Antrag. Die Zahl derer, die
               sich um eine Bewilligung bemühten, übertraf die derjenigen, denen eine Erlaubnis erteilt
               wurde, um das Sechsfache – ein 20massiver Unruheherd im immer fragiler werdenden SED-Staat. Allein 1988 wurden doppelt
               so viele Neuanträge gestellt wie alte genehmigt. Die »hartnäckig« für ihre Ausreise
               Streitenden wurden zur eigentlichen Last für den Staat. Während Frustration um sich
               griff und die Stimmung im Land kippte, artikulierten diese Menschen ihre Wünsche immer
               offener und stellten so die grundlegende Maxime des SED-Staates – die politisch, persönlich
               und moralisch unbedingte Bleibepflicht der Bürger – infrage. Das Jahr 1988 war dahingehend
               keine Ausnahme, sondern vielmehr das letzte »normale« Jahr vor der Selbstabschaffung
               der Mauergesellschaft im Jahr 1989. Die Antragsteller hielten einen immensen Verwaltungs-
               und Repressionsapparat auf Trab, der sie zu marginalisieren und zu unterdrücken hatte,
               um auch den Rest der Bevölkerung zu disziplinieren. Schließlich spielten ungleich
               viele mehr mit dem Gedanken eines Ausreiseantrags, scheuten aber (vorerst) die Gefahr
               oder die zu erwartenden harten Repressionen. Besonders deutlich wurde diese Situation
               in einer Antragswelle ab dem Spätsommer 1989, als die Autorität des SED-Staates bereits
               ins Wanken geraten, die Mauer aber noch geschlossen war.
            

            Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Ausreisestatistiken nicht nur zwischen Ost
               und West, sondern auch zwischen verschiedenen Institutionen schwanken.[18] Die Daten wurden mit unterschiedlicher Kenntnis und abweichenden Interessen aufgenommen,
               was die Werte beeinflusst.[19] Im Statistischen Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland wurden etwa offizielle Wohnortummeldungen registriert. Die Ausreise mit Zwischenmeldung
               über Drittländer wurde nicht abgebildet, eine Feingliederung ist daher kaum möglich.
               Die bundesdeutschen Notaufnahmestatistiken enthalten nur jene Personen, die einen
               streng regulierten administrativen Prozess in den Notaufnahmelagern durchliefen. Die
               als Staatsgeheimnisse eingestuften und nur einer Handvoll Mitarbeitern zugänglichen
               21Zahlen des Ministeriums des Innern (MdI) und des Ministeriums für Staatssicherheit
               (MfS) spiegeln deren Kenntnisstand, der z. B. bei Fluchten oder dem Überziehen von
               Reisegenehmigungen immer erst postfaktisch entstand. Allen Statistiken ist gemein,
               dass sie Vorgänge abbilden und damit auch Mehrfachzählungen beinhalten. Im Gegensatz
               zu den früheren Jahren der Teilung ist dies aufgrund der in beide Richtungen erschwerten
               Wege quantitativ vernachlässigbar, verdient im Laufe des Buches qualitativ aber hin
               und wieder durchaus nähere Betrachtung. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die vorliegenden
               westdeutschen Quellen keine verlässliche Statistik für das Restjahr 1961 nach dem
               Mauerbau anbieten[20] und dass ab Sommer 1989 keine der Institutionen den Überblick über die Bewegungen
               behielt. Diese Gegenüberstellung der Statistiken ist einführend wichtig, da zahlreiche
               Publikationen nur die Zahlen einer Quelle übernehmen.[21] Zwar gehen sie mit diesen oft kritisch um, indem sie die Perspektivität der Daten
               als Einschränkungen ihrer Aussagekraft begreifen.[22] In der Gegenüberstellung in Tafel 1 wird aber deutlich, dass der statistische bias eine Folge der Stellung der jeweiligen Institution im Migrationsregime ist. Durch
               ihre Erhebungswege und -arten sowie die Form 22der Aufbereitung positionierten sich die zahlenführenden Akteure im Kalten Krieg.
               Hinter den Statistiken standen verschiedene Nutzbarkeitsgedanken, die weniger die
               Aussagekraft der Zahlen korrumpieren, sondern vielmehr die Akteure als Träger der
               Zahlen in den Vordergrund rücken.
            

            Dies gilt ebenfalls für die als hochvertraulich oder gar als Staatsgeheimnis eingestuften
               Ausreisestatistiken des SED-Staates. Auch diese kann man trotz der Akribie der Datenaufnahme
               nicht direkt übernehmen, da sich diese Zahlen bei genauerem Hinsehen zwischen den
               verschiedenen Ministerien, ja gar zwischen den verschiedenen Abteilungen des MfS,
               unterscheiden und teilweise im Detail widersprechen. Das liegt erstens in der internen
               und externen Abschirmung geheimdienstlicher Arbeit begründet und hängt zweitens damit
               zusammen, dass das MfS ab den späten 1970er Jahren dazu überging, vor allem die »rechtswidrigen«
               Ausreiseanträge zu analysieren, also die Anträge »arbeitsfähiger« DDR-Bürger. Stellten
               diese in den 1960er Jahren noch weniger als 10 % der Auswanderer, schnellte ihr Anteil
               in den 1980er Jahren auf 70 bis 90 % in die Höhe. In zahlreichen Aufstellungen für
               die 1980er Jahre fallen darum Rentner und als »nicht arbeitsfähig« Eingestufte unter
               den Tisch, obwohl sie als Mittler und als Argumente in den deutsch-deutschen Beziehungen
               eine ganz zentrale Rolle einnahmen. Darum ist es wichtig, das Datenmaterial nicht
               allein als Ausdruck der Bewegungs-, sondern auch der Verwaltungsrealität zu sehen.
            

            Einführend und etwas verallgemeinernd gesprochen zerfällt diese heterogene Migrationsbewegung
               zur Zeit des Bestehens der Mauer in drei idealtypische Hauptgruppen.[23] Erstens siedelten ungefähr 187 000 Personen illegal in die Bundesrepublik über, indem
               sie z. B. ein Reisevisum überzogen oder unerlaubt eine Grenze überschritten, sei es
               nach West-Berlin, in die Bundesrepublik oder über einen Drittstaat wie beim Auslandsurlaub.
               Für die Höhe dieser Zahl ist vor allem das Jahr 1989 verantwortlich, in dem mindestens
               110 000 Personen eine solche Option nutzten. Diesen Teil der Migration bzw. Migranten
               bezeichne ich nachfolgend als »Flucht«, »illegale Emigration« bzw. »Geflohene«. Weitere
               27 000 23Personen wurden über die Wege der »besonderen humanitären Bemühungen« der Bundesregierung
               gegen Devisenzahlungen aus der Haft nach Westdeutschland entlassen.[24] Dies subsumiere ich im Folgenden unter dem Begriff des »Freikaufs« bzw. der »Freigekauften«.
               Die mit Abstand größte Gruppe von ca. 570 000 Personen erkämpfte sich eine staatliche
               Ausreisegenehmigung – und zwar obwohl lange Zeit und für eine überwiegende Mehrheit
               der Ausreisewilligen allein schon ein Antrag als »rechtswidrig« galt.[25] Mit großer Beharrlichkeit überzeugten sie den sich kompromisslos 24gebenden Staat davon, dass es für ihn besser sei, sie gehen zu lassen. Die dafür notwendigen
               Praktiken wandelten sich mit der Zeit stark und reichten vom Andienen an den Staat
               über die Mobilisierung von Privilegien und Fürsprechern über hartnäckige Insistenz
               bis zum offensiven Konflikt mit dem Staat. Diesen Komplex fasse ich unter dem Begriff
               der »Ausreise« bzw. der »legalen Migration« zusammen, wobei die Betroffenen als »Ausreisewillige«,
               »Antragsteller auf Ausreise« und nachfolgend als »Ausgereiste« bezeichnet werden.
            

            Zudem wanderten ca. 72 000 Personen in die DDR ein. In den letzten Jahren wurde ihnen
               stärkere Aufmerksamkeit zuteil, weil sich unter ihnen bundesdeutsche Deserteure, Verräter
               oder auch RAF-Terroristen befanden.[26] Solche sensationellen Fälle mögen etwas über die Praktiken und etwas über das Propagandainteresse
               des SED-Staates aussagen, sozialhistorisch aber sind sie vernachlässigbar. Anders
               verhält es sich mit der weitaus größeren Zahl der Menschen, die aus rein privaten
               Motiven, z. B. zum Zweck der Eheschließung und unter teilweise falschen Versprechungen,
               in die DDR einwanderten.[27] In erster Linie handelte es sich bei den statistischen Einwanderern aber um gescheiterte
               Auswanderer, die in die DDR zurückkehrten. Die meisten von ihnen waren Geflohene,
               die spontan eine Gelegenheit beim Schopfe gepackt hatten und sich – im Gegensatz zu
               den nach Jahren des Kampfes erfahrungsgestählten Ausreisenden – der Konsequenzen ihres
               Handelns erst im Westen gewahr wurden.
            

            All diese Migrationsarten sind deswegen bemerkenswert, weil der SED-Staat mit dem
               Mauerbau eine neue politische und soziale Realität erzwang. Konnten zuvor noch Hunderttausende
               Men25schen pro Jahr durch das Schlupfloch der innerstädtischen Grenze in Berlin von Ost
               nach West entkommen (und innerstädtisch Zehntausende täglich pendeln), fesselte die
               gewaltsame Abgrenzung der sowjetischen von den anderen drei Zonen der Stadt sie ab
               dem 13. August 1961 an ihren jeweiligen Ort. Einige Autorinnen und Autoren erzählen
               die Geschichte des Mauerbaus als die einer langsamen Machtdurchsetzung Walter Ulbrichts,[28] andere als das Eingeständnis seiner Machtlosigkeit;[29] wieder andere legen den Fokus auf die Gewaltgeschichte eines 28 Jahre dauernden skandalösen
               Unrechts[30] oder sprechen von einem langen Scheitern.[31] In vielen Studien zum Leben in der DDR oder der Bundesrepublik wird die Existenz
               der Mauer indes einfach unkommentiert vorausgesetzt. Ich nehme in diesem Buch eine
               andere Perspektive ein. Die Existenz der Mauer soll hier als eine temporäre, aber
               prägende deutsche Realität begriffen werden. Ich löse die Geschichte der Mauer gewissermaßen
               von ihrem konkreten Ort an der Grenze, um ihre Position in der Gesellschaft zu bestimmen.
               Die Mauer war mehr als eine Staatsgrenze; sie schuf einen gesamtgesellschaftlich neuen
               Zustand. Als Grenze durch zwei Staaten formte sich um sie eine 26Gesellschaftsgeschichte aus Abgrenzung und Kontakt, aus Kontrollsuche und -verlust,
               aus Gemeinsamkeit und Differenz. Dieser Umstand verleitete den Journalisten Dieter
               Hildebrandt nur wenige Monate nach dem Mauerbau zu der Behauptung, »die Mauer ist
               keine Grenze«.[32] Fürwahr – sie war weit mehr als das.
            

            Hildebrandt verneinte ihren Grenzcharakter, weil er sie erstens nicht als solche akzeptieren
               wollte, und zweitens, weil sie zugleich trotz ihres noch jungen Alters bereits nicht
               nur eine Grenze, sondern eine historische Situation definierte. Es begann die Geschichte
               der Mauergesellschaft, an deren Ende, unter gänzlich anderen Bedingungen, die Künstlerin
               und Bürgerrechtlerin Bärbel Bohley noch 1989 in einem ähnlichen Stoßseufzer monierte,
               die Mauer sei eben keine Grenze, sondern »eigentlich eine Obsession, [sie] besetzt
               […] die Gedanken der Leute im Osten und im Westen«.[33]

            Der Begriff der Mauer steht für den durch die versuchte Umsetzung einer hermetischen
               Grenze geschaffenen (und mit ihr gefallenen) Gesellschaftszustand. Daher fasse ich
               unter der »Berliner Mauer« einen konkreten Ort, während »Mauer« als Chiffre für den
               gewalthaften Teilungszustand steht, der aus Berliner Mauer, innerdeutscher Grenze,
               internationalen Verflechtungen, Regulierungen und zahllosen individuellen, kollektiven
               und politischen Beziehungen in einer geteilten Sprach- und Gedankenwelt bestand.
            

            Die Mauer besetzte also keinen spezifischen Ort, sondern griff immer tiefer in die
               Gesellschaft aus und prägte sie konstituierend. Sie existierte aber nur in einem bestimmten
               Zeitraum. Dieser lässt sich sehr genau auf die Jahre und Tage zwischen den Nachtstunden
               und Morgennachrichten des 13. August 1961 und den Abendstunden des 9. November 1989
               datieren. Die Mauer fiel nicht vom Himmel, und ebenso wenig löste sie sich nach der
               (un-)glücklich verlaufenen Pressekonferenz Günter Schabowskis in Luft auf.[34] Der durch die Mauer geschaffene und bedingte Gesellschaftszustand 27ist allerdings als eine eigene Phase der deutschen Gesellschaftsgeschichte ernst zu
               nehmen. Historiker und Historikerinnen wie Edith Sheffer und Sagi Schaefer haben für
               den unmittelbaren Grenzraum nachgewiesen, wie tiefgreifend die Teilung bereits seit
               den 1950ern die sozialen Beziehungen in den Grenzregionen veränderte.[35] Berlin aber blieb mehr als ein Schlupfloch. Die Stadt war ein offener Verkehrsraum,
               und wie die Zehntausenden Menschen bezeugen, die in den Jahren vor dem Mauerbau jeden
               Monat übersiedelten, eine breite Straße gen Westen für die gesamte Bevölkerung der
               DDR. Die Mauer setzte dieser Durchlässigkeit ein Ende. Dabei war diese Art der Grenze,
               die nicht allein Territorium, Zugehörigkeiten und administrative Zugriffe rahmte,
               sondern mit dem Versprechen der vollen Bewegungskontrolle eine aktive bevölkerungspolitische
               Funktion einnahm, in dieser Radikalität ein neuartiges Phänomen nicht nur in der deutschen,
               sondern allgemein in der Geschichte. Erstmals diente eine lückenlos militärisch gesicherte
               und weit ins Ausland greifende Staatsgrenze mit hermetischem Anspruch ausschließlich
               dem Zweck, ihre Überquerung durch Zivilisten zu verhindern.[36]

            Dies ging mit einer Vielzahl kurz- und langfristiger, teils erwarteter, in der überwiegenden
               Mehrzahl aber überraschender sozialer und politischer Konsequenzen einher. Den Anspruch
               vollständiger Kontrolle konterkarierten zahlreiche zeitgleiche Neuerungen, allen voran
               die moderne Funk- und Fernsehtechnologie, die erleichterte private Fernkommunikation,
               der Massenverkehr sowie der Massentourismus. So begann eine neue und komplexe Geschichte
               erwünschter und unerwünschter, aber persistenter grenzüberschreitender Beziehungen
               in einer sich zugleich auflösenden 28und erhaltenden durchgrenzten Gesellschaft. Sie bildete zwar seit Längerem kein Ganzes
               mehr, zerfiel aber ebenso wenig in zwei autarke Teile. Dies erlebten beispielsweise
               Familien, die sehr schnell feststellen mussten, dass sie immer mehr trennte denn einte.
               Das ermöglichte Besuche, die wiederum ebenso wie das Radio- und Fernsehprogramm sowohl
               Gemeinsamkeiten als auch Unterschiede zunehmend stärker prononcierten. So wurde eine
               sich abwendende Bundesgesellschaft dazu gezwungen, immer wieder die »offene deutsche
               Frage« zu diskutieren.
            

            Abgesehen von einem besonders interessierten Publikum aus Forschern und Zeitzeugen
               ist in der politischen Erinnerung an die Mauer heute allerdings überraschend wenig
               von dieser Komplexität zu spüren. 30 Jahre nach ihrem Fall hat sich in den öffentlichen
               Riten der Erinnerung an die Teilung ein besinnlicher einerseits und ein marktschreierischer
               Triumphalismus andererseits verfestigt, der die komplexe deutsch-deutsche Geschichte
               allzu oft auf eine Erfolgsgeschichte der sehnsüchtig erwarteten Befreiung reduziert
               – jüngst zunehmend ergänzt durch das nicht weniger holzschnitthafte Gegenbild einer
               trübsalhaften Vereinigungserfahrung Ostdeutschlands. Dieses öffentliche Narrativ unterscheidet
               sich jedoch vom Zungenschlag zahlreicher Einzelstudien zur Geschichte der DDR. Auf
               empirischer Basis verschließen sie sich, wie auch die leider raren aus der bundesdeutschen
               Perspektive geschriebenen Teilungsstudien, dieser tragischen Romanze. In oft akribischer
               Detailarbeit betonen sie die Vielfalt der Teilungserfahrung. Darauf aufbauend nähert
               sich dieses Buch der wechselhaften Geschichte des Umgangs mit der Teilung von beiden
               Seiten mit der Methodik der Migrationsforschung.
            

            Dabei »springt« es immer wieder über die Mauer und zeichnet nach, wie die Geschichte
               der Mauergesellschaft nach ihrem Geburtsschock unter politischer Federführung als
               eine »doppelte Geschichte« (Christoph Kleßmann) begann. Indem sich aber die Gesellschaft
               auf die neue Situation einließ, setzten widersprüchliche soziale Dynamiken ein. Einerseits
               entfernten sich beide Seiten punktuell immer weiter voneinander. Andererseits konnten
               sie einander nicht loslassen. Gerade die schärfsten »Abgrenzer« verdankten ihre Existenz
               dem Teilungszustand.[37] Im politischen und 29sozialen Alltagsleben entwickelten sich durch Mobilisierung und Medialisierung zudem
               immer engere grenzüberschreitende Beziehungen und gar Abhängigkeiten, die sich in
               das Leben und in die Gedankenwelt einschrieben. Der emotionalen Absonderung beider
               Lebenswelten steht somit die gemeinsam ausgehandelte Realität des Lebens mit der Mauer
               zur Seite. Diese Ambivalenz charakterisiert die Mauergesellschaft.
            

            Als Schlüssel zu dieser paradox anmutenden Situation dient mir keine akademische Studie,
               kein Werk der Aufarbeitung und auch kein historischer Essay, sondern Peter Schneiders
               Selbsterkundung in Der Mauerspringer. Zwischen Anekdoten und Zweifeln fasste Schneider grundlegende Gedanken über die
               geteilte deutsch-deutsche Lebenswelt. »Wo hört ein Staat auf«, fragt er in seiner
               1982 veröffentlichten Erzählung, »und wo fängt ein Ich an?«[38] Der Protagonist leidet darunter, dass »wir […] nicht miteinander reden [können],
               ohne daß ein Staat aus uns spricht«, und schlussfolgert trocken: »Die Mauer im Kopf
               einzureißen wird länger dauern, als irgendein Abrißunternehmen für die sichtbare Mauer
               braucht.«[39] Damit erfand Schneider die für die 1990er Jahre entscheidende Metapher der »Mauer
               im Kopf«, deren lange Errichtungsgeschichte die der Mauergesellschaft ist.
            

         

         
            
               Agency durch Sprache: Mauern aus Papier und die Menschenrechte
               

            

            Der Ausgangspunkt dieser Geschichte ist, dass nicht nur die schockierte Bundesrepublik,
               sondern auch der SED-Staat am Tage nach dem Bau der Mauer nahezu orientierungslos
               vor der neuen Situation stand. Dabei waren es weniger die in der Forschung oft disku30tierte militärische Absicherung der neuen Grenze oder die erwartbaren internationalen
               Verwicklungen, die für Fragezeichen sorgten. Zeitgleich mit dem Bau der Mauer suspendierte
               die SED-Führung sämtliche reise- und migrationspolitischen Regeln und verfügte einen
               grundsätzlichen Stopp der innerdeutschen Grenzübertritte. Dieses Aussetzen aller einsehbaren,
               offiziellen oder inoffiziellen Regeln für die Beziehungen zwischen der eigenen Bevölkerung
               und jener des Weststaates war Neuland. Um den polnischen Titel des großartigen Buches
               des Historikers Dariusz Stolas zu zitieren: Die SED-Führung etablierte ein kraj bez wyjścia, ein »Land ohne Ausweg« im doppeldeutigen Sinne, da sie einerseits keine Auswanderungsmöglichkeit
               bieten wollte und sich andererseits so in eine ausweglose Situation manövrierte.[40] Das Ziel war die Unterbindung nahezu jedes unautorisierten grenzüberschreitenden
               Kontaktes. Denn in den Augen des SED-Staats schlummerte in jedem Paket, jedem Brief,
               jeder Wiedersehensfloskel potentiell »Hetze«, »Spionage« oder gar ein »Abwerbungsversuch«.
               So wurde die Kontrolle der Kontakte schnell zum Bestandteil der erweiterten Grenzsicherung.
            

            Großenteils im Trial-and-Error-Verfahren suchte der SED-Staat bis Mitte der 1960er
               Jahre bar jeder Erfahrungswerte nach einem Ordnungssystem der Migrationsverwaltung
               mit dem Ziel der Migrationsverhinderung. Es folgten neue, stetig wachsende Papierberge
               an geheimen und vertraulichen Ordnungen, Anweisungen und Befehlen.[41] Die Mauer wurde ergänzt durch tief in die Gesellschaft hinein wirkende Papiermauern.[42] Auf beiden Seiten 31der Grenze wurden Regeln und Gesetze erlassen, internationale Vereinbarungen getroffen,
               Einschätzungen und Kategorisierungen verfasst, Aufforderungen, Zusagen, Statistiken,
               Berichte sowie Merkblätter publiziert und vieles mehr. Solche Papiere waren nicht
               einfach Nebenprodukte der Mauer, sie stützten sie. Der Kultur- und Literaturwissenschaftler
               Ben Kafka hat diese stabilisierende Funktion von Papier und Dokumenten als Medium
               der Verstaatlichung von Ordnungsdiskursen sehr deutlich herausgearbeitet: »Pierre
               de Biasi hat Papiere als die ›fragile Stütze des Notwendigen‹ charakterisiert, aber
               wir täten wohl besser, wenn wir sie als die notwendige Stütze des Fragilen verstünden.«
               Neben Zahlen und Berichten, so fährt Kafka fort, drücken sich in ihnen wesentliche
               Wünsche und Bedürfnisse aus. In dieser Überlappung wurde manch ein Autor eines noch
               so sorgfältig formulierten Papiers von dessen gänzlich anderer Wirkung überrascht
               oder gar übermannt.
            

            Die mit dem Mauerbau neu entstandene Migrationsverwaltung des SED-Staates stellte
               dabei schnell fest, dass sie den Herrschaftsanspruch der Partei nur dann festigen
               konnte, wenn sie zusätzlich zur Regulation von Migration auch entsprechende Wissensbestände
               produzierte.[43] Anträge wurden deswegen nicht nur verwaltet, es wurden Informationen zu ihnen zusammengetragen.
               Diese Machtausübung lag anfangs in den Händen des MdI und wurde vom MfS ergänzt, bis
               sich in den 1970er Jahren dieses Verhältnis langsam umkehrte. Nach der KSZE-Schlussakte
               übernahm das MfS endgültig die Federführung über die nun als »rechtswidrig« eingestuften
               Anträge – was sich 1989 jedoch teilweise wieder änderte, da der Anspruch, »alles wissen
               zu müssen«, aufgrund der Ereignisse des Jahres scheiterte.
            

            »Die bürokratische Verwaltung«, schrieb Max Weber, »bedeutet: Herrschaft kraft Wissen.«[44] Die Migrationsverwaltung ist ein zent32raler Bestandteil von Herrschaft. Das Sammeln von Informationen ist darum immer auch
               ein Steuerungsversuch gesellschaftlicher Ereignisse und Tendenzen. Das gilt übrigens
               auch für die BRD, wo sowohl von staatlicher Seite wie auch durch zivilgesellschaftliche
               Organisationen mit dem Machtanspruch des Alleinvertretungsrechts oder der Schutzpflicht
               Informationen gesammelt und politisch nutzbar gemacht wurden. Das Erstellen eigener
               Kategorien, Berichte und Formulare ist als Reaktion auf gesellschaftliche Herausforderungen
               ein entscheidender Faktor in der Geschichte der Mauergesellschaft, weswegen die archivalisch
               auffindbaren Wissensbestände immer in ihrem Herrschaftsbezug, also als Gegenstände
               der Machtaushandlung zu verstehen sind. Darum ergänzten die Papiermauern die Mauer
               nicht nur, sie definierten ihre Bedeutung und formten sie. Ebenso waren die »Dokumentationen«
               der Verbrechen an der Mauer oder als Hilfestellung gedachte Merkzettel für Ausreisende
               keine simplen Informationsbroschüren oder Handreichungen an Individuen, sondern Ausdrücke
               im Machtkampf um die Präsenz und die Bedeutung der Mauer.[45] Ungeachtet ihrer Urheberschaft beispielsweise durch das MdI, die Staatssicherheit,
               das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen (BMG)[46] oder diverser westdeutscher Nichtregierungsorganisationen spiegelten all die Auflistungen,
               Erhebungen und Statistiken die Mauergesellschaft viel weniger, als dass sie ihre Produzenten
               im deutsch-deutschen Macht- und Deutungskampf positionierten.
            

            Trotz der unterschiedlichen Intentionen der Autoren trugen ihre Schriftstücke gemeinsam
               zur Vergesellschaftung der Mauer bei. 33Durch offizielle Sprache sickerten, wie Edith Sheffer betont, die offiziellen mental maps in die Köpfe der Bürger ein. So verwies das Wort »gesamtdeutsch« ebenso auf eine
               räumliche Realität der Teilung wie auf Stadtplänen und Postkarten die trotzige Bezeichnung
               »Berlin, Hauptstadt der DDR«.[47] Durch diese Sprache der Teilung sollte die Papierarbeit beider Seiten die Logiken
               der Mauergesellschaft zu sozialen Mustern verfestigen. Die Mauer war darum nicht nur
               ein tödliches Grenzbauwerk, sondern ein weit in die Gesellschaft hinein wirkendes
               Instrument der sozialen Disziplinierung.[48] Ihre Aufgabe war es, zu spalten, und dies erfüllte sie nicht nur in der DDR, sondern
               wie in der eingangs angeführten Episode bereits 1963 bei West-Berlinern. Aus Freude
               über ihre Reisemöglichkeiten gen Osten übersahen diese, dass damit ein System entstand,
               dass sie privilegierte und Verwandte und Freunde zu missmutigen Menschen, ja gar zu
               Zeugen ihrer eigenen Rückstellung machte, die auch noch zu Dankbarkeit verpflichtet
               waren.
            

            Auch der Widerstand gegen die Mauer formte sich weniger im physischen Durchbrechen
               der Barrieren und nur äußerst selten in öffentlichen Demonstrationen oder Protestaktionen,
               sondern primär auf Papier: im Anschreiben gegen sie, das Millionen Bürgerinnen und
               Bürger in Ost und West betrieben. Teilweise mit und teilweise gegen die Sprache der
               Teilung entstand eine Sprache der Menschenrechte. Vor allem die durch westliche Merkblätter,
               Presseberichte und Ansprachen gestützten Briefe und Eingaben der Ausreisewilligen
               sind die grundlegenden Belege dafür, dass die Antragsteller sich eben nicht in einer
               »Resilienz« verloren, sondern dass sie sehr reflektiert und mit wohlüberlegten Mitteln
               die Mau34er in ihren Grundfesten, also den Papiermauern, angriffen. Papier, so Ben Kafka, ist
               ein »aufsässiges Medium in dem Sinne, dass es unweigerlich (aber nicht unveränderlich)
               unkooperativ und unvorhersehbar ist«.[49] Das Papier der Mauergesellschaft schuf Regeln, die aufgrund des endlosen papiernen
               Antwortstroms ein Eigenleben entwickelten. Begrenzende Regeln konnten Schlupflöcher
               öffnen. Berichte über Ausreisen konnten zu Anleitungen für Ausreiseanträge mutieren.
               Ebenso konnten internationale Dokumente staatliche Souveränität garantieren und zugleich
               Handlungsoptionen jenseits des staatlichen Rechtsbereichs eröffnen. So entfalteten
               stolz präsentierte Absichtserklärungen wie die KSZE-Schlussakte, eigentlich individuell
               nicht einklagbare Statuten wie die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR)
               oder streng regulierend gedachte Einhegungen wie das Staatsbürgerschaftsgesetz der
               DDR aufgrund ihrer eigenwilligen Rezeption durch Ausreisewillige eine eigene Kraft
               fernab der ursprünglichen Intentionen ihrer Verfasser.
            

            Damit war die Geschichte der Mauergesellschaft auch in ihren drei Phasen durch die
               Suche nach einer Sprache in ihr und über sie geprägt. Während der initialen Ordnungssuche
               nach dem Mauerbau verfügten die Betroffenen beiderseits der Grenze noch über kein
               Sprach- oder Stilarsenal, um mit dem neuen Zustand umzugehen. Öffentlich versuchte
               der Propagandaapparat der SED Berge zu versetzen, um dem Zerrbild des »antifaschistischen
               Schutzwalls« auch nur etwas Glaubwürdigkeit zu verleihen. Intern suchte er nach einer
               Sprache über die Ausreisebestrebungen, um sie zu beherrschen. Auf der antikommunistischen
               Seite lebten Metaphern wie die des »KZ-Staates« auf. Damit sollte nicht nur der sonst
               von Osten nach Westen geschleuderte Nazi-Vorwurf über die Grenze retourniert werden,
               sondern der DDR-Bevölkerung wurden so gezielt Handlungsmöglichkeiten abgesprochen.[50] In ihrer Absolutheit affirmierten solche Metaphern den Zustand aufs Neue, anstatt
               ihn zu bekämpfen.
            

            Ironischerweise bot ausgerechnet der aggressive Abgrenzungsakt des SED-Staates, nämlich
               die Proklamierung einer eigenen Staatsbürgerschaft 1967, den Ausreisewilligen erste
               Begriffe und Referenzen, um sich dieser soeben definierten Zugehörigkeit zu entziehen.
               Nach diesem Gesetzeserlass folgten die Anerkennung der Staatlichkeit durch die Bundesrepublik,
               die Aufnahme beider Deutschlands in die Vereinten Nationen und die weitgehende Anerkennung
               der DDR auf internationalem Parkett. In dieser Übergangsphase stabilisierten sich
               die staatlichen Beziehungen. Aber hier begann ebenfalls bereits die Destabilisierung
               – und zwar auf zwei Ebenen. Erstens eröffneten die Abkommen und Eingeständnisse Handlungsspielräume
               für gesellschaftlichen Eigensinn in der DDR. Die Menschen strebten danach, Kontakte
               zu etablieren und zu gestalten. Dies stellte auch ohne eine intentionale politische
               Aufladung die Grenzordnung durch Lebenspraxis infrage. Zweitens spaltete sich die
               Mauergesellschaft zunehmend in eine ost- und eine westdeutsche Gesellschaft auf. Dabei
               handelte die Mauergesellschaft auch aus, was die andauernde Teilung für die Nation
               bedeutete. Existierte diese untrennbar weiter? Entstand nun eine gesonderte sozialistische
               deutsche Nation? Waren Briefe, Besuche oder gefühlte Zugehörigkeiten eine Klammer
               der Nation? Diese Fragen waren Gegenstand hitziger öffentlicher Debatten, internationaler
               oder bilateraler Verhandlungen und Verträge sowie der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts.
               Die internationale Integration beider deutscher Staaten gestand auch dem SED-Staat
               ein Recht auf seine Grenzen und ein Regelungsrecht »innerer Angelegenheiten« zu. Das
               passte wiederum nur schwer zu der im Grundgesetz der BRD verankerten Schutzpflicht
               für alle Deutschen. Eine wichtige Konzession der Regierungen Brandt und Schmidt war
               die sprachliche Abrüstung und das Schweigen bezüglich des steigenden Migrationswillens.
               All dies hatte konkrete Auswirkungen auf die Lebenswelten Ausreisewilliger. Zunehmend
               kollidierten nun Normen und Interpretationen von mehrdeutig auslegbaren Aussagen und
               Schriftstücken. Solche internationalen Dokumente waren für den SED-Staat der Teufelsfuß
               der internationalen Anerkennung. Sie sicherten nicht nur die Existenz der DDR sprachlich
               normiert ab, sie boten zudem kodifizierte Bezugspunkte, an denen sich der Eigensinn
               der Ausreisewilligen ausrichten konnte. Die Sprache der von der SED-Führung anerkannten
               internationalen Dokumente hielt Einzug in die Ausreiseanträge. Der Staat reagierte
               darauf mit 36immer neuen Repressionsmechanismen. Allerdings gingen diese mit steigenden finanziellen
               und diplomatischen Kosten einher, was den Staat zunehmend aus der Kontrollposition
               in die Reaktionsposition drängte.
            

            Langsam, aber stetig wendete sich die Mauergesellschaft in den 1970er Jahren von ordnungspolitischen
               Fragen ab und einem Thema zu, das die letzte und längste Phase der Mauergesellschaft
               bestimmte: den Menschenrechten. Das Jahr 1975, und ganz konkret der 1. August 1975,
               der Tag der Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte in Helsinki, gilt in diesem Zusammenhang
               als ein Schlüsseldatum in der Geschichte der DDR. Die Erforschung der Ausreise aus
               der DDR hat sich bislang auf den nachfolgenden Zeitraum konzentriert. Diese kurze
               Perspektive tendiert dazu, Repressionsmechanismen der späten 1980er Jahre rückblickend
               auf die gesamte Existenz der Mauer auszudehnen. Dabei geht die Sensibilität für die
               handlungsleitende Sammlung von Erfahrungen seit der »zweiten Staatsgründung der DDR«
               1961 für die Dynamiken des damit entstandenen Migrationsregimes und der Ambivalenz
               des Etablierungsprozesses der Menschenrechte verloren.[51] Indes verdeutlichen diese beiden Aspekte, dass die Migrationsgeschichte der Mauergesellschaft
               alles andere als ein Sonderthema, sondern eine zentrale Ausformung des Kalten Krieges
               war.
            

            Ohne zentrale Anleitung, ohne Federführer, ohne prominente Vorkämpfer entwickelte
               sich in der Mauergesellschaft ab den frühen 1970er Jahren eine fordernde, auf internationalem
               Recht basierende Sprache. Sie verschaffte dem Drängen auf das »Menschenrecht auf Ausreise«
               Legitimität, indem sie die faktische Rechtlosigkeit diskursiv durch einen völkerrechtlichen
               Rechtsanspruch zu untergraben versuchte.[52] Dabei ist es wichtig, dass sich weder die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
               noch die nachfolgenden Pakte an Individuen oder Gruppen, sondern allein an Staaten
               richteten. Sie sahen keine individuellen Beschwerde- oder gar Klagewege vor. So erfolgte
               in den ersten Jahrzehnten nach der 37Kodifizierung des Menschenrechts auf Ausreise in Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung
               der Menschenrechte, Familie oder Staatsangehörigkeitswechsel 1948 keine wirkungsvolle
               Aufrufung dieser Grundrechte durch die Betroffenen. Vielmehr okkupierten westliche
               Politiker die Begrifflichkeit als ihr Kampfmittel im Kalten Krieg. Die jüngere Forschung
               zeigt, wie insbesondere NGOs, Aktivisten und Verbände, die sich vor allem aus einer
               engagierten, weißen, oft amerikanischen Mittelschicht rekrutierten, die Menschenrechte
               ab den 1970er Jahren als Ankerpunkt einer neuen moralischen Ökonomie entdeckten. Sie
               versahen diese absichtlich schwach institutionalisierten und anfangs für Individuen
               nicht einklagbaren Rechte durch öffentliche Aufmerksamkeit mit Bedeutung und Schlagkraft.[53] In der Forschung geraten aber nur selten die direkt von massiven Menschenrechtsverletzungen
               Betroffenen in den Blick.[54] Schauen wir über den »Eisernen Vorhang«, zeigt sich, dass hier nicht Organisationen,
               sondern die unorganisierten Ausreisewilligen in der DDR oder auch die refuseniki in der Sowjetunion diesen Rechten Leben einhauchten. Unablässig – und durchaus widersprüchlich
               – forderten sie »ihr Menschenrecht« ein.[55] Vor allem eine nachwachsende Generation weigerte sich 38zusehends, die Zukunftsversprechen des Sozialismus gegen individuelle Freiheiten einzutauschen.
               Dabei war es dienlich, dass sie die praktische Schwäche der sprachlich so starken
               Menschenrechte ebenso wenig kannten wie die Details der von ihnen immer wieder zitierten
               internationalen Pakte und Vereinbarungen. In Form eines »Rechtssprechs« und eines
               Verweissystems auf internationale Vereinbarungen entstand ein Epistem des Widerstandes
               gegen Menschenrechtsbrüche.[56] Es verlieh nicht nur Ausreisewilligen ein diskursives Arsenal, sondern auch den oppositionellen
               Friedens- und Menschenrechtsaktivisten oder erzkonservativen Kalten Kriegern in der
               BRD. Diese konnten anhand eines menschenrechtlichen Vokabulars ihre in den 1950er
               Jahren wurzelnden Praktiken der »Entlarvung« oder der »Demaskierung« des Kommunismus
               begrifflich aktualisieren und sich, wie z. B. in der Sendereihe »Hilferufe von drüben«
               des Journalisten Gerhard Löwenthal, nicht ohne jeden Paternalismus selbst als die
               Stimme der Bürgerrechtsbewegung der DDR inszenieren.[57]

         

         
            
               Historiografische Ausgangspunkte
               

            

            Dieses Buch ist gleichermaßen in der deutschen Zeitgeschichte und in der Migrationsforschung
               verankert. Einerseits geht es mir darum, Impulse in die jeweilige Fachrichtung zu
               senden, andererseits möchte ich diese beiden Themenfelder stärker miteinander verschränken.
               Einerseits lässt der migrationshistorische Ansatz in der Geschichte der Ausreise deutlich
               mehr erkennen als Forschungsansätze, die sich auf die Aufarbeitung des SED-Unrechts
               konzentrieren, bei denen meist die Repressionsmechanismen des MfS im Vordergrund stehen.
               Andererseits ermöglicht die Gesellschaftsgeschichte der Ausreise es der Migrationsforschung,
               das komplexe 39und langfristig wirkende Wechselspiel zwischen Grenzen, Wissen, Zugehörigkeiten und
               Handlungen, also die Prozesse eines Migrationsregimes vom Anfang bis zum Ende nachzuvollziehen
               – und zwar dank der Öffnung der gesamten Akten eines Staates in einer sonst nicht
               zugänglichen Quellentiefe. Dafür konnte ich auf ganze Bibliotheken an Forschungsliteratur
               zurückgreifen. Diese verdient einführend einen genaueren Blick, um aus den Publikationen
               der letzten zwei bis drei Jahrzehnte jene Linie herauszuschälen, an die dieses Buch
               anknüpft und die es adressiert.
            

            Eine erste Annäherung an die Ausreisenden entwickelte ein noch in der alten Bundesrepublik
               entstandener Forschungszweig, der die Motive der Ausreisenden untersuchte.[58] Diverse Befragungen zielten darauf ab, die Stimmen der Beteiligten einzufangen, interessierten
               sich aber letzten Endes weniger für die Erlebnisse, Kämpfe oder die sich wandelnden
               Ansichten der Menschen, sondern für die sozialen Bedingungen in der DDR.[59] Individuelle Wahrnehmungen dienten dabei in erster Linie der Erkundung des politischen
               40Gegners und galten primär als Symptome der missgeleiteten Macht der SED.[60] Auch in der DDR, insbesondere im MfS, widmeten sich ganze Abteilungen der Erforschung
               von Ausreisemotiven. Die Geheimdienstler wollten so nicht nur die Stimmung in der
               Bevölkerung ergründen, sondern suchten nach Möglichkeiten, um neue und laufende Anträge
               demotivieren oder unterbinden zu können. Als größter Zweifler an diesem Ansatz entpuppte
               sich jedoch kein kritischer Wissenschaftler, sondern ausgerechnet der Stellvertretende
               Minister für Staatssicherheit der DDR, Gerhard Neiber.[61] Er hatte gehofft, mit einer verbesserten Kenntnis der Motive die Ausreise möglichst
               effektiv bekämpfen zu können. Bereits 1981 bemerkte er allerdings auf einer Dienstkonferenz
               resigniert, dass nicht nur »die Möglichkeiten zur Nachprüfung von Aussagen über den
               Motivationsprozeß generell eingeschränkt sind«, sondern dass die 41Antragsteller die Neigung zeigten, »durch das Betonen bestimmter Motive und Beweggründe
               in einem ›günstigen Licht‹ zu stehen«, ja, dass es ihnen »selbst Schwierigkeiten bereitet,
               ihr eigenes Motiv verständlich zu rekonstruieren«.[62] Wie auch den Forschenden in Westdeutschland blieb dem MfS letztlich nichts anderes
               übrig, als sperrige Aussagen anhand vorgefertigter und nach politischen (Erkenntnis-)Interessen
               geformten Rastern zu kategorisieren, um zu quantifizierbaren Ergebnissen zu kommen.
               Aus heutiger Sicht sagt die Motivforschung darum mehr über die Motive des Forschenden
               aus als über die der Beforschten. Das macht sie aber alles andere als uninteressant.
               Ganz im Sinne der Koproduktion von Migration durch den Beobachter stellen sowohl die
               Ergebnisse der Untersuchungen als auch die Raster und Kategorisierungen selbst faszinierende
               Quellen für die hier vorliegende Geschichte der Ausreise dar. Wie Formulare, Berichte
               und andere Dokumente werden auch die Werkzeuge der Motivforschung im Laufe dieses
               Buches darum immer wieder zurate gezogen, um den Wandel des Umgangs mit Migration
               beiderseits der Grenze zu beleuchten.
            

            In gewisser Nähe zur Frage der Motive entwickelte sich die nach dem Widerstandscharakter
               der Ausreise aus der DDR. Lange wurde das Verlassen der DDR fast ausschließlich entlang
               der Binarität von Abwanderung und Widerspruch, also Ausreise und Opposition diskutiert.[63] Im Zentrum stand dabei die Frage, ob, und wenn 42ja, inwieweit die Ausreisebewegung zum Untergang des SED-Staates beigetragen hatte.
               Je stärker dabei die Ausreisebewegung zur »Resistenz durch Sich-Entziehen« herabqualifiziert
               wurde, desto wichtiger erschien die numerisch kleine Oppositionsbewegung.[64] In diesem folgenreichen Bild verschwanden die einen aus dem Gesichts- und Geschichtsfeld,
               wohingegen die anderen durch ihr Bleiben die Diktatur zum Einsturz brachten. Diese
               Gegenüberstellung führte zwar zu lebhaften Debatten, beruhte aber auf einem unterkomplexen
               Verständnis der vielfältigen Dynamiken sozialer Bewegungen und Revolutionen.[65] Es marginalisierte die Relevanz 43der Ausreise für die Lebensrealität in der DDR und die Dynamiken der friedlichen Revolution,
               was sich bis heute in Ausstellungen, in Schulbüchern und in der Besetzung von Ämtern
               niederschlägt.[66]

            So mäandert das Stigma des Hasenfüßigen durch die DDR-Geschichtsschreibung.[67] Eines seiner wichtigsten Vehikel ist die sprachliche Darstellung der Ausreise. Wird
               die Opposition abwägend und individualisiert als eine bedeutsame Randerscheinung der
               Gesellschaft vermessen, so wird demgegenüber die Ausreise zumeist als Massenphänomen
               umrissen. Während die oft inselhafte Arbeit von Oppositionellen, ja teilweise ihre
               Vereinzelung, als individueller Ausdruck von Widerstand gesehen und geradezu betont
               wird, nimmt die teils schützende, teils von Staat und Gesellschaft erzwungene Vereinzelung
               der Ausreisenden diese von einer aktivistischen Charakterisierung aus. Dabei treten
               Oppositionelle als persönlich vernetzt Handelnde in der Diktatur auf, wohingegen die
               Forschung bei der Betrachtung der Ausreise schnell dem typischen migrationspolitischen
               Jargon verfällt. Die Studien sprechen von »den Antragstellern« oder »der Ausreisefrage«,
               dem »Flüchtlingsstrom« oder einem Diktum des Bundespräsidenten Theodor Heuss folgend,
               gar von einer »Sturmflut«, in der Flüchtlinge »strömten« oder »drängen« und dergleichen
               mehr.[68]

            Zweitens wird Migration oft als Gefährdung und Verlusterfahrung dargestellt. Ein Beispiel
               ist die Kartierung der DDR-Opposition des Bürgerrechtlers und DDR-Forschers Ehrhart
               Neubert, nach wie vor ein Standardwerk zum Thema. Das Aufkommen der Oppositionsbewegung
               im Jahr 1984 stellt Neubert konkret anhand des Denkens und Handelns von Personen wie
               Guntolf Herzberg, 44Markus Meckel, Ulrike Poppe und Peter Eisenfeld dar.[69] Zwei der vier Genannten reisten aus. Guntolf Herzbergs »Weggang in den Westen« ist
               für Neubert nur dahingehend erwähnenswert, dass Herzberg danach seine Autorität und
               seine geistige Brillanz verloren habe.[70] Dabei bleibt unberücksichtigt, dass selbst Herzbergs Weggefährte Wolfgang Templin
               dessen Übersiedlung als unumgänglich erachtete, da die DDR für einen wie Herzberg
               »nur Denkverbote produzieren konnte«.[71] Ebenso bleibt bei Neubert Peter Eisenfelds langer Kampf für das Ausreiserecht unerwähnt,
               und das, obwohl sein oppositionelles Engagement seinem Ausreiseantrag sogar stilistisch
               ähnelte. Beides betrieb er per Protestbrief und Einschreiben, und seinen Ausreisewunsch
               verstand er explizit als das Resultat seines 1984 angestauten Frusts. Seine menschenrechtlich
               motivierten Eingaben verfolgten zunächst das Ziel, die Verhältnisse zu verändern,
               später dann ging es darum, seinen Wohnsitz zu verändern.[72]

            Neuberts direkt anschließende Darstellung der Ausreisewelle im Jahr 1984 kommt ohne
               Akteure aus. Es heißt schlicht, dass »35 000 Menschen die DDR« verließen, »zahlreiche
               Menschen« sich an kirchliche Stellen wendeten, dass es »auch Hilfeersuchen an internationale
               Gremien« gab, ja mithin ist einfach von »vielen Reisenden« oder, in der migrationsrhetorisch
               gängigen Wassermetaphorik, einer »Antragsflut« die Rede.[73] Das ist gerade deswegen bezeichnend, weil Neuberts Buch innovativ und überlegt die
               Beziehung zwischen Opposition und Ausreise abwägt, ohne in normatives Schwarz-Weiß-Denken
               zu verfallen. Eine Stimme oder gar Agency erhalten die Ausreisenden jedoch bestenfalls
               kollektiv oder dank der Fürsprache durch bekannte Oppositionelle. Dabei ist die Ausreise
               selbst ein verblüffendes historisches Phänomen: das individuell legal errungene Überwinden
               einer für unüberwindbar gehaltenen Grenze. Es ist das große Verdienst der Historikerin
               Renate 45Hürtgens, diese Perspektive in einer Mikrostudie zu den Ausreisenden in Halberstadt
               beispielhaft vertieft und sich tatsächlich und ausführlich für die Ausreisenden selbst
               interessiert zu haben. Das Resultat ihrer Arbeit ist ein revidiertes Verständnis des
               Verhältnisses zwischen Opposition und Ausreise. Aufgrund der extrem schwachen Oppositionsbewegung
               im Kreis Halberstadt erlaubt ihre Studie zwar nur im begrenzten Rahmen verallgemeinerbare
               Aussagen, aber sie eröffnet Anschlussmöglichkeiten für dieses Buch.[74]

            Um das gewissermaßen neu vermessene Forschungsfeld »Ausreise« zugleich zu vertiefen
               und als deutsch-deutsche Geschichte auszuweiten, kann dieses Buch auf eine Vielzahl
               grundlegender Studien aufbauen. Nachdem die DDR selbst Geschichte geworden war, griff
               ihre anfängliche historiografische Analyse in Deutschland stark auf das bereitliegende
               Dogma der Totalitarismusforschung zurück.[75] Die kulturhistorische Wende der Geschichtswissenschaften erfasste spät, aber folgenreich
               auch die DDR-Geschichte, deren Erforschung indes nie den gesellschaftshistorischen
               Grundgedanken aufgab, sondern ihn als Dreh- und Angelpunkt für das Verständnis der
               internen Dynamiken in der DDR begriff.[76] Die oft institu46tionshistorischen Arbeiten beleuchten zahlreiche Einzelaspekte des Lebens, Arbeitens
               und Herrschens in der DDR und stellen damit für meine phänomengeschichtlich interessierte
               Arbeit einen unverzichtbaren Hintergrund dar.[77] Im Vergleich deutlich seltener, aber dennoch vermehrt erscheinen Publikationen, die
               grenzüberschreitende Kontakte oder Phänomene in den Blick nehmen, dabei aber das Erklärungsziel
               oft weiter an der DDR-Geschichte ausrichten.[78] 47Dadurch werden fortlaufend weitere Facetten des SED-Unrechts sichtbar gemacht, jedoch
               zeichnet sich hierbei vor allem aufgrund des Fokus auf den Repressionsapparat argumentativ
               eine gewisse Sättigung ab.
            

            Unter den ebenfalls zahlreich erscheinenden Studien zur Geschichte der Bundesrepublik
               sind solche, die die Teilung als Handlungshintergrund analytisch ernst nehmen oder
               die sich sogar explizit mit der Teilung auseinandersetzen, deutlich seltener. Allerdings
               scheinen Arbeiten zur westdeutschen Geschichte für die Verknüpfung unterschiedlicher
               historischer Felder und Fragestellungen deutlich offener zu sein, weil ihnen kein
               Aufarbeitungsauftrag einen Relevanzrahmen vorzugeben scheint. Selbstverständlich gehören
               dazu wichtige Studien zu staatlichen und gesellschaftlichen Organisationen und Institutionen.[79] Doch Analysen umfassenderer gesellschaftlicher Phänomene – sei es die Geschichte
               sozialer Bewegungen, kollektiver Erinnerungs- und Identitätsprozesse oder auch der
               Migration – genießen eine zumindest ebenbürtige Bedeutung.[80] In ihnen ist allerdings oft das lange Erbe der Westin48tegration spürbar. Nur selten lassen Studien zur bundesdeutschen Gesellschaftsgeschichte
               gedanklich, und noch seltener empirisch, den Blick nach Osten schweifen, um den zweiten
               deutschen Staat und seine Bevölkerung in die als autoritative »deutsche« Geschichte
               verstandene Betrachtung der Bundesrepublik einzubeziehen.[81] Auch Ansätze einer allgemeinen deutschen Geschichte sind trotz eines wachsenden Interesses
               an der DDR von einem integrierten Konzept weit entfernt. Oft taucht der ostdeutsche
               Staat in der als »Allgemeine Geschichte« gedachten bundesdeutschen Geschichte erst
               irregulär auf und tritt dann als Fremdkörper mit der Bundesrepublik in Beziehung oder
               fordert Westdeutschland »auf dem Weg in die neue Moderne« von außen heraus.[82] So nimmt die Absonderung der DDR-Geschichte als Subdisziplin der Zeitgeschichte letztlich
               auch der bundesdeutschen Geschichte Tiefe und wirkt wie ein Paradebeispiel des von
               den Anthropologen und Migrationsforschern Nina Glick Schiller und Andreas Wimmer kritisierten
               methodologischen Nationalismus[83] – ironischerweise steht hier auch 49noch ein Forschungsgegenstand im Mittelpunkt, dem man die jeweilige nationalhistorische
               Eigenständigkeit (mit gutem Recht) verwehrt.
            

            Dies betrifft auch jene Phase der deutsch-deutschen Geschichte, in der zeithistorische
               Perspektiven und die Migrationsforschung am deutlichsten zusammenfinden: die Jahre
               zwischen den beiden Staatsgründungen und dem Mauerbau. Das Meisternarrativ der »Abstimmung
               mit den Füßen« bedient sich dabei teilweise tradierter Push-Pull Modelle[84] oder gar Diffusionsmodellen von Wanderungsbewegungen,[85] teilweise greifen die Darstellungen stärker auf die von dem Historiker und Migrationsforscher
               Klaus J. Bade etablierte sozialhistorische Migrationsforschung zurück.[86] Ungeachtet dieser perspektivischen Unterschiede wird die Migrationsgeschichte aus
               der DDR als Bewegungsgeschichte von einem Staat in einen anderen geschildert.[87] Weitaus schwerer scheint sich der 50Transfer zwischen Zeitgeschichte und Migrationsforschung jedoch zu gestalten, wenn
               aufgrund kulturhistorischer Fragen komplexere, Interaktion berücksichtigende Migrationstheorien
               nötig werden. Denn wenn wir den Migrationsforschern Aristide R. Zolberg oder Adam
               McKeown folgend nicht nur die Bewegung, sondern auch ihre Regulation und individuelle
               oder kollektive Kreativität als ineinander verwobene Kernthemen der Migrationsgeschichte
               betrachten, stehen grenzüberschreitende Bewegungen direkt mit der Geschichte von Staaten,
               Gesellschaften, Denkkategorien und Handlungsformen in Verbindung.[88] Aufgrund dieser Verschiebung prägen jenseits der deutschen Geschichte Studien zu
               (versuchter) Migrationsverhinderung in den letzten Jahren das internationale migrationshistorische
               Feld.[89] Welcher Untersuchungsgegenstand 51aber könnte hierfür schlagkräftiger und zugleich komplexer sein als die Mauer und
               ihre Überwindung?
            

            In der Forschung hat sich dieser Umstand jedoch kaum niedergeschlagen. Die internationale
               Migrationsforschung hat die Ausreise aus der DDR noch nicht für sich entdeckt, die
               Historiografie zur Migrationsgeschichte Deutschlands scheint mit dem Mauerbau das
               Interesse an der Auswanderung aus der DDR zu verlieren (seltener hingegen an den weiteren
               Formen von durch den Kalten Krieg bedingter Migration).[90] Die bundesdeutsch dominierte Zeitgeschichte der Migration schwenkt mit den 1960er
               Jahren routiniert auf die Geschichte der »Gastarbeiter«, der Asylsuchenden oder auch
               der Spätaussiedler um.[91] Diese Engführung des migrationshistorischen 52Blicks auf »Fremde im Land« hat zur Folge,[92] dass selbst Studien zum Migrationsregime der Bundesrepublik, in dem staatliche Akteure
               mit viel Aufwand co-ethnische Migration ermöglichten und von anderer abzugrenzen versuchten,
               die deutsch-deutsche Migration ausblenden und Migrationsgeschichte per se als »Ausländergeschichte«
               begreifen.[93] Erst jüngere Arbeiten, wie z. B. Philipp Thers luzide europäische Migrationsgeschichte,
               integrieren Flucht und Ausreise über die Mauer als »Ikonen des Kalten Krieges« nachhaltig
               in die Migrationsgeschichte.[94]

            Auch jene wegweisenden Studien, die sich jenseits einer quantitativen Bewegungsgeschichte
               explizit den Regulationen der deutsch-deutschen Migration widmen, z. B. anhand der
               Aufnahme nach der Flucht oder gar dem Bau der Mauer selbst, scheinen mit dem Mauerbau
               das Interesse am Gegenstand zu verlieren und fol53gen letztlich einer quantitativen Relevanzlogik.[95] Nur ganz selten erscheint der Bau der Mauer nicht als das Ende, sondern als Anfang
               von etwas Neuem. Nun ermöglichte aber erst gerade er, um mit dem Historiker Thomas
               Lindenberger zu sprechen, die »Diktatur der Grenze(n)«, in der durch die Außengrenze
               bedingt eine Gesellschaft voller Begrenzungen geschaffen werden sollte.[96] Der Kampf gegen den Abwanderungswillen stand dabei an vorderster Stelle, da eine
               jede Grenzziehung direkt Überwindungsversuche nach sich zog.[97] Ausgerechnet nach dem Mauerbau wurde Migration für den SED-Staat zur »Mutter aller
               Probleme«, da sein totaler Kontrollanspruch gesellschaftliche Mobilitätswünsche nun
               zur fatalen Subversion erklärte.
            

            Dennoch beruht unser Wissen über diese lange grenzüberschreitende Beziehungsgeschichte
               großenteils auf Alltagswissen, Erinnerungen und Erzählungen und kaum auf Grundlagenforschung.
               Insbesondere die Geschichte der Ausreise zwischen 1961 und 1975 ist weitgehend unerforscht.[98] Unter spezifischer Schwerpunktsetzung ändert sich dies für die Zeit nach 1975. Scheinbar
               (oder angeblich) ausgelöst durch die KSZE-Schlussakte von Helsinki taucht nun die
               Ausreise als zentraler Aspekt der DDR-Geschichte ebenso unvermittelt auf, wie sie
               in den meisten Darstellungen mit dem 13. August 1961 aus ihr verschwindet. Unbeachtet
               bleibt dabei, dass den Zahlen des MfS zufolge in den dreizehn Jahren zwischen Anfang
               1962 und Ende 1974 ungefähr gleich viele Personen (277 863) legal und illegal ausreisten
               wie in den vierzehn Jahren zwischen 1975 und 1988 (277 803) – und dies wohlgemerkt,
               ohne dass sie damals auf inter54nationale Aufmerksamkeit hoffen konnten.[99] Die Zahlen des Bundesausgleichsamts vermerken für dieselben Zeiträume mit 292 672
               zu 271 764 Personen sogar einen deutlichen Überhang zugunsten der frühen Periode.[100] Ebenso unbeachtet verbleibt der Fakt, dass nicht nur 1984 eine Rekordzahl ausreiste,
               die dann zum eingangs zitierten Spiegel-Titel sowie zur ersten deutsch-deutschen Überfremdungsangst führte und sich der Kontrollverlust
               des überforderten Migrationsrepressionsapparats in der DDR andeutete. Bereits zwei
               Jahrzehnte zuvor, im Jahr 1963, reisten fast genauso viele Personen legal aus. Anders
               als 1984 löste das aber weder hüben noch drüben Panik aus.[101] Diese Aspekte setzt dieses Buch in Beziehung.
            

            Zu diesem Zweck kann ich für die spätere Zeit auf Arbeiten zurückgreifen, deren Hauptinteresse
               nicht der Migration, sondern dem DDR-Repressionsapparat gilt. Mit der Aufdeckung des
               umfassenden Unterdrückungssystems des SED-Staates ab den 1990er Jahren widmeten sich
               viele Detailstudien dem erschreckenden Ausmaß der Bespitzelungen, Kriminalisierung
               und »Zersetzung«[102] von Ausreisenden.[103] Besonders einflussreich ist herbei das Werk 55des Oppositionellen und Historikers Bernd Eisenfeld, der die Ausreise als einen zentralen
               Gegenstand der Erforschung des MfS etablierte.[104] Eisenfeld legt den Schwerpunkt auf staatliches Handeln und insbesondere die Arbeit
               der Zentralen Koordinierungsgruppe (ZKG) als Antwort des MfS auf die KSZE-Schlussakte
               von Helsinki.[105] Die Machtfülle der ZKG drehte die Verwaltungslogik um. 56Während das MdI zuvor Informationen gesammelt hatte, um repressiv zu verwalten, sammelte
               das MfS nun Informationen, um verwaltend zu unterdrücken. Damit wurden die »Unterbindungsversuche«
               auf immer weitere Teile der Gesellschaft ausgedehnt. Übersah selbst die ZKG anfangs
               noch die Bedeutung der Ausreise – sie war vor allem zur Unterbindung der Fluchthilfe
               gegründet worden –, veränderte sich ab 1977 ihr Fokus. Nach Helsinki und mit dem Aufkommen
               der Opposition geriet die Ausreise als weitere Form der Insubordination ins Visier
               der Stasi. Vor diesem Hintergrund begreife ich den Bewegungscharakter der Ausreise
               nicht in Konkurrenz zur Opposition, sondern als einen aggregierten Effekt des massenhaft
               betriebenen Wunsches nach Ausreise.[106] Selbst wenn das Ziel des Aktivismus einzig im »Rübermachen« lag, formte sich in den
               Anträgen eine eigene politische Sprache heraus. Als Quellen dokumentieren sie nun
               den Prozess einer unterdrückten Willensbildung. Die lange Suche nach Ausdrucksformen
               und Gegenkategorien zur Verneinung des Rechts auf Ausreise, die über Flüsterkanäle
               und Gerüchte in der Sprache der Menschenrechte mündete, verankert die Ausreisebewegung
               fest in einer politischen Geschichte. Aufgrund des steten Transfers von Hoffnungen,
               Erfahrungen und Hinweisen muss diese deutsch-deutsch (bzw. international) gedacht
               werden. Die Antragsteller wurden, jeder für sich und zugleich im Kollektiven, Rechtsexperten
               in eigener Sache ohne jeden Rechtsanspruch. Damit trieben sie den SED-Staat vor sich
               her und in den Abgrund. Der Simplizität des Ziels steht damit die Komplexität des
               Prozesses gegenüber. Denn nicht nur die DDR-Führung erachtete das Ziel der Ausreiseersuchenden
               als staatsge57fährdend; in seiner Gesamtheit betrachtet war es dies aufgrund der inhärenten Schwächen
               des SED-Staates eben auch.
            

            Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Frage, inwieweit die Antragsteller
               isoliert oder in Netzwerke eingebunden handelten. Der Soziologe Manfred Gehrmann hat
               die Relevanz interpersoneller, grenzüberschreitender Migrantennetzwerke betont.[107] Auf der Basis akribischer Quellenarbeit hat Renate Hürtgen diese Auffassung jedoch
               grundlegend infrage gestellt. Sie rückt vielmehr die Einsamkeit der Antragsteller
               in den Vordergrund. Die vorliegende Arbeit nimmt dabei eine Zwischenposition ein und
               widmet sich einerseits der großenteils erzwungenen Isolation der Antragsteller in
               ihrer lokalen Lebenswelt, zeichnet aber auch nach, wie sich lose verbundene Netzwerke
               formten, um Ausreisen zu erkämpfen. Immerhin ist es eine bemerkenswerte historische
               Entwicklung, dass in den ersten Jahren der Mauergesellschaft direkte persönliche Kontakte,
               z. B. durch Fürsprecher, einen viel größeren Stellenwert besaßen als bei späteren
               Ausreiseersuchen. Dementgegen wurde das 58Schlupfloch der Familienzusammenführung erst im Laufe der Zeit, genauer gesagt beginnend
               mit dem Grundlagenvertrag und dann in den 1980er Jahren, immer wichtiger. Zunehmend
               nutzten die Antragsteller über Verwandt- und Bekanntschaften hinausreichende Netzwerke,
               die anders als von Gehrmann betont nur selten den Charakter von Migrantennetzwerken
               besaßen, sondern diskursiver Art waren: Mit dem langsamen Aufblühen praktisch eingeforderter
               Menschenrechte gewannen die weichen Netzwerkverbindungen an Bedeutung; der lapidare
               Briefaustausch, das kursierende Gerücht, der nebenher gesagte Satz eines zurückgekehrten
               Westreisenden, die geteilte Frustration unter Kollegen, die Geschichten über erfolgreiche
               Ausreisen in den grenzüberschreitenden Massenmedien, ja die entfernte, aber als ganz
               nah empfundene Ermutigung durch den Bundeskanzler. Diese Netzwerke kann man als in
               den Diskurs eingebettete Faktoren begreifen, also als Ressourcen tertiärer Art im
               Migrationsregime. Immer wieder griffen Ausreisende gerade in ihrer Vereinsamung und
               in Ermangelung direkt kausal wirkender Netzwerke auf solche mental wirkenden Netzwerke
               zurück. Eine erklärende Geschichte der Ausreise kann sich also nicht allein auf abstrakte
               Modelle der Migrationsforschung beziehen, sondern benötigt einen komplementären zeithistorischen
               Ansatz.
            

         

         
            
               Ansätze einer deutsch-deutschen Gesellschaftsgeschichte
               

            

            Ein sehr fruchtbarer Ansatz für die von den Historikern Konrad Jarausch und Michael
               Geyer eingeforderte pluralistische Geschichte der »zerbrochenen Vergangenheit« Deutschlands
               entwickelt sich derzeit aus der Rückspiegelung der weiter gefassten Cold War Studies
               auf die deutsche Geschichte.[108] Ohne die durch die Teilung entstandenen Differenzen zu nivellieren und mit gleichem
               Interesse an Ost und West begreifen diese Studien beide Seiten als anhand der Wechselwirkungen
               verstehbare Akteure eines Konflikts.[109] 59Beispielhaft lassen sich hier etwa die Arbeiten von Edith Sheffer und Sagi Schaefer
               anführen. Detailliert legen sie dar, wie sich die deutsche Teilung in der Grenzregion
               extrem schnell und oft baulichen Grenzen vorausgreifend in Praktiken, Denkstrukturen
               und Sprache niederschlug.[110] Häufig ging die Initiative von der sowjetischen Besatzungszone und der jungen DDR
               aus, doch auch die Bundesseite trug zur Abgrenzung bei. Gerade die Bevölkerung in
               den grenznahen Bereichen sah Verluste und Chancen in der Verringerung der Durchlässigkeit
               der Zonengrenze, die in den 1950er Jahren nach und nach zur Staatsgrenze befestigt
               wurde. Auch die Historikerin Astrid Eckert hat innovativ gezeigt, wie dieser Prozess
               des »Otherings« das kulturelle Bewusstsein prägte. So sollte der westdeutsche Grenztourismus
               an die innerdeutsche Grenze im Harz, in der Rhön, im Eichsfeld und anderswo als staatlich
               subventionierter Bildungstourismus eigentlich als gesamtdeutsches pädagogisches Projekt
               unter dem Slogan »Auch drüben ist Deutschland« das nationale Zusammengehörigkeitsgefühl
               steigern. Als »Gruseltourismus« förderte er aber de facto die Differenz und verstärkte
               damit das Teilungsgefühl.[111] Durch den Blick in die Gesellschaft gehen solche Arbeiten über die klassische »doppelte«
               Geschichte zweier, widerwillig miteinander in Beziehung tretender Staaten ebenso hinaus
               wie über die »asymmetrisch verflochtene Parallelgeschichte«[112] 60und erkunden mit dem Historiker Frank Bösch gesprochen »geteilte Geschichte«.[113]

            Sie betraf nicht jeden, aber die durchgrenzte Gesellschaft im Gesamten. Dabei galt
               gleichermaßen: Millionen Deutsche auf beiden Seiten fanden sich im Laufe der Jahre
               mit der Existenz der Mauer ab; und Millionen Deutsche auf beiden Seiten fanden sich
               im Laufe der Jahre nicht mit ihrer Existenz ab. Beides bedeutete eine Positionierung
               in der Mauergesellschaft, und auf welcher Seite man sich sah, konnte sich situativ
               schnell ändern. Die Teilung darum als die Geschichte der Mauergesellschaft zu historisieren,
               hebt sich bereits im Gesellschaftsbegriff von der »Sozialgeschichte der Väter« ab.[114] Diese wurde vor allem wegen ihres Desinteresses an kulturellen Faktoren kritisiert,
               was letztlich zu einer kultursensitiven Gesellschaftsgeschichte führte.[115] Auf der Basis dieser kern61sanierten »Bielefelder Schule« hinterfragt dieses Buch nun eine andere Setzung, ohne
               jedoch mit dem Ziel zu brechen, per Gesellschaftsgeschichte soziale Ungleichheit und
               die soziale Wirkung von Machtverhältnissen zu erklären. Um eine gesamtgesellschaftliche
               Verfasstheit zu analysieren, verknüpfen gängige historische Gesellschaftsbegriffe
               die Existenz von Gesellschaften oft mit dem Territorium von Staaten.[116] Eine solche, scheinbar selbsterklärende, nationalstaatliche Rahmung von Gesellschaft
               von der – wie auch immer verfassten – Mehrheitsgesellschaft aus entwickelt, hat notwendigerweise
               Unschärfen an den für Sozial- und Kulturgeschichte eigentlich mitentscheidenden Rändern
               produziert, seien sie kulturell, sozial oder ethnisch bedingt. Daraus resultierte
               eine methodische Marginalisierung von Minderheiten,[117] weswegen in 62den zahlreichen Entwürfen deutscher Gesellschaftsgeschichte auch Migranten – seien
               sie Einwanderer, Auswanderer oder Auswanderungswillige – eine bezeichnend geringe
               Rolle spielen.[118]

            Der sozialhistorischen Migrationsforschung war darüber hinaus lange auch ein starkes
               Interesse an Phänomenen kollektiver Bewegung zu eigen, kaum aber an Migranten selbst.[119] Der daraus erwachsende Analyseschwerpunkt der Sozialstrukturen der Industriemoderne
               unter (west-)deutschen Bedingungen führte schließlich zur Fokussierung auf die (sozial-)ökonomischen
               Aspekte von Migration und zu einem Mangel an Sensibilität für die doppelte deutsche
               Geschichte. Bekannterweise kanzelte Hans-Ulrich Wehler die DDR als eine »Sackgasse«
               der Geschichte ab, die nicht »durch eine ausführliche Analyse aufgewertet werden«
               sollte.[120] Wie Paul Nolte vermerkt hat, lag darin wohl der Versuch, ein historiografisches Konzept
               in die biografische Gegenwart des Autors zu übertragen, bei dem die Koexistenz zweier
               deutscher Staaten »zu lange nicht mitgedacht worden« sei.[121] Migration und DDR waren aber – auch in der Überschneidung – von grundlegender Bedeutung
               für die deutsche Nachkriegsgeschichte auf beiden Seiten der Grenze und gegenüber der
               Weltöffentlichkeit: Von John F. Kennedys Solidaritätsbekundung mit Berlin bis zu Ronald
               Reagans »Mr. Gorbachev, tear down this wall!« waren die oft in West-Berlin gestellten
               und an 63Ost-Berlin gerichteten Fragen der Freiheit, Migration und Freizügigkeit Kernfragen
               des Kalten Krieges. Sie versinnbildlichten die Essenz des Leidens der captive nations.
            

            Abseits der großen politischen Bühnen stellte die Bevölkerung dieselben Fragen, allerdings
               auf eine andere Art. Um die Bedeutung der Mauer und der Freizügigkeit für die deutsche
               Gesellschaftsgeschichte zu ergründen, kann dieses Buch auf mittlerweile gut ausgearbeitete
               (und für einige Teildisziplinen geradezu konstitutive) Gesellschaftsbegriffe jenseits
               des Nationalstaates zurückgreifen.[122] So stehen z. B. in der britischen, schottischen, englischen und irischen Gesellschaftsgeschichte
               diverse Gesellschaftsbegriffe in produktiver Konkurrenz zueinander.[123] Diese Vielfalt hat sich in zahllosen sozialwissenschaftlichen Studien, z. B. zu Stadtgesellschaften
               oder Netzwerkgesellschaften, niedergeschlagen, die sich dem methodologischen Nationalismus
               oder der territorial trap national gerahmter Gesellschaftskonzepte entziehen, ohne dabei zwangsläufig den Nationalgedanken
               oder den Staat aus der Betrachtung auszuschließen.[124]

            Was in diesen Studien Gesellschaft zusammenhält, ist weder eine Territorialgrenze
               noch eine einzige Regierungsinstitution oder eine 64klare strukturelle Abgrenzbarkeit von anderen (Teil-)Gesellschaften, sondern skalierbare
               Fragen der Vergesellschaftung und nachfolgend die daran angebundene Raumproduktion und -ordnung.[125] Dadurch soll Gesellschaft von innen heraus erklärt und entwickelt werden, anstatt
               sie durch ein räumliches Außen zu rahmen und damit voranalytisch vorauszusetzen.[126] Eine solche Öffnung ist bereits bei Max Weber angelegt. Weber begreift Gesellschaft
               nicht nur als nationalstaatlich gerahmten »Container«, sondern als einen zu erklärenden
               Prozess der Vergesellschaftung im Rahmen einer andauernden Aushandlung überpersonaler
               »Interessensverbindungen«.[127]

            Das Besondere am deutsch-deutschen Fall ist, dass dieser Aushandlungsprozess die Existenz
               von Nation und Gesellschaft selbst betraf, er verlief gewissermaßen ergebnisoffen.
               Nur aufgrund einer letzten Endes sehr spezifischen historischen Konstellation konnte
               Helmut Kohl den vorbeifliegenden »Mantel der Geschichte« ergreifen und ihn sich umwerfen.
               Allerdings war es nicht der ewiglich vom Paradiese her wehende Wind der Verheißung,
               der ihm diesen Mantel zutrieb,[128] sondern das Handeln der Deutschen beiderseits der Grenze über Jahrzehnte. 1990 wuchs
               damit, im Widerspruch zu Willy Brandts bekanntem Diktum, eben nicht »zusammen, was
               zusammengehört«, sondern der Einheitswille brach sich – nach Jahrzehnten des rhetorischen
               Herumdünkelns und einer bestenfalls subkutanen Präsenz – zu einem spezifischen Zeitpunkt
               und als ein überraschendes Resultat eines kontingenten Prozesses Bahn. Die 65Einheit war keineswegs die ganze Zeit über in der Zweistaatlichkeit angelegt, sondern
               wurde wie auch die politische und soziale Teilung »gemacht«. Die Grundlage dafür war
               ein sich zuvor staatsübergreifend entwickelnder gesellschaftlicher Kommunikationsraum,
               der sich jenseits (aber nicht ungeachtet) von Staatlichkeit gebildet hatte, und dort
               spielte das Thema Freizügigkeit eine zentrale Rolle. Diese Beziehungsgeschichte war
               wesentlich bestimmt vom spezifischen und zeitgebundenen Handeln von Akteuren – und
               eben nicht von einer Nation,[129] die nur scheinbar und rückschauend bedingte, dass die Geschichte dann so und nicht
               anders ausging.
            

            Um dies zu erkunden, verwende ich einen Praxisbegriff, der über individualistische,
               rationalistische oder voluntaristische Handlungstheorien hinausgeht. Als Ausgangspunkt
               dienen Ansätze, die zwischen Struktur und Handeln vermitteln.[130] In gebotener Kürze zusammengefasst, analysiert diese Gesellschaftsgeschichte die
               Entstehung sozialer Strukturen, die einerseits in sich häufendem, aber nicht koordiniertem
               individuellem Handeln aggregiert als soziale Praktiken zum Ausdruck kommen und die
               anderseits als Rechtsstrukturen, Machtformationen oder Episteme hervortreten und sich
               als Ergebnisse nachhaltiger Institutionalisierungsprozesse im Rahmen von Diskursen
               oder Dispositiven mit handlungsübergeordneter Kapazität verfestigen. Sich dabei herausbildende
               Institu66tionen stehen dann wiederum durch Aufrufung dem Handeln zur Verfügung, wobei Anwendungen
               oft auch mit Abwandlungen, also erneuten Veränderungen, einhergehen. Soziale Strukturen
               sind somit keine starren Gleise, auf denen sich eine Gesellschaft nach vorne bewegt,
               sondern sie bedürfen der Aktivierung durch Handeln und werden durch dieses weiter
               geformt. Durch die wiederholte (oder ausbleibende) Aufrufung sozialer Strukturen –
               von Praktiken bis zu Gesetzen – bilden sie infolge differenzierten Handelns immer
               neue soziale Strukturen aus, was dann wiederum neue Praktiken, von der Sozialdisziplinierung
               bis zur Rebellion, nach sich ziehen kann. Mit einem solchen Begriff sozialen Wandels
               wird Gesellschaft nicht als eine a priori existierende Einheit konzipiert, die nach
               Schichten analysiert werden kann.[131] Vielmehr wird sie als etwas betrachtet, das durch kollektive Praxis in einenden Aushandlungsprozessen
               – im Luhmann’schen Begriffskosmos: »Kommunikationen« – z. B. über Zugehörigkeit und
               Macht konstituiert wird.[132]

            Die systemtheoretische Gesellschaftstheorie erweist sich in diesem Zusammenhang auch
               deswegen als eine wichtige Ressource, weil sie explizit über die von Weber bis Giddens
               methodologisch angelegte, aber nicht hinterfragte Gleichsetzung von Gesellschaft und
               Nationalstaat hinausgeht.[133] Wie bereits Niklas Luhmann moniert hat, macht eine solche Ineinssetzung den Begriff
               der Gesellschaft »überflüssig«, da dieser sich gedanklich der Nation unterordnet:
               »Bindet man den Gesellschaftsbegriff an herrschafts- oder 67wertezentristische Prämissen, unterschätzt man nicht nur die auch regional sichtbare
               Vielfalt und Komplexität kommunikativer Zusammenhänge, sondern auch, und vor allem,
               das Ausmaß, in dem die ›Informationsgesellschaft‹ weltweit dezentral und konnexionistisch
               über Netzwerke kommuniziert.« Auf Nationalstaaten beschränkte Gesellschaftsbegriffe
               seien »theoretisch nicht mehr satisfaktionsfähig«, was nach Luhmann zur Weltgesellschaft
               führt, die durch zu erläuternde und zu begründende Beobachterperspektiven skalierbar
               und damit auch für den Historiker untersuchbar gemacht werden kann.[134] Skalieren wir diesen Gesellschaftsbegriff auf die deutsch-deutsche Geschichte und
               im zweiten Schritt auf den Umgang mit der Mauer, blicken wir auf Kommunikationsprozesse,
               Wissensbestände und -mobilisierung als Bindeglieder der Gesellschaftsformierung, seien
               sie grenzüberschreitend oder nicht. Diese deutsch-deutsche Informationsgesellschaft
               entwickelte sich grenzüberschreitend und war supranationalen Wertediskussionen ausgesetzt.
               Wenn über Migration gesprochen wurde, ging es stets um mehr als Migration. So nutzte
               beispielsweise das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen die Ausreise als Delegitimierungstopos
               im Kalten Krieg oder kamen konservative Organisationen in stete Begründungsnot ob
               ihres reduktionistischen Freiheits- oder Menschenrechtsbegriffs.[135]

            68Ausgerechnet jene Kommunikation, die das MfS als potentiell »feindlich« ansah, konstituierte
               maßgeblich den Fortbestand der Mauergesellschaft, wie in ihr ständig die Teilung ausgehandelt
               wurde. Auch hier zeigt sich, dass kein in die Zukunft gerichteter nationaler Wiedervereinigungswille
               diese Gesellschaftsgeschichte antrieb, sondern die erfahrungsbasierte, kommunikative
               Bewältigung von Gegenwart. Dieser Prozess warf das scheinbar Getrennte immer wieder
               aufeinander. Es liegt auf der Hand, dass eine derartige Gesellschaftsgeschichte sich
               nicht an Staatsgrenzen ausrichten kann, sondern diese vielmehr zum Gegenstand der
               Analyse machen muss.
            

            Dies führt abschließend zur Frage der Geltungsweite eines solchen Gesellschaftsbegriffs.
               Die Crux eines statischen Gesellschaftsbegriffs liegt nicht allein in dessen (national-)staatlicher
               Bedingtheit. Er suggeriert zudem, Gesellschaft in Gänze zu erfassen. Dabei lässt der
               Begriff der »deutschen Gesellschaft« an vielen Stellen offen, inwieweit damit die
               Gesellschaft der Deutschen oder die sich in Deutschland formierende Gesellschaft gemeint
               ist. Analytisch geht die klassische Gesellschaftsgeschichte von Letzterem aus, was
               aber Fragen nach der Platzierung von Migration und Diversität in ihr aufwirft.
            

            Die in der Mauergesellschaft konzeptionell zum Tragen kommende Perspektive thematisiert
               hingegen die dem Gesellschaftsbegriff innewohnende Ambivalenz, immer nur Teilmengen
               als expliziten Betrachtungsgegenstand vorzufinden, zugleich aber Phänomene mit umfassender
               Bedeutung zu untersuchen. Zur Erläuterung ist ein Blick auf Nachbarbegriffe hilfreich.
               Ähnlich wie die Migrationsgesellschaft, die industrielle Gesellschaft oder die digitale
               Gesellschaft erfasst die Mauergesellschaft gedanklich alle, aber nicht jeden. Bei
               Weitem nicht jedes Gesellschaftsmitglied hat Migrationserfahrung, auch Industriegesellschaften
               benötigen Ärzte, Verwaltungsangestellte und Lehrer. Die Bevölkerung beteiligt sich
               sehr unterschiedlich an der Digitalisierung des Lebens und der privaten Kommunikation.
               Dennoch sind Migration, Wirtschaftsstruktur und Kommunikationsformen gesamtgesellschaftlich
               kon69stitutiv. Ihr Wandel ist gesellschaftlicher Wandel. Dies gilt auch für Grenzen. Oberflächlich
               spielte die Mauer im Alltag vieler in Deutschland lebender Menschen keine Rolle. Sie
               bedingte aber grundlegend die Verfasstheit beider Staaten und Staatsgesellschaften
               bzw. -bevölkerungen, rahmte politische Möglichkeiten, offerierte und verhinderte Identitäten
               und schuf bzw. verhinderte soziale Räume. Nicht ohne Grund war die Welt nach dem Mauerfall
               auch für jene eine andere, die keine Verwandten oder Bekannten auf der anderen Seite
               hatten oder die zuvor auch keinen einzigen Gedanken an das Leben im anderen Deutschland
               verschwendet hatten.
            

            So war die Mauer auch für jenes Drittel der Ostdeutschen und jene zwei Drittel der
               Westdeutschen, die keine Verwandten auf der anderen Seite der Grenze besaßen, systemisch
               dauerpräsent – und wohl deswegen immer weniger gefühlt. Ihre Präsenz drückte sich
               jedoch in sekundären Effekten aus: Ein Brigadeleiter in Görlitz konnte in der und
               für die DDR leben, dennoch spürte er auch ohne jeden Westbesuch oder Reisedrang die
               Existenz der Mauer, sei es durch das darauf ausgerichtete Staatswesen, sei es durch
               die an sie gebundene Ökonomie, sei es ganz konkret durch plötzlich auftretende Verpflichtungen.
               Dies konnte etwa die Pflicht beinhalten, eine »Aussprache« mit einem ausreisewilligen
               Brigadearbeiter zu führen. Oder sei es, dass er einfach nicht an knappe und andernorts
               benötigte Baumaterialien wie Kies und Zement kam. Die alternative Szene in Kreuzberg
               konnte die Mauer zwar ignorieren, aber nur in ihrem Schatten entstehen.[136] Die Bevölkerung in strukturschwachen Gebieten in der Pfalz, in Oberbayern oder im
               Saarland musste damit leben, dass andere strukturschwache Gebiete am »Zonenrand« Förderung
               erhielten, die ihnen verwehrt blieb – und konnte dies aus identitätspolitischen Gründen
               überraschend gut.[137] Und jeden Abend um 20 Uhr schauten (fast) alle die Tagesschau, die im Westen produziert wurde, aber im steten Bewusstsein, dass sie auch im Osten
               empfangen wurde.
            

            In dieser kommunikativen Gemeinsamkeit schlummert aber jederzeit die lebensweltlich
               geprägte Differenz. So hörten die Men70schen in Ost und West zwar dasselbe, verstanden aber gänzlich Unterschiedliches, als
               Purple Schulz 1985 mit dramatischer Geste »Ich will raus!« in die Kameras der Hitparade im ZDF schrie. Die sozial- und kulturhistorische Bedeutung der Mauer lauerte hinter
               jeder Ecke. Wirkte der aus Köln stammende Schulz angesichts seines Klageliedes über
               sein »Unbehagen in der Gegenwart« für die westdeutsche Presse wie die »Heulboje der
               Nation«, mutierte der in Endlosschleifen laufende Song in den Ohren auf der anderen
               Seite der Grenze »zu einer Hymne der Ausreisewilligen in der DDR«.[138] »Ich wusste«, schreibt Schulz in der Rückschau, »dass er in den Knasthitparaden bei
               uns im Westen die Nr. 1 war, und dass er offenbar vielen aus der Seele sprach. Aber
               was der Song im Kontext einer DDR-Sozialisation anstellt, war mir nicht klar.«[139] Für die einen das Psychogramm eines introvertierten Verzweifelten, für die anderen
               die Hymne auf den Ausbruchswunsch aus der Diktatur der Grenzen.[140] Dass die Teilung auch Raum für Sehnsüchte schuf, befürchtete nicht nur der SED-Staat
               in seiner Angst vor dem Fantasma des goldenen Westens, sondern es galt ebenso für
               unzufriedene Geister in der Bundesrepublik. Auch Purple Schulz empfand, so räumte
               er später ein, die DDR als »das kleinere Übel«, gerade weil die Mauer ihn lange vor
               dem genaueren Blick bewahrte. Mit seiner ersten Tour durch die DDR löste sich diese
               Romantisierung »razfatz in Luft auf«.[141]

            Das Konzept der Mauergesellschaft versucht, den Alltag und die Gedankenwelten ebenso
               wie die Zugehörigkeitskonzepte und Ordnungspolitik dieser entfernten Nähe empirisch
               zu fassen. Die ambivalente Teilung fungiert dabei als das Fundament der deut71schen Zeitgeschichte. So entwickelten sich z. B. die in der bundesdeutschen Geschichte
               wichtigen, aber nur selten aus einer deutsch-deutschen Perspektive betrachteten Neuen
               Sozialen Bewegungen in Beziehung oder im Widerspiel mit ostdeutschen Positionen oder
               Bewegungen. Als kritische Stimmen über die Verhältnisse in der Bundesrepublik mussten
               sich Aktivisten zudem dauerhaft mit dem Vorwurf auseinandersetzen, im Sinne der »anderen
               Seite« zu agieren und die freie Gesellschaftsordnung zu gefährden. Selbst während
               des stellenweise zur öffentlichen deutsch-deutschen Gruppentherapie werdenden Konzerts
               Wolf Biermanns 1976 schallte der Ruf durch den Kölner Sportpalast, linke Kritiker
               sollten doch lieber »nach drüben« gehen, wenn es hier – beliebig deutbar als »Kapitalismus«,
               der »Westen« oder im engeren Sinne die Bonner Republik – so schlimm sei. Ob als Einschnitt,
               als Gespenst oder als Drohkulisse: Hüben wie drüben war die Mauer zugleich in der
               Alltagspraxis versteckt als auch omnipräsent. Für eine solche Vermessung der deutsch-deutschen
               Geschichte bietet sich das »Querschnittsthema« der Migration an wie kaum ein anderes.
            

         

         
            
               Überlegungen zum Migrationsregime
               

            

            Wie Gesellschaft ist auch Migration kein der Untersuchung vorgelagert existierender
               Gegenstand, der einfach seiner Analyse harrt. Mobilität wird durch Betrachtung zu
               Migration. Unter anderem soziale Bedingungen wie Ungleichheit, staatliche und politische
               Strukturen wie Grenzen, Staatsangehörigkeit, Ordnungskonzepte wie das Pass- und Visasystem
               oder des Flüchtlings sowie diskursive Wissensprozesse co-produzieren, was Migration
               bedeutet.[142] Diese 72Deutungen werden vorgenommen von konkret fassbaren Akteuren, etwa der Verwaltungsbeamte,
               der über die Einordnung eines Antragstellers als Asylsuchender, Flüchtling oder Arbeitsmigrant
               entscheidet. Oder Politiker, die diskutierten, warum und inwiefern Heimatvertriebene
               aus den Gebieten östlich von Oder und Neiße als Flüchtling gelten sollten, DDR-Auswanderer
               aber nicht. Im Sinne der reflexiven Migrationsforschung sind auch Wissenschaftler
               derartige Akteure.[143] Durch wissenschaftlichen Austausch und eingebunden in öffentliche Diskurse handeln
               sie Kategorisierung und Segmentierung von Migranten und von Migration mit aus.[144] Aufgrund der eminenten Bedeutung der Staatsbürgerschaft gilt dies in der Mauergesellschaft
               z. B. für Rechtswissenschaftler beiderseits der Grenze.[145]

            Migration ist zudem von einer Spannung gekennzeichnet. Einerseits wird sie als etwas
               Besonderes wahrgenommen. Sie ist geprägt von emotionalen Projektionen, die von Gewöhnung
               über Bereicherung und Pflichtgefühl bis hin zu Bedrohung reichen. Andererseits betont
               die Migrationsgeschichte, sie sei ein historischer »Normalfall«,[146] ein Bestandteil der »Conditio humana wie 73Geburt, Vermehrung, Krankheit und Tod«.[147] Auch wenn die Urheber dieser Zitate etwas anderes im Sinn hatten, erlaubt gerade
               diese sprachliche Naturalisierung den Brückenschlag zwischen beiden anscheinend widersprüchlichen
               Ansätzen. Geburt, Vermehrung, Krankheit und Tod mögen ewiglich menschlich erscheinen.
               In der sich ändernden menschlichen Vorstellungswelt sind sie es keineswegs, denn ihre
               historische Bedeutung entsteht aus ihrer zeitspezifischen kulturellen Codierung. Was
               als Krankheit gilt, was Tod bedeutet, ist beobachterabhängig.[148] Die Conditio humana ändert sich, wenn Viren entdeckt oder Krankheiten erklärt werden;
               wenn menschlicher Irrglaube Homosexualität als kurierbare Krankheit stigmatisiert
               oder die Empfängnis zum Beginn des Lebens deklariert wird oder wenn nach dem Tod das
               ewige Leben lockt, das Fegefeuer droht oder ein Mensch nur mehr zu Staub zerfällt.
               Die quasi überhistorischen Absoluta von »Geburt, Vermehrung, Krankheit und Tod« sind
               damit immer eingepfercht in einen orts- und zeitgebundenen Sinngedanken, der, wie
               der Historiker Jacques Le Goff am Beispiel des Fegefeuers demonstriert hat, »mit einem
               tiefgreifenden Wandel der Gesellschaft verbunden ist, in der er entsteht«.[149]

            Migration ist kein unveränderlicher Fakt, sondern ein Produkt menschlicher Kategorisierung
               von Bewegung, Raum und Struktur. Damit spiegelt Migration als Prozess nicht nur Bewegung,
               sondern vor allem Macht. Im deutschsprachigen Raum führt dies zu einer fast schon
               obsessiven begrifflichen Kategorisierungswut, die mit rationalem Gestus, aber emotionalem
               Hintergrund sich wandelnde bevölkerungspolitische Dogmen in Subkategorien wie Arbeitsmigration,
               Bildungsmigration, Flucht usw. überträgt.[150]

            74Diese Alltagsnutzung des Migrationsbegriffs leitet sich aus einem Zweckdenken ab.
               Sie wird mit Kulturkontakt assoziiert,[151] was dazu führt, dass die meisten unter Migration etwas weitgehend Undefiniertes subsumieren,
               das Bevölkerungsteile voneinander unterscheidet. Dabei steht weniger die Bewegung
               und deren Regulation, sondern vielmehr die Identifizierung eines »Fremden« im Vordergrund.
               Als Folie dient er einer kontrafaktischen, aber emotional tragfähigen Konstruktion
               einer kulturell und traditionell einheitlich verfassten Mehrheitsgesellschaft, die
               ex negativo aus der Abgrenzung zum ethnisierten Zuwanderer erwächst.[152] Entsprechend widerwillig wird in Deutschland der Begriff der Migration auf co-ethnische
               Bewegungen angewendet,[153] da man, wie mir bei meinen Recherchen mehrfach von Zeitzeugen gesagt wurde, »doch
               kein Ausländer« sei.[154] Um dieser Denkfalle zu entgehen, kann die 75vorliegende Studie glücklicherweise auf die neuere Forschung zu Heimatvertriebenen
               und (Spät-)Aussiedlern zurückgreifen.[155] Mit sanftem, aber konstantem Druck entriss diese z. B. die Geschichte der Vertreibung
               der politischen Interessenvertretung, indem sie sie verwissenschaftlichte und in die
               Denk- und Begriffswelten der internationalen Migrationsforschung einfügte.[156] Dies ermöglicht es nun auch, die deutsch-deutsche Migration analytisch zu normalisieren.[157]

            Der Begriff der Migration dient dabei wissenschaftlich recht umfassend als Terminus
               technicus für die Analyse diverser grenzüberschreitender Mobilitätsprozesse.[158] Im Gegensatz zu stark 76bewegungsprozessualen Ansätzen, die Migration in die Phase der Entscheidung, die der
               Reise und die des Ankommens bzw. der Integration unterscheiden, stehen in diesem Buch
               Regulation und Machtfragen gleichberechtigt neben der Mobilitätsvermessung, die in
               der sozialhistorischen Migrationsforschung oft vorrangig behandelt wird.[159] Den Begriff der Migration nutzte ich als Zugriff auf die gesellschaftsprägende Schnittstelle
               von Gouvernmentalität, Abgrenzungsdenken und dem Eigensinn des Handelns.[160] Mein Forschungsinteresse gilt damit weniger dem Ausmaß der Bewegung als vielmehr
               der komplexen Kausalität von Migration im Widerstreben zu ihrer Verhinderung.
            

            77Um diese komplexe Beziehung zwischen Bewegung, ihrer Regulation und ihrer Rezeption
               zu erfassen, greift die Migrationsforschung derzeit auf den Begriff des Migrationsregimes
               zurück.[161] Der dabei verwendete Regimebegriff weicht von dem in Geschichtswissenschaft und Alltag
               üblichen ab. Dort dient er oft ohne größere theoretische Durchdringung zumeist als
               Abkürzung für totalitäre oder quasitotalitäre Staatlichkeit, was sich in Ausdrücken
               wie »NS-Regime«, »SED-Regime« usw. niederschlägt. Häufig wird er synonym mit »Apparat«
               oder einfach der »Macht« autoritärer Herrschaft benutzt. »Regime« erfasst dabei die
               lebensweltlich spürbaren Äußerungen zentralisierter staatlicher Unterdrückungsmacht,
               deren Rahmung sich weniger von innen heraus, sondern durch widerständiges Handeln
               offenbart. Zu Ende gedacht, setzt ein solches komplementär binäres Verhältnis von
               Regime und Widerstand aber Macht absolut. Sie wird nicht ausgehandelt, sie agiert.
            

            In der Disziplin der Internationalen Beziehungen, die einen großen Einfluss auf die
               Migrationsforschung besitzt, hat sich indes ein anderer, offener und seit Jahrzehnten
               theoretisch reflektierter Regimebegriff etabliert, der Macht als Prozess versteht.
               Mit ihm sollten zunächst die dezentralen, internationalen Verständigungsprozesse im
               Kalten Krieg konzeptionialisiert werden. Der Politikwissenschaftler Stephen Krasner
               hat internationale Regime 1982 als »Zusammenhänge von Prinzipien, Normen, Regeln und
               Entscheidungsfindungsprozeduren, um die herum die Erwartungen unterschiedlicher Akteure
               in einem Bereich der internationalen Beziehungen zusammenfinden«, definiert.[162] Regime sind demnach keine eigenständigen Machtapparate, sondern intervenierende Variablen
               oder bildlich gesprochen: Arenen, die sich um Beziehungen und Handlungen im Rahmen
               eines spezifischen, international ausgehandelten Konfliktfeldes formen. Wenngleich
               ein Nachzügler in der Regimeforschung, sind Migrationsregime ein Paradebeispiel für
               solche Aushandlungen.[163]

            78Denn erst als sich nach dem Ende des Kalten Krieges eben nicht das Ende der Geschichte,
               sondern eine immer komplexere und dezentrale Multilateralität abzeichnete, die sich
               auch in vielfältigen Migrationsbewegungen niederschlug, wurde die Suche nach einem
               Migrationsregime zu einem Kernthema der Sozialwissenschaften und -politiken.[164] Hierbei lassen sich drei Hauptströmungen identifizieren. Darunter ist erstens eine
               Forschungslinie zu erkennen, die das Migrationsregime als ein missing regime erachtet, als einen zu schaffenden Regulierungsgegenstand.[165] Vorbild sind dabei internationale Handelsabkommen wie das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen
               oder das Allgemeine Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen.[166] Vater des Gedankens ist der (neo-)liberale Wunschtraum, per internationalem Abkommen
               nicht nur »die geordnete Bewegung von Menschen« einzuführen, sondern diese auch noch
               »vorhersehbar« zu machen.[167] Dazu traten, zweitens, vor allem im Feld der Fluchtforschung Ansätze, in denen bestehende
               Normen und Regulierungen als dezentrales Migrationsregime be79griffen wurden. Das konnte dann kritisch und mehr oder weniger explizit beratend erkundet
               werden. Eine eher besondere Entwicklung dieser Analyselinie ist dabei die starke Fokussierung
               auf Nationalstaaten als Träger von jeweils eigenen nationalen Migrationsregimen.[168] Ungeachtet aller Unterschiede eint beide Strömungen ein normativer Fokus, der Staatlichkeit
               auf internationaler Ebene verortet. Sie lassen allerdings wenig Raum für menschliche
               Agency bzw. migrantischen Eigensinn. Entsprechend betont, drittens, seit einigen Jahren
               mit einem besonderen Fokus auf die EU-Außengrenze eine kritische, primär ethnografische
               Regimeforschung das vielfältige Handeln von Migranten als konstitutiven Faktor im
               europäischen Migrationsregime.[169] Durch den expliziten Akteursbezug bietet diese keineswegs kohärente Strömung zahlreiche
               produktive Ansätze für die Zeitgeschichte, wenngleich der Staat in einigen der Studien
               etwas holzschnittartig bleibt.[170] Eine 80Brücke schlägt darum der von dem Soziologen Giuseppe Sciortino eingebrachte Begriff
               der double contingency von Migrationsregimen, mit dem er am Beispiel irregulärer Migration verdeutlicht,
               wie sich im Widerspiel von Normen und Praxen Spielraum für die Agency von Migranten
               entwickelt.[171] Damit überträgt er Anthony Giddens’ Konzept der »in soziale Systeme eingelassene[n]
               Dialektik der Herrschaft«, die gegenseitige Abhängigkeit von Handlungen und Struktur, in die Migrationsforschung
               und öffnet diese für historische Analysen.[172] Sciortinos Betonung der Kontingenz sowie die generelle Ausrichtung der kritischen
               Migrationsregimeforschung auf den prozessualen, also zeitgeprägten Charakter von Migration,
               ihrer Regulation und ihrer Bedeutung schafft die entscheidenden Schnittstellen zwischen
               Migrationsforschung und Zeitgeschichte.
            

            Um einen entsprechenden Ansatz zu entwickeln, greife ich auf einige zentrale Ergebnisse
               der bisherigen Migrationsregimeforschung zurück und kombiniere diese mit einem historisch
               anwendbaren gestuften Akteursmodell.[173] Ausgangspunkt ist dabei 81der unhintergehbare Internationalismus von Krasners Definition, erweitert durch die
               von Aristide R. Zolberg betonte Globalität von Regimen.[174] Wie die Weltgesellschaft begreife ich auch das Migrationsregime als ein Konzept,
               das von einer globalen Konstitution ausgehend durch eine Skalierung lokale oder regionale
               Untersuchungsfelder eröffnen kann. Diese können dann wiederum eingebunden in den globalen
               Kontext analysiert werden.[175] In der Betrachtung eines nationalhistorisch gerahmten Themas wie der deutsch-deutschen
               Migration lässt sich ein methodologischer Nationalismus vermeiden, indem sich die
               Reichweite der Analyse nicht an einem von außen gesetzten Rahmen, sondern an den Handlungen
               der Akteure definiert.[176] An diesem Punkt kommen also das in dieser Studie verwendete Gesellschaftskonzept
               und das des Migrationsregimes zusammen. Das Migrationsregime ist damit ein Interaktionsfeld,
               in dem Akteure machtbasiert aushandeln, wie Migration stattfindet und was sie bedeutet.[177] Der Historiker und Migrationsforscher Jochen Oltmer hat dies kurz und prägnant als
               »Arena« bezeichnet.[178] Hier werden die Formen des Handelns von Migranten oder von Regulatoren, die strukturbildenden
               Ge82setze, Normen, Werte und Interessen sowie die Formierung des widerstreitenden Diskurses
               ausgehandelt. Dabei lassen sich drei regimebildende Praxisformen herausfiltern, die
               zusammen einen geschichteten Ansatz einer Migrationsregimeanalyse erlauben.
            

            Die erste Ebene umfasst die primäre Praxis des Migrierens. Ohne Migration kann es kein entsprechendes Regime geben, da Mobilität
               stets in enger Beziehung zu anderen Regimen (z. B. Zugehörigkeitsregime, Schutzregime,
               Wohlfahrtsregime) steht. Als primäre Akteure verstehe ich jene, die selbst Migration
               planen oder vornehmen. Da Migration nicht autonom, sondern in vielfältige politische
               und soziale Strukturen eingebunden ist, umfasst dies weitere Bündel an Praktiken wie
               z. B. oppositionelle Tätigkeiten, internationale Vernetzungen usw. Diese werden im
               Rahmen einer geschichteten Migrationsregimeanalyse in die Betrachtung mit einbezogen,
               wenn sie in irgendeiner Form kausal für die Migrationsmöglichkeiten werden.
            

            Als sekundäre Praxis verstehe ich die Regulation von Migration. Dies umfasst Praktiken, die sich auf den
               Besitz von Regulierungsmacht berufen oder diese herstellen wollen, um den Migrationsprozess
               jenseits des individuellen Falls zu beeinflussen. Als sekundäre Akteure des Migrationsregimes
               bezeichne ich sämtliche Individuen, Organisationen oder Institutionen, die versuchen,
               Migration zu verhindern, zu ermöglichen, zu erleichtern, in kreativer Art umzuleiten
               – oder sie zu kriminalisieren. Wie dargestellt, beinhaltet dies auch Versuche, mit
               regulatorischer Absicht Migration zu klassifizieren. Aufgrund dieser überindividuellen
               Verfasstheit finden sich dabei vor allem staatliche Stellen, aber auch inter- oder
               supranationale Organisationen sowie zivilgesellschaftliche Initiativen bis hin zu
               sogenannten Schmugglern oder Schleppern, die zur Zeit der deutsch-deutschen Teilung
               zumeist Fluchthelfer hießen.[179]

            Daneben verstehe ich als tertiäre Praxis das öffentliche Sprechen über Migration und die Migrationsverhältnisse, also das
               Aufbauen, das Einfordern und das Betreiben diskursiver Präsenz im Migrationsregime.
               Tertiäre Akteure im Migrationsregime sind an der 83Ausbildung und am Wandel eines spezifischen Migrationsdiskurses beteiligt, entwerfen
               Konzepte und Kategorien als Denkmuster und bewerten Migration sowie ihre Regulation
               politisch und moralisch. Die tertiäre Praxis ist damit ganz entscheidend für die Interpretation
               der Bedeutung von Migrationsverhältnissen im Migrationsregime, was über den Umweg
               des öffentlichen Diskurses Einfluss auf die Möglichkeiten von Migration nimmt. Dies
               kann, wie z. B. beim Kategorisieren von Migration als Flucht oder ökonomische Abwanderung,
               schnell in sekundäre Praktiken übergehen. Ebenso häufig kam aber auch vor, dass sich
               Institutionen selbst als sekundäre Akteure erachteten und dabei ihre Bedeutung als
               tertiäre übersahen bzw. insgesamt den Wert des Diskurses aufgrund zu einfacher Steuerungsvorstellungen
               unterschätzten. Dies gilt z. B. für zahlreiche westdeutsche Regierungsstellen sowie
               für Organisationen wie der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte (IGfM)[180] oder den Verein Hilferufe von drüben (Hvd).
            

            In einer solchen überlappenden Betrachtung dieser drei idealtypischen Praxisebenen
               eines strukturierten Migrationsregimes tritt auch ein spezifisches deutsch-deutsches
               Migrationsregime hervor. Dieses Migrationsregime erkunde ich in diesem Buch als Kernthema
               der Mauergesellschaft. Dabei setze ich primäre Akteure, also die (prospektiven) Migranten,
               mit sekundären Akteuren in Verbindung, die von beiderseits der Grenze aus Migration
               zu steuern versuchten, und verorte diese Gemengelage mit einer Analyse tertiärer Praktiken
               im diskursiven Umfeld. Daraus ergibt sich einerseits der im Buch dominante Fokus auf
               Individuen und Episoden sowie auf Strukturierungsversuche von Migration z. B. durch
               Gesetzgebung oder statistische Analysen und die Relevanz weiterer Faktoren wie die
               des »KZ-Staats«-Diskurses, der Art der Berichterstattung über Ausreisende und der
               Suche nach einer Sprache der Menschenrechte. Themen wie diese spielten in den bisherigen,
               stark mobilitäts- oder repressionszentrierten Betrachtungen deutsch-deutscher Migration
               bestenfalls eine Nebenrolle oder fielen einfach unter den Tisch. Für den komplexen
               Nexus zwischen Migration und Regulation waren sie aber von entscheidender Bedeutung.
            

         

         
            
               84Zwischen Chronologie und Schwerpunktanalyse
               

            

            Wie oben beschrieben, lässt sich die Geschichte der Mauergesellschaft grob in drei
               Phasen unterteilen: Die Aushandlung einer neuen Ordnung, gefolgt von der Frage der Praktiken von Kontakten in Zeiten der sich stabilisierenden Teilung und abschließend dem erfolgreichen Aufkommen
               der Menschenrechte als Legitimierungsbasis für grenzüberschreitendes Handeln im geteilten Land. Begleitet
               wurden diese Phasen von Veränderungen des Migrationsregimes, wobei wechselnde Akteure
               und Strukturen hervortraten. Da sich meine Darstellung mit diesen Akteuren und Strukturen
               bewegt, wechsle ich für die Beschreibung je nach Themenlage und entsprechend den jeweils
               im Vordergrund stehenden Praktiken zwischen der primären, der sekundären und der tertiären
               Ebene. Dabei folge ich über die drei Buchteile hinweg einer expliziten Chronologie
               vom Bau der Mauer bis zu ihrem Fall. In den einzelnen Kapiteln tritt diese zeitliche
               Abfolge jedoch zugunsten aufeinander aufbauender Themenblöcke zurück, um eine genauere
               Betrachtung der charakteristischen Aspekte der jeweiligen Phase der Mauergesellschaft
               zu ermöglichen.
            

            Jeder Teil beginnt mit einer verschränkten rechts- und sozialhistorischen Analyse
               der Interdependenz von Bewegung und Regulation. Hierbei verschmilzt die Sozialgeschichte
               der Ausreise mit einer Praxisgeschichte von Verwaltung und Bürokratie. Dabei geht
               es, vereinfacht gesprochen, nicht nur darum, die Regeln und Prozeduren von MdI, MfS,
               BMG bzw. BMiB neben deren Statistiken zu stellen. Ich lege auch dar, wie Mobilität
               und migrantisches Handeln, ergo gesellschaftlicher Eigensinn, diese Statistiken und
               Regeln beeinflussten und wie dies wiederum migrantische, regulationsinteressenbedingte
               oder diskursive Interessen und Praktiken veränderte. Auf dieser zugleich rechts- und
               sozialhistorischen Basis folgen jeweils tiefer gehende Betrachtungen der diskursiv
               und praxishistorisch entscheidenden Denk- und Handlungsmuster. Dabei verbinden sich
               kollektive Phänomene mit individuellen Episoden. Letztere verdienten während der Recherche
               und nun auch bei der Darstellung schon deswegen eine besondere Aufmerksamkeit, weil
               nur durch sie ein kollektivierender »Migrationssprech« vermieden werden kann, der
               in Bewegung eher Metaphern statt Menschen sieht. So dienen die zahlreichen Beispiele
               in diesem Buch dazu, das 85Handeln und das Sprechen der berühmten, berüchtigten, großenteils jedoch vollkommen
               unbekannten Akteure der Mauergesellschaft als Ausdruck der jeweiligen Zeit ernst zu
               nehmen und als Ausgangspunkt der Migrationsregimeanalyse zu erachten.
            

            Ich springe immer wieder zwischen den drei Ebenen migrationshistorischer Praktiken.
               Die dabei zutage tretenden Ungleichgewichte in der Betrachtung einzelner Akteure und
               Praktiken spiegeln deren Präsenz zu gewissen Zeiten. Ein Brief zwischen zwei Verlobten
               in Dresden und Hamburg war ein verzweifelter Ausdruck der Liebe in Zeiten der Teilung.
               Er konnte aber auch Ausdruck einer politischen Praxis sein, die bestehende Ordnung,
               die solche Liebe unterbinden wollte, nicht zu akzeptieren. Kontakte und Migration
               stellten also eine gouvernementale Ordnung infrage. Darum ist die stete Verschiebung,
               z. B. von den Höhen der internationalen Politik in die Hinterzimmer der Ministerien
               und dann zur Sprache der Migranten bis zur Selbstwahrnehmung von Redakteuren und Aktivisten,
               Ausdruck der sich im Laufe der Jahre ändernden Praktiken und Prioritäten in der Mauergesellschaft.
               Der Ebenenwechsel ist kein »Bug«, sondern ein »Feature« der Darstellung.
            

            Der empirische Ausgangspunkt meines Buches ist der letztlich simple, historiografisch
               aber weitreichende Befund, dass die Berliner Mauer als Schlussstück eines landumfassenden
               Grenzsystems nur errichtet wurde, um die Abwanderung aus der DDR in die Bundesrepublik
               zu stoppen. So verband sich das Schicksal der Mauer mit dem des Staates. Dieser Versuch
               änderte aber auch das Leben im Westen, ob man es sich eingestand oder nicht. So wuchs
               die Mauer als Zentrum eines Migrationsregimes einerseits gleichermaßen langsam ins
               Gewebe des Alltagslebens und sogar des deutschen Nationalgefühls ein, wie sie andererseits
               aufgrund der steten Unruhe in der Bevölkerung ein Fremdkörper blieb. Das von ihr begründete
               Migrationsregime verknüpfte sich fest mit der Existenz der DDR. Dies brachte Jürgen
               Kuczynski, der Doyen der Schaffung eines historisch fundierten Selbstbewusstseins
               des SED-Staates, noch 1990 im schwermütigen Rückblick mit dem Slogan »entweder DDR
               oder keine Mauer« auf den Punkt.[181] Für ihn blieb, ganz auf Parteilinie, die Mauer ein konstitutiver Aspekt des »Arbeiter-
               und Bauernstaates« und ihr Bau im Sommer 1961 ein 86rein defensiver Akt – nun jedoch zugegebenermaßen nicht gegen äußere Feinde, sondern
               gegen den inneren Abwanderungsdruck durch die angeblich von der herrschenden Partei
               vertretenen Arbeiter und Bauern. Der Slogan galt aber auch umgekehrt: entweder Mauer
               oder keine DDR. Als sich die Schlagbäume im November 1989 für alle hoben, lösten sich
               in Kürze sowohl der Albtraum der Einparteienherrschaft als auch der Traum einer reformierten
               sozialistischen DDR auf. Die Mauer fiel, ein Migrationsregime zerbarst, ein neues
               trat auf, was Deutschland im Gesamten unwiederbringlich veränderte.
            

            Die Konfliktlage im Jahr 1989 explodierte durch den ungarischen Zündfunken. Er entsprang
               aber nicht, wie häufig angenommen, aufgrund der Öffnung der Grenze zu Österreich im
               Sommer 1989. Diese war bereits ein Effekt; denn im Winter 1989 kündigte der neue ungarische
               Ministerpräsident Miklós Németh ohne Konsultation der Bündnispartner des Warschauer
               Pakts an, Ungarn werde der 1951 verabschiedeten Genfer Flüchtlingskonvention beitreten.
               Die Stützen der Mauer, die Papiermauern, brachen damit als Erstes im nichtdeutschen
               Ausland. Diese Risse weiteten sich auf die physische Grenze aus. Dazu kam, dass (entgegen
               oft zu vernehmenden Aussagen) die Abwanderung durch Ungarn keineswegs den »Auswanderungsdruck«
               in der DDR senkte. Sie kündete vielmehr von Hoffnung, so dass die massenhaften Erfolgsmeldungen
               von Fluchten die Ausreisebewegung in der DDR nur mehr weiter anstachelten, und die
               Anträge in Rekordhöhen schossen. In der langen Geschichte der Mauergesellschaft zeigt
               sich also auch, um die wichtige Beobachtung des Historikers und Migrationsforschers
               Peter Gatrell aufzugreifen, dass Flüchtlinge nicht nur Staaten schaffen, sondern eben
               auch zum Einsturz bringen können – und zwar durch Abwanderung, wohingegen sie die
               Position des Ziellandes stärken.[182]

            Die Wurzel des Umsturzes in der DDR ruhte allerdings nicht allein im Faktum von Flucht
               und Migration. Ebenso wichtig war der Irrglaube, dass eine Grenze – also eine Mauer
               – auf Dauer Stabilität in ein hochgradig aufgeladenes Migrationsverhältnis bringt.
               Es braucht nicht einmal gesellschaftliche Mehrheiten, um diesen Steuerungstraum zunichtezumachen.
               Migration geschieht, und es 87ist der staatliche Umgang mit ihr, der über kurz oder lang über das Schicksal des
               Staates entscheidet. Somit ist dieses Buch auch ein empirisches Plädoyer für die Erkenntnis,
               dass die Abschottung vor Migration durch hermetische Grenzen und menschenrechtswidrige
               Papiermauern dauerhaft weder Staaten stabilisieren noch Ökonomien schützen, noch Gesellschaften
               formen kann.[183] Aus sozialhistorischer Sicht besitzen sie vor allem destruktives Potential, das Bindungen
               zerschneiden will, aber keine konstruktiven Fähigkeiten, neue Gesellschaften ohne
               Zwang zu erschaffen. Es ist nicht so, dass sich ein Staat eine Grenze schafft, die
               seinen Idealen und Normen entspricht. Vielmehr fordert die Grenze eine ihrem Charakter
               entsprechende Gesellschaft ein. Grenzen verleihen keine Kontrolle – sie benötigen
               sie. Eine Mauer beruht auf Menschenrechtsverstößen und bedarf einer Gesellschaft,
               die diese akzeptiert.
            

            Die Geschichte der Mauergesellschaft zeigt, wie ein Staat, der sein Schicksal an eine
               migrationsregulierende Grenze knüpfte, auf lange Sicht mit ihr fortgerissen wurde.
               Dabei waren die Reaktionen der Bevölkerung auf die Mauer sehr unterschiedlich. Einige
               Teile der Mauergesellschaft in Ost und West fügten sich ihrer Existenz durch Abkehr
               und Ignoranz, andere versuchten, teilweise durchaus mit hehren Zielen, diese Strukturen
               zu nutzen und kamen zugleich in komplizierte menschenrechtliche Fahrwasser. Sehr viele
               fanden sich auf die eine oder andere Art nicht mit ihr ab. Dadurch veränderte sich
               der Diskurs von den Abgrenzungsdogmen des Kalten Krieges über die internationale Einbindung
               beider Staaten zur Frage universeller Menschenrechte. Allerdings übersahen gerade
               jene Politiker im Westen, die eine Annäherung ermöglicht hatten, dass der erhoffte
               Wandel nicht von der DDR-Staatsführung, sondern von der Bevölkerung ausging. Somit
               brachten nicht nur die Demonstrationen im Herbst 1989, sondern auch eine vollkommen
               überlastete Administration, die Kostenfrage der Grenzsicherung im Ausland, ein durch
               Aktivismus geschaffenes internationales moralisches Minenfeld und ein der Parteiführung
               und den Annäherungsverfechtern entglittener Diskurs die Mauer zum Einsturz.
            

            Die Idee einer Grenze, die nicht nur Territorium und Zuständigkeiten rahmt, sondern
               der Regierung volle Mobilitätskontrolle 88verleihen sollte, entstand paradoxerweise erst im Zeitalter universeller Menschenrechte.
               Die Mauer war ein permanenter Verstoß gegen die Menschenrechte. Schon die Idee, die
               ihr zugrunde lag – die der hermetischen Abschottung –, war mit diesen Rechten inkompatibel.
               Das führte dazu, dass Ausreisewillige die Menschenrechte sogar zu Zeiten für sich
               mobilisieren konnten, als es auf internationaler Ebene rechtlich noch gar keine Klagewege
               für Individuen gab. Nicht der Gerichtssaal, sondern der öffentliche Diskurs und das
               internationale Parkett wurden aufgrund des unbedingten Wunsches der SED-Führung nach
               vollständiger internationaler Anerkennung zum Kampfplatz für die Menschenrechte. Die
               Geschichte des Widerstands in autokratischen Staaten und Diktaturen beschränkt sich
               darum nicht auf die der öffentlichen (und oft konstruktiven) oppositionellen Kritik,
               sondern besteht ganz wesentlich aus dem individuell motivierten und sich den Logiken
               des Staates gänzlich entziehenden Einfordern von Rechten. Dies machte die Frage der
               Freizügigkeit zur Gretchenfrage der deutschen Teilung. Dieser Tatsache Rechnung zu
               tragen bedeutet auch, migrationshistorisch Praktiken über Metaphern zu stellen. Nicht
               die pejorativ konnotierte »Flüchtlingswelle« und auch nicht irgendein unablässiger
               »Strom«, sondern das tausendfache Handeln, der stete Tropfen, höhlte den Zement.
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               911. »Vielleicht hätte ich mir nur Zigaretten geholt und wäre wiedergekommen«: Ordnungssuche
                  nach dem Mauerbau
               

            

            Am 15. November 1961 schlenderte der 16-jährige Elektrosignalschlosserlehrling Edgar
               Allert* längs des Berliner Heidekampgrabens durch den Baumschulenweg von seiner Ausbildungsstelle
               bei der Reichsbahn heim.[1] Sein Weg führte ihn entlang der Absperrungen der neu entstehenden Berliner Mauer.
               Das Wetter war neblig und trüb, bei Sprühregen lagen die Temperaturen nur knapp über
               dem Gefrierpunkt.[2] Der November hatte Besitz von Berlin ergriffen. Zwei Posten der seit dem 25. August
               mit der Sicherung der Innerberliner Grenze betrauten Grenzpolizei wärmten sich an
               einem offenen Feuer. Sie winkten ihn heran und baten den in der Nähe wohnenden Allert*
               um etwas zu trinken. Allert* kehrte mit einer Thermoskanne Kaffee zurück, woraufhin
               der angehende Schlosser und die zwei wohl nur etwas älteren Grenzposten ins Gespräch
               kamen.[3] Allert* krönte diese Runde mit ein paar Astra-Zigaretten, ein Geschenk seiner Schwägerin
               aus West-Berlin. Die sich einstellende Vertraulichkeit ermutigte Allert* eher im Scherz
               zu der Frage, »was sie sagen würden, wenn ich über den Zaun hopsen würde«.[4] Die Posten beharrten zuerst darauf, dass sie dies auf keinen Fall zulassen könnten,
               um später etwas weichherziger anzudeuten, dass sie ihn zwar nicht hindern, andere
               Posten aber wahrscheinlich auf ihn schießen würden. Dies war freilich keine besondere
               Ermutigung. Im Laufe des weiteren Gesprächs »über alles Mögliche« ließen die beiden
               Polizisten jedoch fallen, dass sie vielleicht ihre Kameraden zum Wegsehen überreden
               könnten. In der Tat, nach einer Weile informierte einer der beiden Grenzpolizisten
               Allert*, dass er um 19:00 Uhr zurückkommen solle. Von der 92Hauswand schräg gegenüber aus solle er Routinewege der Streifen studieren und auf
               sein Zeichen warten.
            

            Dies tat Allert*, obwohl er, wie er später zu Protokoll gab, Angst vor dem größeren
               der beiden Posten hatte. Als dann aber gerade dieser an der vereinbarten Stelle auf
               ihn zukam und nachfragte, ob er es immer noch versuchen wolle, fasste Allert* sich
               ein Herz und folgte ihm einige Meter in den Grenzbereich hinein. Plötzlich jedoch
               drehte sich der Posten zu Allerts* Überraschung um und verhaftete ihn. Innerhalb nur
               eines halben Tages war aus dem Lehrling der Reichsbahn ein des versuchten Grenzdurchbruchs
               schuldiger Straftäter geworden. Die Versuchung machte aus ihm, in den Worten Ulbrichts,
               Materns oder Grotewohls, einen »Verräter an der Arbeiterklasse« oder der Rektorin
               der Parteihochschule Hanna Wolf zufolge einfach »ein Schwein«.[5]

            Die Grenzsicherung veranlasste Allert*, der offenkundig unproblematisch auf der Ostseite
               der Zonengrenze aufgewachsen war, überhaupt erst zur versuchten »Republikflucht«.
               Wenige Wochen nach dem Mauerbau verstand der Jugendliche die später brachial vor Augen
               stehende Undurchdringbarkeit der Mauer noch nicht. Er ließ es drauf ankommen. Warum,
               das konnte Allert* sich selbst kaum erklären. »Ich weiß nicht, woher der Gedanke kam,
               daß ich nach Westberlin wollte.« Der Wunsch sei erst im Gespräch mit den Grenzern
               in ihm entstanden und zudem sei er sich völlig unschlüssig, was er drüben hätte machen
               sollen. »Vielleicht hätte ich mir nur Zigaretten geholt und wäre wiedergekommen, eventuell
               wäre ich auch drüben geblieben. Ich sehe ein, daß es Quatsch ist, was ich machen wollte,
               da ich hier gut verdiene und meine Mutter hier habe.«[6] Was er »Quatsch« nannte, konnte ernste Folgen haben, solche Fälle wurden zumeist
               mit Freiheitsentzug von deutlich über einem Jahr bestraft, ganz zu schweigen von dem
               bleibenden Stigma im Überwachungsstaat.[7]

            Aufsehen erregte der Vorfall innerhalb der Inspektion der Volkspolizei Treptow aber
               aus anderen Gründen. Deren Leiter Major Weber beschwerte sich bei Oberst Mendrella,
               der in der für die Volkspolizei zuständigen Adjutantur des Ministeriums des In93nern diente. Denn erneut, so Weber, habe ein Volkspolizist der 6. Grenzabteilung der
               1. Grenzbrigade »die Beeinflussung eines Bürgers vorgenommen«.[8] Trotz seiner vorherigen Hinweise an den verantwortlichen Kommandeur sei diesbezüglich
               keine Besserung zu verzeichnen. Für den Major war dies ein rechtswidriger Akt, er
               sah nicht nur Allert*, sondern auch die Polizisten als potentiell Schuldige. Sie sollten
               sofort vernommen werden, um »mitzuhelfen, daß auf dem schnellsten Wege derartige Vorkommnisse
               unterbleiben«.[9]

            
               
                  Disziplinierende Fallen
                  

               

               In der Tat häuften sich seit Anfang Oktober derartige Fälle aus Treptow auf des Majors
                  Schreibtisch.[10] So wurde das Ehepaar Krempler* am Donnerstag, den 5. Oktober, direkt an der Staatsgrenze
                  von jenen Posten festgenommen, die sie auf Absprache zuvor noch durch die zwei Kontrollen
                  geschleust hatten. Frau Krempler* hatte sich und ihren schwerbehinderten Mann bis
                  August 1961 als Grenzgängerin ernährt. Freunde vermittelten ihr den Kontakt zu einem
                  Grenzpolizisten, mit denen die Kremplers* einen Termin zum illegalen Grenzübertritt
                  vereinbarten. Eine dieser Freundinnen jedoch bekam »Gewissensbisse« und zeigte den
                  Vorgang an. Als der Beihilfe Beschuldigte wurde sie angewiesen, weiter die Vermittlerin
                  zu spielen. Daraufhin schnappte die Falle am benannten Donnerstag zu. Tags darauf
                  verkündete das Zementwerk Rummelsburg stolz 94im Neuen Deutschland, noch mehr Zement »für die Verteidigung unserer Republik« zu brennen.[11] Dieser war aus Sicht der SED-Machthaber dringend nötig, denn die Bürger der DDR schienen
                  die Grenzposten als schwächstes Glied der Kette wahrzunehmen. Auch aus der Sicht leitender
                  Grenzpolizisten wie Major Weber untergruben solche Menscheleien die Glaubwürdigkeit
                  der Volkspolizei.
               

               Ähnlich erging es dem Ehepaar Mürkler*. Dieses weilte am 13. August nicht in Berlin,
                  und so mussten die Eheleute bei ihrer Rückkehr in ihre Stadt feststellen, dass sämtliche
                  Verwandten und Bekannten am Tag des Mauerbaus noch schnell den Weg in den Westen gefunden
                  hatten. Aus dem reichen persönlichen Netzwerk der beiden FDJ-Mitglieder, die laut
                  Vernehmungsprotokoll »auf dem Boden unserer Gesellschaftsordnung« standen, war soziale
                  Isolation geworden. Sie wurden am 22. Oktober 1961 von der Staatsgrenze verwiesen,
                  kamen dabei jedoch mit einem Posten ins Gespräch, der ihnen eine Möglichkeit des Grenzübertritts
                  am Abend versprach. Dabei wurden sie von genau diesem Posten in flagranti festgenommen.[12] Auch der Malermeister Köhler*, der mit etwas vorhandenem Kapital im Westen seine
                  Selbständigkeit erhalten wollte, tappte in die Falle. »Beim Zechen« hatte er einen
                  Grenzpolizisten kennengelernt, der sich seinem Ersuchen gegenüber offen zeigte. Der
                  Volkspolizist machte nach dem Kneipenbesuch pflichtgemäß Meldung und wurde angewiesen,
                  zum Schein auf das Angebot einzugehen. Er orderte Köhler* und seine Frau am 5. November
                  1961 an die Grenze in Berlin-Baumschulenweg, woraufhin dann aber nicht der mit 5000
                  Mark Bestechungsgeld teuer erkaufte Grenzübertritt, sondern die Verhaftung erfolgte.[13] Etwas anders – aber mit demselben Ergebnis – verhielt es sich bei dem angeblich vereinsamten
                  Hilfsmonteur Detlef Dünn*. Dieser habe im Gesellschaftshaus Friedrichshagen einen
                  Volkspolizisten kennengelernt, der dem Ortsfremden in Altglienicke sogar eine Lageskizze
                  auf einen Bierdeckel gezeichnet habe. Dieser Plan führte aber nicht nach West-Berlin,
                  sondern in Haft. Dünn* hatte unter großem Druck gehandelt, denn an seiner Arbeitsstelle
                  im Volkseigenen Betrieb (VEB) Jachtwerk Köpenick stand er unter Mordverdacht. Am Tage
                  95des versuchten Grenzübertritts wurden seine Eltern dazu verhört.[14] Zu seinem Bruder in West-Berlin wollte er wohl vor allem, um sich der Strafverfolgung
                  in der DDR zu entziehen. Wäre die Flucht erfolgreich verlaufen, hätte er von der Mauer
                  profitiert.
               

               All diese Vorgänge fand die Kontrollkommission der Treptower Volkspolizei unerhört,
                  denn dies waren »Verstöße gegen die sozialistische Gesetzlichkeit« durch die Volkspolizei.[15] So machten sich die Posten der Anstiftung und der Beihilfe zu einer schwerwiegenden
                  Straftat verdächtig. Die Aufgabe der Polizei sei es aber, jedweden Gedanken an eine
                  Flucht zu zerstreuen, nicht diese zu wecken. Daraufhin berichtete der zuständige Oberleutnant
                  der Volkspolizei Mund seinem empörten Vorgesetzten Major Weber, dass den verantwortlichen
                  Offizieren nunmehr unmissverständlich vermittelt worden sei, dass dies »in strafrechtlicher
                  wie auch politischer Weise nicht zu vertreten ist.« Es sei unbedingt zu verhindern,
                  »daß dies zur Methode wird«.[16]

               Das Problem lag allerdings darin, dass es Methode war. Alle Beteiligten hatten nach
                  dem Erstkontakt den polizeilichen Bestimmungen folgend Meldung gemacht. Die weiteren
                  Aktionen aber, also das Stellen der Fallen, erfolgte auf Anweisung von Offizieren
                  der Staatssicherheit (»Abwehr-Offiziere«). Bis weit in die 1960er Jahre hinein war
                  das Verhältnis zwischen Volkspolizei bzw. Innenministerium und Staatssicherheit alles
                  andere als entspannt. Die in den 1950er Jahren degradierte Staatssicherheit strebte
                  nun unter Mielkes Führung wieder nach mehr Macht und beanspruchte zunehmend die Anweisungshoheit
                  in allen sicherheitsrelevanten Bereichen.[17] Schleichend besetzte das MfS darum nach dem Mauerbau die neuralgischen Punkte der
                  Grenzsicherung, was anfangs nicht einmal den beteiligten Zöllnern auffiel.[18] Im MfS gehörten 96diffizile Taktiken wie Fallenstellen und Geheimbefehle zum üblichen Repertoire. Oberleutnant
                  Mund, linientreuer Offizier eines bewaffneten Organs der DDR, sah dies jedoch als
                  unvertretbar an, denn strafrechtlich gesehen sei die Volkspolizei in allen vier Fällen
                  der Beihilfe schuldig und zudem sei »politisch großer Schaden eingetreten«.[19]

               Ein Mitarbeiter des MdI setzte Ende November den Minister des Innern Karl Maron in
                  Kenntnis. Es sei nicht verwunderlich, dass die Grenzbrigade in Treptow eine lobenswert
                  hohe Zahl an Festnahmen zu melden hätte, »wenn sie die Beschuldigten regelrecht zu
                  Grenzdurchbrüchen animiert. Doch dürfte ein solches Verhalten unserer Genossen nicht
                  dazu beitragen, das Ansehen der Sicherheitsorgane und das Vertrauen zu den Staatsorganen
                  zu erhöhen.«[20] Die Verantwortlichen im Innenministerium teilten die Bedenken hochrangiger Polizisten
                  und der mittleren Kontrolleinheiten. Dazu kam ab Dezember 1961 tatsächlich ein strafrechtlicher
                  Aspekt, denn nun nahm sich in Person des Staatsanwalts Schulz auch die Generalstaatsanwaltschaft
                  von Groß-Berlin der Sache an.[21] Anhand weiterer detailliert beschriebener Fälle stellte er fest, dass sich zahlreiche
                  Methoden etabliert hätten, mit denen Grenzpolizisten scheinbar harmlose Konversationen
                  mit Bürgern zur Frage »Was würdest du bieten?« überleiteten.[22] Diese Anregung zur Bestechung und die nachfolgende Pseudobeihilfe hätten zur Festnahme
                  ganzer Gruppen geführt. Die entsprechenden Truppenteile erhöhten dadurch gezielt ihre
                  Festnahmestatistiken. Dies konnte wie am 21. September 1961 auch heikel werden. Zwei
                  Frauen dachten, sie hätten sich das Wohlwollen eines Grenzpolizisten mit zwei Tafeln
                  Schokolade erkauft. In der Nacht leitete dieser sie zur Staatsgrenze, dort aber folgten
                  Rufe, Warnschüsse und die Verhaftung. Dabei ist nicht zu vergessen, dass die Berliner
                  Mauer damals noch keine blickdichte Betonwand war, sondern ein schnell errichteter
                  und vor allem durch Personen abgesicherter Grenzzaun. Diese Verhaftung lief so offensichtlich
                  ab, dass von der West-Berli97ner Seite ein Mannschaftswagen mit »Stummpolizisten«[23] auffuhr, die dem Bericht nach demonstrativ ihre Sturmgewehre durchluden und die Grenzposten
                  mit Scheinwerfern blendeten.[24]

               Das war ein Spiel mit dem Feuer; die Situation in der geteilten Stadt war extrem angespannt.
                  In den ersten Wochen nach der Errichtung der Absperrungen war die Berliner Mauer noch
                  porös und zahlreiche Menschen fanden Schlupflöcher.[25] Bis zu diesem Vorfall gab es schon die ersten vier Todesopfer zu beklagen. Während
                  die meisten Fluchtversuche glimpflich abliefen, hinterließ der erste Mauertote, Günter
                  Litfin, einen bleibenden Eindruck. Bereits am 24. August trafen ihn kurz vor dem Westufer
                  der Spree, nach Warnschüssen mit dem Maschinengewehr ins Wasser, zwei Zielschüsse
                  in den Hinterkopf. Als Ost-Berliner Grenztruppen seinen Körper bargen, wohnten ca.
                  250 West-Berliner dem grausamen Geschehen bei.[26] Litfin war damals 24 Jahre alt, die Mauer 11 Tage. Sein Tod blieb tagelang auf den
                  Titelseiten der West-Berliner und westdeutschen Presse. Für die BZ wurden »Ulbrichts Menschenjäger« nun zu »Mördern«, und auch der FAZ nach zeigte diese Tat die »brutale Kaltblütigkeit« der Grenzposten.[27] Der SED-Staat hingegen verschleierte den Vorfall. Zeitungen wie die Neue Zeit der CDU (Ost) thematisierten ihn nicht, und weithin sichtbare Organe wie die Berliner Zeitung und das Neue Deutschland druckten in den Marginalia wortgleich nur eine kurze zynische Polizeimeldung, dass
                  »auf dem Bahngelände unweit Bahnhof Friedrichstraße eine wegen verbrecherischer Handlungen
                  verfolgte Person« nach igno98rierten Warnschüssen gestellt worden und »wahrscheinlich ertrunken« sei.[28] Einen längeren, ebenso verfälschenden Bericht strahlte tags darauf die Abendschau aus. Erst durch diesen erfuhr Litfins Familie von seinem Tod. Sie war zuvor zwar
                  sofort verhört, aber nicht aufgeklärt worden. Einerseits demonstrierte der SED-Staat
                  mit der Tötung Litfins Entschlossenheit, deutete diese medial aber nur an, da er die
                  Folgen seines Handelns in der angespannten Situation selbst kaum abschätzen konnte.
                  Er nötigte die Familie Litfins sogar dazu, in Todesanzeigen und während der Begräbnisreden
                  die tatsächlichen Todesumstände zu verschleiern.[29]

               Solche individuellen Dramen reflektierten die politische Lage. Nach anfänglichem Zögern
                  löste sich die Schockstarre der Westalliierten, und sie suchten Wege, mit der sowjetischen
                  Politik des Fakten-Schaffens umzugehen. Im September 1961 stand das demonstrative
                  Säbelrasseln am Checkpoint Charlie und das einen atomaren Konflikt simulierende Manöver
                  des Warschauer Pakts Burja (»Sturm«) zwar noch bevor, Letzteres war aber bereits für den Oktober 1961 angekündigt.[30] Beunruhigt hielt der Bundesnachrichtendienst in seinem Monatsbericht im September
                  1961 fest, das Manöver sei »nicht nur als spektakuläres Schauspiel militärischer Macht
                  zu werten«, sondern es müsse vielmehr »im Westen echte Besorgnis erregen, da angebliche
                  Manövervorbereitungen auch eine hervorragende Tarnung für Mobilisierungs- und Aufmarschmaßnahmen
                  sein können«.[31] Und seit dem ersten Aufmarsch britischer Truppen am 22. August 1961 in Staaken (Spandau)
                  befanden sich sowohl westliche als auch ostdeutsche Einheiten an der Grenze in demonstrativer
                  Wartehaltung.[32]

               Günter Litfins Tod verdeutlichte, wie ernst die SED-Führung es mit der Mauer meinte.
                  Im Gegenzug zur damaligen Wahrneh99mung, in der Truppenaufmärsche, Manöver, Kontingentverstärkungen und die Angst vor
                  einem atomaren Konflikt das Bild prägten, besaß die Krise ein militärisches Antlitz,
                  forderte ihre Opfer jedoch im zivilen Bereich.[33] Darüber hinaus zeitigte Litfins Tötung auch militärische Folgen. Der amerikanische
                  Außenminister Dean Rusk reagierte, indem er einen geplanten demonstrativen Truppenaufmarsch
                  an der Grenze absagte, aus Angst, dass »irgendein Gefreiter an der Grenze« einen bewaffneten
                  Konflikt auslösen könnte.[34] Diese Stimmung lag in der Tat in der Luft. Das Muskelspiel der West-Berliner Polizei
                  bei der Verhaftung der beiden Frauen war darum keine »Provokation«, wie es der Berliner
                  Staatsanwalt Schulz ausdrückte, sondern vielmehr eine Reaktion auf eine stressgeladene
                  und hochgradig kontingente Situation.[35] Fast täglich hallten Warnschüsse aus dem Grenzstreifen in die Stadt.[36] Bis zum 21. September kam jedoch trotz zahlreicher Fluchtversuche und Desertionen
                  nur ein weiterer Flüchtling durch die Truppen selbst ums Leben.[37] Ungeachtet der Verschleierungsversuche der Details in der 100DDR hatte Günter Litfins Tod an der Berliner Mauer symbolische Wirkung. Der SED-Staat
                  verkündete blutig, dass die Grenztruppen alle Mittel nutzen würden.
               

               Aus dem demonstrativen Auftreten der Grenztruppen und der brachialen Rhetorik der
                  SED- Organe sollte jedoch nicht geschlossen werden, dass der Apparat des SED-Staates
                  einheitlich wusste, wie mit der Situation umzugehen sei.[38] Dies sah auch der Vertreter der Groß-Berliner Generalstaatsanwaltschaft Schulz so.
                  Um die Klarheit des Handelns der Volkspolizei an der Grenze sicherzustellen, forderte
                  er in Übereinstimmung mit der Kontrollkommission der Volkspolizei, jedwede Beihilfe
                  zu einer Straftat durch die Grenzpolizei zu unterbinden.[39] Anhand zahlreicher Fälle schlussfolgerte er Anfang Dezember eindeutig: Erstens hätten
                  die Grenzposten den ernsthaften Wunsch zur Flucht geweckt, anstatt jedweden vagen
                  Gedanken daran zurückzuweisen. Dazu käme es, zweitens, zu unnötigem Schusswaffengebrauch
                  an der Grenze, was, drittens, der westlichen »Stummpolizei« die Gelegenheit zu Provokationen
                  böte, »die zu ernsten Zwischenfällen führen können«. Darüber hinaus befürchtete er,
                  dass, viertens, die Westpresse dies »zur Hetze gegen die Grenzsicherungsmaßnahmen
                  benutzt«. Letztendlich sei derartiges Verhalten weder geeignet, der Bevölkerung die
                  unbedingte Unantastbarkeit der Staatsgrenzen zu vermitteln, noch stärke dies den Eindruck,
                  dass die Grenzposten unbestechlich seien und treu zu Staat und Partei stünden.[40] Auch Schulz verdächtigte die Grenzposten damit der Beihilfe zum versuchten Grenzdurchbruch,
                  wohingegen doch gerade sie der Gesellschaft gegenüber die Undurchlässigkeit der Grenze
                  verkörpern sollten.
               

               Eine Prüfung der Hauptverwaltung der Volkspolizei kam am 5. Januar 1962 allerdings
                  zu einem gänzlich anderen Ergebnis. Mit der Kraft seiner Behörde, der Untersuchungsabteilung
                  der Hauptab101teilung K (Hauptabteilung Kriminalpolizei) und – wohl noch viel bedeutender – nach
                  Rücksprache mit den anderen Organen, allen voran der Staatssicherheit und dem Minister
                  des Inneren als politische Kontrollinstanzen, befand Hauptmann Graichen erstens: »Das
                  Verhalten der Grenzposten ist richtig«, und zweitens: »Es bestehen erhebliche politische
                  Unklarheiten in der Leitung und der Abteilung der V[olks]P[olizei]-Inspektion Berlin-Treptow
                  und in der Leitung der Abteilung K des PdVP [Präsidiums der Volkspolizei] Berlin.«[41] Es sei Auftrag der Grenzpolizei, mehrfach im Grenzgebiet erscheinende Personen festzunehmen,
                  worauf die Grenzpolizisten allesamt sehr gut vorbereitet gewesen seien. Als Beweis
                  für die Effizienz der Strafverfolgung verwies Graichen auf eine von einem Flüchtling
                  mitgeführte Heckenschere –, die dieser jedoch gerade auf Empfehlung des »hilfestellenden«
                  Polizisten bei sich trug und ohnehin nur wegen diesem an die Grenze gekommen war.[42] Die Grenzpolizisten zeigten dem Bericht nach so offensiv, »daß die RIAS-Nachrichten
                  [RIAS kurz für: Rundfunk im amerikanischen Sektor] nicht stimmen«, nach denen sie
                  Bürgern der DDR zum Grenzübertritt verhelfen würden. »Rührselige Geschichten« seien
                  an der Grenze ebenso üblich wie Bestechungsversuche. Zwar wären diese schon Verhaftungsgrund
                  genug, jedoch beweise die Erfahrung, dass dann »viele Täter im Hintergrund bleiben.
                  Deren Festnahme und Überführung ist faktisch nur möglich, wenn klug, offensiv und
                  mit politischer Klarheit gehandelt wird, wie es unsere Grenzpolizisten tun.«[43] Dies war faktisch unhaltbar, denn es gab offenkundig nirgendwo Hintermänner, sondern
                  allein Fallen für jene, die sich bietende Gelegenheiten nutzen wollten.
               

               An diesem Punkt ging die Abteilung in Gegenwart einer Führungsriege aus Polizei, Partei
                  und Staatsanwaltschaft in einer Aussprache zum Angriff auf die teils hochrangigen
                  Beschwerdeführer über. Diese hätten den Tätern geglaubt und seien nicht »offensiv
                  an die umfassende Bearbeitung des Vorgangs« herangegangen. Es 102handelte sich dabei aber nicht nur um »Unklarheit des Genossen Mund«, sondern vieler
                  Beteiligter. Nach langer Schelte konstatierten diese kleinmütig, dass ihnen ihr »politisch
                  unklassemäßiges Verhalten« nun erst »bewußt geworden« sei. Diese Demütigung ereilte
                  auch die Vertreter der Justiz, also den Ständigen Vertreter des Generalstaatsanwalts
                  von Groß-Berlin Helmut Seidemann nebst Staatsanwalt Schulz sowie den Genossen Marquardt
                  von der obersten Staatsanwaltschaft der DDR. Deren Position war im Rechtssystem des
                  »demokratischen Zentralismus« hervorgehoben, stellten die diversen Staatsanwaltschaften
                  doch »eine besonders effektive Schiene für die Steuerung ›nach unten‹« dar.[44] Ohne auch nur auf ihre rechtliche Einwände einzugehen, erfuhren diese nun, dass ihre
                  Schlussfolgerungen »politisch falsch sind und nicht der Klassenkampfsituation entsprechen«,
                  was vor allem Seidemann und Marquardt nicht einsahen. »Sie stellten darauf ab, daß
                  die Taktik des Hinterhaltes nicht bekannt war. Jetzt sei klar, daß diese Taktik eine
                  richtige Methode ist und damit sei alles geklärt.«[45] Mit anderen Worten: Der Sicherheitsapparat erläuterte dem Rechtsapparat die neuen
                  Kompetenzen der Grenzsicherung und mit welchen Hierarchien diese in Zukunft zu rechnen
                  hätten. Die Vertreter des Rechts waren dabei selbst auch Fürsprecher eines politisch
                  determinierten Rechts, also alles andere als Widerständige. Sie stimmten mit der generellen
                  Linie überein, was der Bericht von Schulz eindeutig ausdrückt, allerdings zweifelten
                  sie die Praktiken an – wohl auch, da die neuen Regelungen der »Grenzsicherung« ihre
                  Kompetenzen als Strafverfolgungsbehörde einschränkten.
               

               Diese hochrangige Auseinandersetzung war nur die Krone einer Disziplinierungswelle.
                  Es folgten weitere »Auseinandersetzungen und politische Aufklärung« und »die politisch
                  falsche Einstellung« wurde Gegenstand von Schulungen für die Kontrollabteilungen der
                  Volkspolizei und Parteisekretäre.[46] Anstatt also die Grenzpra103xis an bestehenden gesetzlichen Regelungen auszurichten, die hier von Bestechlichkeit
                  bis zur Beihilfe zur »Republikflucht« reichten, glich der SED-Staat mit ausschließlich
                  politischen Argumenten die Praxis an die durch die Mauer entstandene Situation an.
                  Die Leitung des Präsidiums der Volkspolizei beschloss daraufhin, dass dies alles als
                  Kampf gegen den Menschenhandel gewertet werden müsse und dieser in den Arbeitsplan
                  1962 aufgenommen werde. Diese Neuausrichtung sollte in Schulungen und durch »entsprechende
                  Auseinandersetzungen« auch den Zweigen der Partei und sämtlichen Inspektionen vermittelt
                  werden, da man dort wohl weiteren Widerspruch erwartete.[47] Zudem sollte der gerade erst gemaßregelte Leiter der Kontrollkommission des Präsidiums
                  der Volkspolizei, Oberstleutnant Keber, zusammen mit dem MfS und anderen Organen Maßnahmen
                  erarbeiten, um geplante Grenzdurchbrüche rechtzeitig zu erkennen. Mit anderen Worten:
                  Das eben noch monierte Verhalten wurde zur Doktrin.
               

               Dabei offenbart der Bericht in einem beiläufig verfassten Satz, der für die weitere
                  Argumentation dieses Buches jedoch zentral ist, all dies zeige, dass »keine Klarheit
                  über die Bedeutung der Maßnahmen vom 13. 8. 1961 und die Gesellschaftsgefährlichkeit
                  der Grenzdurchbrüche besteht«.[48] Die Mauer war am Jahresende 1961 bereits ein unumstößlicher Fakt. Aber was sie bedeutete,
                  blieb unklar. Selbst die höchsten Organe des Staates besaßen keine Einigkeit über
                  den Umgang mit ihr. Darin waren sie aber nur die Spitze des Eisberges. Der Bau der
                  Berliner Mauer hatte dermaßen weitreichende Folgen, dass er schleichend die Rechts-
                  und Zivilinstanzen der DDR erfasste und sie in einem ausgreifenden Prozess dem neuen
                  politischen Dogma des Mauerstaates unterordnete. Die Grenze begann, sich ihren Staat
                  zu formen.
               

            

            
               
                  Die Folgen des Mauerbaus im Staatsapparat
                  

               

               Diese einführende Episode verdeutlicht vier Punkte, welche die ersten Monate bis Jahre
                  nach dem Bau der Mauer entscheidend 104prägten. Erstens hatte die kleine wissende Elite um den Sicherheitssekretär des Zentralkomitees
                  der SED, Erich Honecker, zwar die militärische Abriegelung in einer Kommandooperation
                  akribisch geplant, allerdings mussten Regeln für die daraus folgende Ordnung hinter
                  der Grenze erst noch gefunden werden. Dafür brauchte es neue Hierarchien und vor allem
                  eine neue Sprache für die Abgrenzung und die Ordnung hinter der Mauer. Beides wurde
                  erst ab 1962 bis ungefähr 1964 über Arbeitspläne, Anweisungen und, viel wichtiger,
                  »Aussprachen« und »Diskussionen« erfunden und vermittelt. Die Absenz an Regulierung
                  betraf dabei genau jene Kräfte, die im Kontakt mit der Bevölkerung standen. Vor allem
                  lokale Beamte, Polizisten und Verwaltungsangestellte vertraten die Diktatur im täglichen
                  Kontakt mit unzufriedenen Bürgern. Im Gegensatz zur oft erwähnten Zielgerichtetheit
                  des Handelns von Ulbricht, Honecker und wenigen anderen Führungsfiguren der SED herrschte
                  unterhalb dieser Elite Unklarheit, die von Kompetenzgerangel bis zum steten Verdacht
                  der politischen Unzuverlässigkeit reichte.
               

               Zweitens legte sich nun endgültig das amorphe Politische als »Als-ob-Recht« über die
                  Kontroll- und Verwaltungsinstanzen des SED-Staates.[49] Die Mauer war darum ein zentrales Machtmittel der weiteren Zentralisierung und zur
                  Absicherung der Macht der Partei in der DDR und nicht nur an deren Rändern. Die Aufwertung
                  der Grenzsicherung zur Existenzsicherung der DDR führte zu einem deutlichen Bedeutungszuwachs
                  der »Sicherheit«. Mit dem Mauerbau begann darum ein Prozess, in dessen Verlauf bis
                  zum Ende der DDR in mehreren Schritten das Verhältnis zwischen dem MdI und dem MfS
                  immer wieder neu austariert wurde, und zwar meist zugunsten der Macht des MfS. In
                  dieser Kombination fand Grenzschutz von Anfang keineswegs nur an der Grenze, sondern
                  vor allem in der Gesellschaft statt. Diese, im Foucault’schen Sinne, »Dressur« der Mauergesellschaft geschah durch eine disziplinierende Kommunikation,
                  an deren Anfang im SED-Staat die sogenannten Aussprachen standen, also persönliche
                  Zurechtweisungen, in denen mündlich Inhalte und Hierarchien vermittelt wurden. Sie
                  erzeugten im Apparat Konformität.
               

               105Diese Personalisierung der Disziplinierung sehen einige Forscher als modernisierten
                  Rückgriff auf den frühneuzeitlichen Personenverbandsstaat.[50] Neben dieser phänotypischen Ähnlichkeit scheint mir jedoch der Bezug zu den sehr
                  modernen sowjetischen Kontrollmechanismen betonenswert. Vor allem unter Nikita Chruschtschow
                  lebte eine neue Mischung aus Bürokratie und Personalisierung auf, um die Entstehung
                  institutioneller Eigenlogiken und die autopoietische Ausdifferenzierung des Staatswesens
                  zu unterbinden. Ziel war es, im kommunistischen Staat auch ohne die Brutalität des
                  Stalinismus durch persönliche Bindung vertikale Machtstrukturen zu erhalten.[51] An die Stelle der körperlichen Gewalt trat die diskursive. Auch der SED diente dabei
                  der bürokratische Verwaltungsstaat, der nicht durch eine Verwaltungsgerichtsbarkeit
                  gezähmt war. Verwaltung diente als eine Pufferzone zwischen Gesellschaft und Partei.
                  Sie wurde nicht durch apparatsinterne Gewalt kontrolliert, wie es die gängige Rede
                  vom stalinistischen SED-Staat suggerierte, sondern durch die von der Partei kontrollierte
                  Politisierung der Lebensbereiche und Denksysteme. Es entstand ein System politisch
                  bedingter Abhängigkeiten, in dem Weisungsbefugnisse schlagartig entgegen oder quer
                  zu den offiziellen Hierarchien stehen konnten. Dies untergrub gezielt institutionsinterne
                  Weisungsrechte und Berichtspflichten und bildete das Machtreservoir der seit 1957
                  langsam wieder aufsteigenden Staatssicherheit. Das MfS bedingte sich hinter der Mauer
                  neben 106den offiziellen Eingriffsrechten in die Arbeit der Volkspolizei zunehmend aus, diese
                  auch »inoffiziell auszuspionieren und indirekt zu steuern«.[52] Daraus folgten Konflikte zwischen der »Sicherheit« und der Innenverwaltung bzw. der
                  Polizei. Auf der Führungsebene legten sich diese erst, nachdem Friedrich Dickel im
                  Herbst 1963 das Amt von seinem zunehmend überforderten Vorgänger Maron übernahm.[53] Unterhalb dieser Ebene wirkten sie aber noch länger.
               

               Drittens gewann nun das Gespenst des »Menschenhändlers« Kontur. Dieser Kampfbegriff
                  deutete die Agency der prospektiven Migranten um und machte sie in der Sprachlogik
                  des SED-Staates von Menschen, die sich durch »Republikflucht« individuell dem Staat
                  entzogen, zu Opfern oder auch Tätern angeblicher von Westdeutschland ausgehender Verbrechen
                  gegen die Bevölkerung der DDR. Dieser Deutungswandel hatte sich bereits vor dem Mauerbau
                  abgezeichnet. So machte z. B. ein Gutachten, welches unter anderem vom Professor für
                  politische Ökonomie Siegbert Kahn, vom Juraprofessor Peter Alfons Steiniger und von
                  dem Völkerrechtler und CDU/Ost-Funktionär Gerhard Reintanz verfasst wurde, diverse
                  »feindliche Kräfte« in der Bundesrepublik – von den Geheimdiensten über diverse Industrie-
                  und Arbeitgeberverbände bis hin zur Gewerkschaft der Bahn – für die »Abwerbung« von
                  Arbeitskräften verantwortlich.[54] Spätestens mit dem Mauerbau etablierte sich vollends die Rede vom »Klassenfeind«,
                  der den SED-Staat mittels »Menschenhändlerpropaganda« angreife.[55] Dieses Feindbild des »Menschenhändlers« machte die Migranten vom »Dieb in der Nacht«,
                  wie sie und Grenzgänger vor dem Mauerbau noch propagandistisch beschimpft wurden,
                  zum Gegenstand des Systemkampfes – sei es als verführtes Opfer westlicher Agenten
                  107oder gar als Vertreter feindlicher Mächte, der den SED-Staat durch Migration bekämpfe.[56]

               Viertens verlagerte die zunehmende Absicherung der Grenze gegen illegale Übertritte
                  die Suche nach Migrationsoptionen ins Legale. Je gefährlicher die Flucht wurde, desto
                  wichtiger wurde für Migrationswillige die staatliche Administration als Zielfläche
                  ihrer Versuche, die Mauer zu überwinden. Wichtig waren dabei die über den RIAS und
                  andere westliche Kanäle gen Osten dringenden Informationen. Da über diese Wege z. B.
                  anhand von Erfolgsmeldungen auch geheime Informationen zu Migrationswegen an die Bevölkerung
                  der DDR kommuniziert wurden, waren dem SED-Staat jegliche Berichte über die Abwanderung
                  ein Dorn im Auge. Zum anderen wusste der SED-Staat dies aber auch zu nutzen, um individuelle
                  Emigrationsmotivationen flächendeckend als feindlich gesteuert zu politisieren und
                  so seinerseits private Abwanderungsinteressen zum Gegenstand des Systemkampfs zu verfälschen.
                  Diese Codierung der Ausreise als feindlich und zugleich feige setzte sich langsam,
                  aber nachhaltig in der DDR-Gesellschaft fest.
               

               Schon damit deutete sich an, dass die Folgeprobleme des Mauerbaus für die SED nicht
                  allein an der Grenze lagen, sondern ebenso hinter ihr und vor allem innerhalb der
                  DDR. Das Undurchdringbarkeitsdogma der Mauer rief nach einer gesamtgesellschaftlichen
                  Mauerdisziplin. Diese herzustellen benötigte langatmige Kraftanstrengungen. Stacheldraht,
                  Bewaffnung und Befestigung markierten eine Linie mitten in Berlin als unpassierbar,
                  gesichert durch Polizei und Militär. Jedoch ohne eine entsprechende Disziplinierung
                  des Staatsapparates und der Gesellschaft und ohne eine diskursive und kulturelle Absicherung
                  wäre sie unhaltbar gewesen.[57] Die Mauer brauchte von Anfang an die Mauer im Kopf. Lange 108vor westlichen Beobachtern verstand die SED-Führung, dass die Hauptgefahr für die
                  Mauer nach den Anfangswochen nicht vom Westen, sondern von der Bevölkerung der DDR
                  ausging. Die Lösung lag in einem repressiven Staatswesen. Allerdings sind auch Staatsdiener
                  Mitglieder der Gesellschaft. Wie weit war auf sie Verlass – und was sollten sie überhaupt
                  tun? Anstatt also der Selbstdarstellung des SED-Staates zu viel Glauben zu schenken
                  und die volle Kontrolle der internen Situation anzunehmen oder zu stark auf die Staatssicherheit
                  zu fokussieren, lohnt sich ein Blick in die Etablierung der internen Funktionsweise
                  der Mauerdiktatur vor allem im für bevölkerungspolitische Fragen zuständigen MdI.
                  Denn schnell zeigte sich, dass selbst die Disziplinierung eines erfüllungswilligen
                  Staatsapparates eine komplexe Aufgabe war.
               

               Nach außen drang von alldem nur wenig: Von außen gesehen hatte die SED-Führung die
                  Lage nach dem Mauerbau überraschend gut im Griff. Pointiert schrieb bereits der französische
                  Journalist US-amerikanischer Abstammung Curtis Cate in seiner Darstellung der Ereignisse
                  im August 1961: »In Ost-Berlin hatten Erich Mielkes Agenten, Karl Marons Vopos, Walter
                  Bornings Kampfgruppen, Erich Peters Grepos, Paul Verners Hilfsverbände mit den roten
                  Armbinden und die sorgfältig ausgesuchten Einheiten der Nationalen Volksarmee die
                  Lage unter Kontrolle«.[58] Im Gespräch mit Ulbricht äußerte sich selbst Chruschtschow verwundert darüber, wie
                  ruhig und geheim die ganze Aktion abgelaufen sei. Ulbricht bestätigte dies mit stolzgeschwellter
                  Brust, ohne allerdings zu erwähnen, dass er jenseits weniger Eingeweihter selbst die
                  Parteispitze erst kurz vor Mitternacht während eines Gesellschaftsabends in seinem
                  Bungalow mit der Nachricht von den Absperrungsmaßnah109men überrumpelt hatte.[59] Er sprach von demokratischen Prozessen, misstraute jedoch selbst seinen engsten Parteigenossen.
                  Letztere aber waren es, die sich nachfolgend mit der Sicherung des Mauerstaates abseits
                  des Stacheldrahtes zu beschäftigen hatten.
               

               Wie sie wurde der Großteil des Apparates von den radikalen Maßnahmen überrascht. Zwar
                  verkündeten ab dem 14. August 1961 alle Organe den Fakt und dessen Legitimation. Doch
                  inwieweit dies den Staatsdienern half, ist fraglich. Schließlich ging es ihnen nicht
                  um die Akzeptanz der Mauer, sondern um die Frage, wie man mit ihr umzugehen hatte.
                  Und in diesem Punkt herrschte Unklarheit.[60] Die Planung der Mauer kreiste um das Defensive, ausgerichtet auf befürchtete militärische
                  Reaktionen des Westens und die Besorgnis vor Revolten im Innern. Beides geschah nicht.
                  Aber der Bau der Mauer brachte auch das feine Geflecht aus einer Oberfläche an Gesetzen
                  und einem Unterbau an geheimen Verordnungen, vertraulichen Bestimmungen, anweisenden
                  Schreiben und mündlichen Anordnungen durcheinander.[61] Während die Mauer 110in einer Kommandoaktion errichtet werden konnte, brauchte es Monate und Jahre, die
                  politischen, rechtlichen und sozialen Orientierungslinien anzupassen, sie durchzusetzen
                  und die schärfere Zentralisierung nebst schleichender Stärkung der Staatssicherheit
                  zu etablieren.[62]

               In diesem Prozess verteidigte die Führungsriege immer wieder die Mauer und lieferte
                  durch Presse und Dienstschreiben Argumentationsmaterial an die unteren Ränge des Apparates.
                  Die mittleren Ebenen und lokalen Führungskader hatten diese rhetorischen Vorgaben
                  in Praxis zu übersetzen.[63] Sie waren die Transmissionsriemen staatlicher Macht – mit ihnen stand und fiel die
                  Funktion der Mauer als Machtinstrument des Staates gegenüber der Gesellschaft. Allerdings
                  steckt die Erforschung der komplexen Beziehungen zwischen den Machtinstanzen sowie
                  zwischen ihnen und der DDR-Gesellschaft noch in den Kinderschuhen.[64] Aufgrund des anfangs 111überstarken Aufarbeitungsschwerpunkts auf dem MfS erfährt die Verwaltungsebene des
                  Staates erst jetzt vermehrt Aufmerksamkeit.[65] Die durch »Gummiparagrafen« und vertrauliche Verschlusssachen (VVS) gerahmte Diktatur
                  beanspruchte, die DDR-Gesellschaft von allen ihren Organen aus zu beherrschen – und
                  jedem kam dabei eine jeweils besondere Rolle zu. Um diese zu verstehen, hilft uns
                  die sonst äußerst anregende europäische Verwaltungsgeschichte leider wenig weiter.
                  Ihr Forschungsschwerpunkt liegt auf der Etablierung moderner Staatlichkeit im späten
                  18. und im 19. Jahrhundert.[66] Im Osteuropa des 20. Jahrhunderts entstand allerdings im Fahrwasser der sowjetischen
                  Geschichte eine eigene und gewaltbasierte Form der Moderne und damit auch eine auf
                  ihre Eigenarten hin zu befragende Bürokratie.[67] Im langen Blick zurück standen diese in der DDR nach dem Mauerbau gefestigter da
                  als zuvor. Thomas Lindenberger hat dahingehend festgestellt, 112dass die inneren Machtverhältnisse in der DDR ihre »diktatorische Wirkmacht auf Dauer
                  ›der‹ Grenze schlechthin« verdankten.[68] Wenn er im selben Atemzug betont, die DDR sei als »großangelegte Mitmach-Veranstaltung
                  mit von der SED festgelegtem Ausgang« zu verstehen, steht nun die Frage im Raum, in
                  welcher Art die großenteils willigen, aber spärlich informierten Staatsangestellten
                  der mittleren und unteren Ränge nach der großen Überraschung des Mauerbaus an dessen
                  Vergesellschaftung mitwirkten.
               

               Die entsprechenden Akteure des SED-Staates hatten seit 1953 zahlreiche, oft schlagartige
                  Kurskorrekturen infolge des Machtkampfes innerhalb der SED er- und überlebt.[69] Im Rückblick ist schnell zu erkennen, dass der 13. August 1961 der Schlussstein im
                  Machtgebilde über Partei und Gesellschaft war, das die harte Linie um Ulbricht, Verner
                  und zunehmend Honecker und Mielke seit der Ablösung der als unzuverlässig geltenden
                  Wollweber, Schirdewan und Oelßner errichtet hatte.[70] Es folgte der Übergang zum »lautlosen Terror« (Jürgen Fuchs).[71] Den Akteuren war dies nicht unbedingt oder in äußerst unterschiedlicher Art bewusst.
                  Erst im Laufe der nächsten Monate und Jahre schliff sich eine Linie ein, die praktisch
                  verdeutlichte, dass ein Zustand von Dauer geschaffen worden war. Langsam änderte sich
                  nicht nur die Rechtslage, sondern das gesamte Gefüge, in dem das politische Recht
                  der DDR gedacht und durchgesetzt wurde. Dafür war die Verwaltungsebene anfangs wohl
                  wichtiger als die Staatssicherheit, besonders effektiv war aber freilich ihr Übereinklang.
                  Nach August 1961 lag die Herausforderung darin, diesen Einklang herzustellen. Die
                  Beziehung zwischen dem MdI und dem MfS war in Karl Marons letz113ten Jahren als Innenminister bis 1963 von größeren Spannungen geprägt. Einerseits
                  setzte das MfS erneut an, sich als zentraler und vertrauenswürdiger Machtfaktor der
                  SED-Führung zu etablieren, andererseits erachteten die Führungskader im MdI den Aufstieg
                  der Staatssicherheit als Eingriff in ihre Kompetenzen.[72]

               In der ersten Hälfte der 1960er Jahre durchlief die Administration einen wechselhaften
                  Findungsprozess. Wie der Historiker Mario Niemann in seiner detailreichen Studie zur
                  SED-Kaderpolitik dargelegt hat, drückte sich dies in den frühen 1960er Jahren auch
                  in einer hohen Fluktuation unter den mittelrangigen Kadern aus, bei denen primär Fragen
                  des »Aufbaus« des Sozialismus in der Landwirtschafts-, Konsum- und Produktionspolitik
                  Dissonanz erzeugten.[73] Während die Mauer selbst nicht hinterfragt wurde, sah dies bei den Modi ihrer Vergesellschaftung
                  anders aus. In einem längeren Prozess disziplinierten die oberen Entscheidungsträger
                  des MdI, der unterstellten Volkspolizei oder der Generalstaatsanwaltschaft ihren Apparat
                  erst in diese neue Situation hinein.[74] Der Durchsetzungsprozess der Mauer in der Gesellschaft war damit, ganz anders, als
                  es sowohl die Führungsriege der SED als auch die Totalitarismustheorie deutete, keine
                  reine Durchsetzungsfrage, sondern ein sozialhistorischer Prozess der Erfindung und
                  Etablierung von Normen, die komplizierterweise fast nie schriftlich zugänglich oder
                  kommunizierbar waren.
               

               Hier kann die Migrationsforschung weitere Nuancen beitragen, um den Blick von Theorien
                  der »Durchherrschung« zur asymmetrischen Aushandlung von Macht zu wenden. In dieser
                  ist die sogenannte gap thesis ein etabliertes Modell, wonach sich zwischen Migrationspolitik und Migrationsverhalten
                  immer ein Spalt mit politischem Steuerungsbedürfnis auf der einen und tatsächlicher
                  Mobilität auf der anderen Seite auftut. Diese Kluft kann nur mit Blick auf heterogenes
                  Akteursverhalten, hier also einer praxishisto114rischen Gesellschaftsgeschichte, analysiert werden.[75] Da eine solche Spannung auch innerhalb des Staatsapparates der DDR herrschte, untersuche
                  ich die Herrschaftspraxis weniger anhand der kodifizierten Normen und stärker anhand
                  der langsam von innen nach außen vordringenden Durchsetzungsprozeduren.[76] Dies schafft Schnittstellen zu dem, was die Alltagsgeschichte als »Eigensinn« bezeichnet,
                  bei dem Handeln in den Institutionen des Machtapparates Machtstrukturen herausfordern
                  kann.[77] Dies geschieht, wie im Folgenden dargelegt wird, oft gar nicht intentional, sondern
                  als Effekt von Lösungsversuchen unlösbarer Situationen. Für die Behörden war und blieb
                  ein Hauptproblem im Mauerstaat, dass Migration nicht derart zu regeln war, wie die
                  SED-Führung – und mit ihr die kommunistischen Verbündeten allgemein – sich dies vorstellten.[78]

            

            
               
                  115Verunsicherung und Verwirrung: Die Verwaltung der Mauer
                  

               

               Vordergründig sollte mit dem Mauerbau die illegale Abwanderung bekämpft werden. Die
                  Hintergründe sind mehrfach ausführlich beschrieben worden.[79] Weniger bekannt ist aber, dass die SED-Führung nach dem Mauerbau auch die legalen
                  Ein- und Auswanderungsmöglichkeiten grundlegend veränderte. Ernsthaft als Problem
                  wahrgenommen wurde die legale Emigration erst ab 1958, als Hermann Matern, sekundiert
                  von Erich Mückenberger, auf der Sitzung des Politbüros am 11./12. Dezember polterte:
                  »Monatlich gehen 4000 legal, d. h. bei uns sind gewisse Organe aufgeweicht.«[80] Nicht nur die »offene Grenze« allein war aus der Sicht der Hardliner das Problem,
                  auch nicht unbedingt die nach außen drängende Bevölkerung, sondern das Verwaltungshandeln.[81] Selbstverständlich, so Mückenberger, läge das Problem »nicht in unserer Politik,
                  sondern darin, daß man von Deutschland nach Deutschland gehen kann«.[82]

               Dieses Problems nahm sich das MdI an. Infolge des 9. Plenums des ZK der SED im Juli
                  1960 verfasste der 1. Stellvertreter des Ministers des Innern Herbert Grünstein erstmals
                  einen kombinierten Bericht zu »Republikflucht« und zur Frage der legalen Übersied116lung. Dabei stellte Grünstein fest, dass im Jahre 1960 bis zum 10. Oktober 1540 Menschen
                  legal die DDR verlassen hatten. Neben 221 Personen, die »auf Grund ihres Verhaltens
                  ausgewiesen« wurden, waren dies in der Mehrzahl Rentner. Abgesehen von diesen wenig
                  aussagekräftigen Zahlen gestand Grünstein ein, nicht in der Lage zu sein, den ganzen
                  Komplex auch nur einschätzen zu können. In Zukunft solle man überhaupt erst einmal
                  Analysen erarbeiten. Danach sei das Thema in Einsatzpläne einzubeziehen und im Kollektiv
                  und auf Parteigruppenversammlungen zu erörtern. Dabei sah Grünstein schon damals erheblichen
                  Disziplinierungsbedarf, da ihm zufolge Schulleiter und Rechtsanwälte die Relevanz
                  dieser Frage oft grundsätzlich falsch bewerteten.[83]

               Es mangelte freilich nicht an Regeln. Durch stetes Stückwerk hatten der Staat und
                  vor allem das MdI bis zum Mauerbau einen Wust aus vertraulichen Direktiven, Schreiben
                  und Dienstanweisungen produziert, mit denen die legalen deutsch-deutschen Migrationsbewegungen
                  kontrolliert werden sollten. Der Mauerbau bot die Chance, aufzuräumen. Aufgrund fehlender
                  Dringlichkeit berührte jedoch keine der direkt am 12. August erlassenen Weisungen
                  des MdI die legale Aus- oder Einwanderung.[84] In den ersten Stunden konzentrierten sich alle Kräfte auf die Absperrung und Sicherung
                  der Grenze innerhalb und um Berlin (siehe Tafel 2, S. 118).[85] In den ersten Tagen galt die Sorge jenen Verbänden, die die Undurchlässigkeit herstellen
                  sollten und die im Falle von Protesten im Land oder Reaktionen der NATO bereitstanden.[86] Als beides ausblieb, ließ der Staat das Grenzregime ins Hinterland ausgreifen.
               

               Dies lässt sich an den zwischen dem 12. August (Samstag, 32. 117Kalenderwoche) und dem 31. Dezember 1961 (52. Kalenderwoche) ergangenen Weisungen
                  des Stabs Organisation des MdI nachzeichnen. Sie umfassen die gesamte Bandbreite der
                  Zuständigkeiten des MdI, von militärischen Befehlen und Tagesbefehlen an die bewaffneten
                  Einheiten wie den Grenzbrigaden über grundlegende Direktiven bis zu administrativen
                  Dienst- und Hausanweisungen sowie spezifischen Weisungen der Stellvertreter des Ministers.
                  Sie offenbaren damit jene Felder, in denen das MdI in den Monaten nach dem Mauerbau
                  Handlungsbedarf sah. Von den insgesamt 66 ergangenen Weisungen regelten mehr als die
                  Hälfte (36) den militärischen Umgang mit der neuen Grenzsituation (v. a. Zuständigkeiten,
                  Verlagerungen, territoriale Maßnahmen, Truppenorganisation). Dies beinhaltete sowohl
                  Regelungen, um die in Berlin stationierten Grenzeinheiten des MdI effektiver zu organisieren
                  (was sich bis Ende 1963 hinzog), als auch Ermächtigungen, um die Mauer jenseits des
                  direkten Grenzstreifens zu sichern.[87] Dazu gehört auch Befehl 35/61, der im Rahmen der Aktion »Festigung« weitreichende
                  Zwangsumsiedlungen an der Westgrenze der DDR anordnete.[88] Die Regelungen sind zudem sehr detailliert, so dass einzelne Befehle mehrere Aktenbände
                  umfassen können. Ein weiteres reichliches Drittel (23) der ergangenen Weisungen hatte
                  keinen direkten Bezug zu Grenzfragen und regelte Strukturfragen oder Arbeitsabläufe
                  im Ministerium (horizontal schraffiert, Anzahl: 12, wie Regeln zu Dienstzeiten, Arbeitsbuchführung
                  und Hierarchien, zudem Ehrungen und Festtage) oder Sonstiges (gewinkelt schraffiert,
                  Anzahl: = 11, z. B. Versorgungsfragen, Telefonanschlüsse für Mitarbeiter oder den
                  Herbstwaldlauf 1961).
               

               Lediglich sieben der 1961 derart ergangenen Weisungen regelten explizit Fragen der
                  Mobilität (vertikal schraffiert). Davon ergingen vier in der ersten Woche nach dem
                  Mauerbau. Die erste 118davon verschärfte die Aufenthaltsregeln für Zuziehende (Befehl 30/61, 14. August 1961).[89] Die in den Folgetagen erlassenen und umfangreicheren Dienstanweisungen DA 17/61 (16.
                  August) und DA 19/61 (18. August) regelten Fragen des Reiseverkehrs, z. B. die Prozedur
                  für die wenigen privilegierten Kader, die einen Tagespassierschein nach West-Berlin
                  besaßen.[90] Während das MdI in den Folgewochen an der Truppenstruktur und den Zuständigkeiten
                  119intensiv feilte, klärte es in Bezug auf Grenzbewegungen in der Kalenderwoche 45 noch
                  Versorgungsfragen in den Aufnahmeheimen für Rückkehrer und Erstzuziehende und Möglichkeiten
                  für deren Ausweisung.[91] Der Staat war also insbesondere bei Rückkehrern und Erstzuziehenden besorgt, allerdings
                  betraf dies im Vergleich zu den legalen Antragstellern schon zu dieser Zeit nur eine
                  geringe Anzahl an Personen.[92] Erst am 19. Dezember folgte mit der DA 29/61 (Maßnahmen gegen den Menschenhandel
                  und das illegale Verlassen der DDR), einer der letzten Weisungen des Jahres überhaupt,
                  eine Regelung, die die Bekämpfung der illegalen Abwanderung und deren Vorbereitung
                  in breiterer Art anging.[93] Sie machte aus dem zuvor primär militärisch behandelten Gegenstand an der Grenze
                  einen polizeilichen im Hinterland und verschärfte die Kriminalisierung der Flüchtlinge.
               

               
                  Tafel 2: Weisungen des MdI August bis Jahresende 1961.
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               Lediglich eine der vielen innenministeriellen Weisungen 1961 widmete sich explizit
                  der legalen Ausreise, dafür aber in grundlegender Art und Weise. Bereits fünf Tage
                  nach dem Mauerbau stornierte der SED-Staat mit der DA 18/61 vom 18. August sämtliche
                  erteilten einmaligen Reisegenehmigungen in die BRD, was Besuche ebenso mit einschloss
                  wie Ausreisen.[94] Dies kappte mit einem Federstrich alle legalen Wege. Zudem zentralisierte die DA
                  18/61 die Bearbeitung neuer Anträge restriktiv, indem sie die Entscheidungskompetenzen
                  über jeden einzelnen Ausreiseantrag in die höchsten Ränge des MdI verlagerte. Für
                  die einmalige Ausreise, also die legale Übersiedlung, erhielten Übersiedler in der
                  Regel das provisorische Identitätsdokument PM 12 a. Dieses war nun nur noch mit dem
                  Siegel des Leiters der Hauptabteilung Paß- und Meldewesen (HA PM) gültig. Damit nicht
                  genug, denn auch der Leiter der HA PM durfte dieses Siegel nur vergeben, wenn der
                  Minister des Innern selbst oder seine Stellvertreter dies zuvor genehmigt hatten.
                  120Ein jeder Antrag musste nun also erfolgreich den Schreibtisch der mächtigsten Innenpolitiker
                  der DDR passieren. Dies entmachtete die in den Kreisen gebildeten und bislang zuständigen
                  Kommissionen für den innerdeutschen Reiseverkehr. Die Anträge waren aber weiterhin
                  in den Kreisen zu stellen.[95] Der entsprechende Arbeitsablauf dazwischen wurde vorerst nur schematisch geklärt.
                  Kurz: Genehmigungen wurden kassiert, Befugnisse zentralisiert und Zuständigkeiten
                  verschleiert.
               

               Die DA 18/61 klärte damit die sensiblen Fragen der legalen Übersiedlung, mit der die
                  lokalen Behörden nach dem Schließen der Tore erwartbar stärker konfrontiert sein würden,
                  bereits im August 1961 mit dem Holzhammer. Was aber die Umsetzung anging, wurde mit
                  heißer Nadel gestrickt. Im für den Mauerbau zuständigen Planungsstab gab es keine
                  Konzepte für entsprechende Befehle oder Direktiven. Das Thema wurde im Vorfeld offenkundig
                  einfach nicht behandelt. Dass der Minister des Innern Karl Maron durch DA 18/61 sämtliche
                  bestehenden einmaligen Ausreisegenehmigungen annullierte und neu prüfen ließ, war
                  in erster Linie eine Misstrauenserklärung an den eigenen Apparat. Der neuen Situation
                  entsprechend wollte er sicherstellen, dass allein in besonderen Ausnahmefällen Genehmigungen
                  zur Übersiedlung erteilt würden. Dies betraf neben Vertrauenspersonen des SED-Staates
                  schon davor in erster Linie vereinsamte »Arbeitsunfähige« und Rentner. Nun war aber
                  auch deren Ausreise nur in genau zu prüfenden Extremfällen erlaubt. Zudem seien die
                  Regelungen von Reisegenehmigungen in beide Richtungen äußerst restriktiv auszulegen.[96] Mit einer knappen Dienstanweisung und einigen Nebenregelungen in anderen Anordnungen
                  schuf das MdI nach dem 13. August für den Bereich Ausreise nahezu eine Tabula rasa
                  und stoppte fast jede legale Bewegung gen Westen.[97] Daraufhin stellte sich aber die Frage, 121inwieweit sich das MdI auf die Reisekommissionen in den Räten der Kreise verlassen
                  konnte, die für die Bürger ja weiterhin die Anlaufstellen für Reise- und Ausreiseanträge
                  blieben. Zwar schwangen die lokalen Behörden recht schnell auf die neue Linie ein,
                  die nun entstehende Mauergesellschaft durch defensiv legitimierte Abschottung zu gestalten.
                  Allerdings hatten sie im Gegensatz zu den Weisungsbefugten im MdI die Konflikte mit
                  den abgewiesenen Antragstellern persönlich auszufechten.
               

               Dabei ist nicht zu vergessen, dass sowohl Bürger als auch untere Verwaltungsebenen
                  in der ersten Zeit allein durch die Propagandaorgane Hinweise erhielten, wie mit dem
                  Mauerbau umzugehen sei. Ganz im Sinne Lenins war die Presse für die SED »nicht nur
                  ein kollektiver Propagandist und kollektiver Agitator, sondern auch ein kollektiver
                  Organisator«.[98] Die Organe der DDR sahen sich seither in der Tradition des frühsowjetischen »Propagandastaates«.[99] Wie die Pravda übermittelte das Neue Deutschland neben Nachrichten und Anweisungen vor allem »Symbole, Selbstbilder und Geisteshaltungen«
                  durch eine spezifische Sprache, die es den Führern des Staates erlaubte, ein »umfassendes
                  System öffentlichen Lügens« zu etablieren.[100] Für die verunsicherten Untergebenen jedoch gab es 122darin keine konkreten Informationen, sondern bloß markige Stimmungsmache. Das Neue Deutschland posaunte in die Republik, dass mit den Absperrungen in Berlin die »Tür für den Menschenhandel
                  verriegelt« worden sei[101] und dass auf »Vorschlag der Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten und entsprechend
                  dem einmütigen Beschluß der Volkskammer […] der Ministerrat jetzt jene Maßnahmen ergriffen
                  [hat], die von der Bevölkerung der DDR seit langem gefordert worden sind«.[102] Einerseits wolle man so endlich »den Gefahrenherd Westberlin austreten«, andererseits
                  wurde aber auch am Tag nach dem Mauerbau der Bevölkerung verkündet, dass am kommenden
                  Morgen die Mitglieder der Kampfgruppen in Uniform am Arbeitsplatz erscheinen würden.
                  Diese Ruheaufforderung durch implizite Gewaltandrohung war an alle DDR-Bewohner adressiert,
                  weswegen das Neue Deutschland Stimmen aus der Bevölkerung sammelte und prominent abdruckte. »Sollte jemand frech
                  werden«, warnte etwa das Mitglied der Kampfgruppe im LEW Hennigsdorf Richard Schmalwasser,
                  »wird er unsere starke Hand zu spüren bekommen«.[103] Es ging also zuvorderst um Sozialdisziplinierung nach innen, die sich anders als
                  die Anti-Menschenhändler-Propaganda nicht auf auswärtige Kräfte berief, sondern die
                  Dissonanz im Innern durch die Militarisierung des Sozialen zu verhindern suchte. Diesen
                  Druck versuchte das Neue Deutschland ins Moralische zu übertragen und beschrieb anhand von Arbeiterstellungnahmen eine
                  sich angeblich entwickelnde Stimmung gegen Westreisen unter dem Motto: »Nein, in diesen
                  Westen fahren wir nicht.«[104] Dahinter verbarg sich das größere Ziel, das sich nicht auf die Fluchtverhinderung
                  beschränkte, sondern auf einen langfristigen Wandel der Mobilitätsmentalität der Bevölkerung
                  abzielte.[105]

               123Bis zum heutigen Tag insistieren Systemvertreter wie der frühere Oberst der Zentralen
                  Auswertungs- und Informationsgruppe (ZAIG) des MfS Reinhard Grimmer darauf, dass »die
                  Mehrheit der DDR-Bürger im August 1961 spontan die Maßnahmen« begrüßt habe.[106] Dies galt sicherlich für einen Teil der staatsnahen und -tragenden Eliten. Andere
                  jedoch befürchteten durch den erwartbaren Wegfall des internationalen Austauschs berufliche
                  Nachteile. Dies betraf auch den in Ost- und West-Berlin für die SED (und das MfS)
                  tätigen Rechtsanwalt Wolfgang Vogel, der seinem Verbindungsoffizier Heinz Volpert
                  gegenüber nun eine Sonderreiseregelung für Anwälte entwarf, deren Eckpunkte (Mitgliedschaft
                  im Anwaltskollegium, Zulassung in West-Berlin, tatsächliche Prozessführung dort) allerdings
                  nur er erfüllte.[107] Neben Anwälten traf die Aufhebung der Reiseprivilegien vor allem Wissenschaftler.
                  Diese nahmen die Kaderverwaltungen darum mit dem Mauerbau noch genauer in den Blick.[108] In Andeutungen berichteten die Verantwortlichen des Meteorologischen und Hydrologischen
                  Dienstes Mitte September 1961, dass »es keine wesentlichen Diskussionen zu den Maßnahmen
                  der Regierung gegeben habe; lediglich einige Anfragen«. Insbesondere die Wissenschaftler,
                  die man nicht genau im Blick habe, charakterisierte der berichtende Major Gliniorz
                  als »beunruhigt«. Die Akademiker beherrschten zwar ihr Fachgebiet, könnten oder wollten
                  aber »die gesellschaftlichen Kräfte und Prozesse in der ganzen Welt« nicht verstehen.
                  Teilweise hätten die Professoren »sehr sauer reagiert«.[109] Nun schlug die Stunde Jürgen Kuczynskis, dem als führendem Historiker des Landes
                  auch die Legitimation der Maßnahmen des SED-Staates zufiel.[110] Man musste ihn nicht zwingen. Er verfasste einen Propagandaartikel, der nur wenige
                  Tage nach dem Mauerbau die Linie definierte, indem er 124offen gegen seine widerwilligen akademischen Kollegen als nicht vertrauenswürdige
                  »Wanderer zwischen zwei Welten« wetterte. Diese verstünden nicht, dass sie sich nicht
                  nur körperlich zwischen Ost und West bewegten, sondern vielmehr mental zwischen »Vergangenheit
                  und Zukunft, zwischen Theorie und Praxis, zwischen Vernunft und Gefühl«.[111] Der Mauerbau legitimierte und bedingte also, in Martin Sabrows Worten, auch in der
                  Wissenschaft den Übergang vom »vertrauten Feind« im Westen, der aus zahlreichen Kontakten
                  bekannt war, zum »objektiven Gegner«, der in dieser Radikalität nur unter den Bedingungen
                  der Abschottung konstruierbar war.[112] Und wer konnte diese Deutungsverschiebung besser vertreten als der vor wenigen Jahren
                  noch als Abweichler angegriffene Jürgen Kuczynski, der als Personifikation der ungemütlichen
                  systeminternen Kritik jeden Zweifel am Mauerbau zerschlug.
               

               Solche öffentlichen Positionierungen waren de facto Forderungen. Sie begründeten nicht
                  nur den Mauerbau aggressiv als einen rein defensiven Akt, sondern forcierten vor allem
                  die Sozialdisziplinierung gegen jedweden persönlichen Kontakt mit dem westdeutschen
                  Staat und seinen Bürgern. Im krassen Widerspruch zur eingangs beschriebenen Situation
                  in Treptow stand dabei die mediale Darstellung des Grenzpostens als eines vertrauenswürdigen
                  Aufklärers. Genau dort im Treptower Park, wo Grenzposten DDR-Bürger in Versuchung
                  führten, habe ein »gut gekleideter Bürger« im Gespräch mit einem Grenzpolizisten philosophiert,
                  dass er zu 99 % mit den Maßnahmen zufrieden sei, wobei das verbleibende Prozent seine
                  Tante im Westen sei. »›Ein Prozent Tante gegen 99 Prozent Frieden ist ein guter Tausch‹,
                  sagt der Angehörige der Kampfgruppe.«[113] In zahlreichen solcher wohl frei erfundenen Dialoge standen Onkel und Tanten im Westen
                  für kriminelle Westkontakte. Sie betrieben Devisenvergehen, stifteten an oder sie
                  galten Störenfrieden als Ausreden für Westreisewünsche, obwohl jeder wisse, dass die
                  Familie seit Jahren keinen Kontakt mehr habe.[114]

               125Diese aggressive Verschiebung des Diskurses auf die Grenze und ihre Moral ist für
                  den hier behandelten Gegenstand – die Reglementierung der legalen Ausreise – ganz
                  wesentlich. Denn auf diese Weise entstand im Staatsapparat eine Stimmung, die ohne
                  detaillierte Regeln und zugleich mit unklaren Hierarchien dazu führte, im Zweifelsfall
                  lieber restriktiver vorzugehen, als sich des »Liberalismus« verdächtig zu machen.
                  Dies wurde intern auch gefordert. Nicht lange nach dem Mauerbau stellte das MdI seinen
                  Mitarbeitern eine vertrauliche »Argumentation« zu »Republikflucht«, Übersiedlung und
                  Reiseverkehr zur Verfügung.[115] Darin wurde mit markigen Worten gegen jedwede »liberale Einstellung« gewettert. Als
                  »Analyse« tituliert, war das 17 Seiten lange Dokument nichts anderes als eine Rechtfertigung
                  des Mauerbaus, die den MdI-Unterstellten Argumente für Auseinandersetzungen mit der
                  Bevölkerung lieferte. Begrifflich löste das Motiv der »Menschenhändler« das der »Republikflucht«
                  endgültig ab. Die »Analyse« habe ergeben, dass die »Organisierung von Republikflucht«
                  ein »Bestandteil des kalten Krieges gegen die Deutsche Demokratische Republik« sei.
                  Die gesamte westdeutsche und West-Berliner Gesetzgebung sei dieser Frage untergeordnet.
                  In zahlreichen Beispielen wurde sowohl dargelegt, mit welchen Mitteln die DDR dagegen
                  vorgehe, als auch Abschreckungsszenarien aus den als »Vernehmungslager« bezeichneten
                  Notaufnahmelagern im Westen geschildert. In erster Linie stellte das MdI dabei Argumente
                  für die Kreisbehörden in der Auseinandersetzung mit Ausreisewilligen bereit: Da sämtliche
                  Verbindungen und vor allem der Reiseverkehr allein der »Abwerbung« gedient hätten,
                  sei es »verständlich, daß die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik im Interesse
                  eines jeden Bürgers und zum Schutze der Republik, diesem Treiben des Gegners nicht
                  tatenlos zusehen konnte«. Um die Republik zu schützen, war es darum »erforderlich,
                  alle Anschläge, die mit Hilfe des Reiseverkehrs durch die Bonner Machthaber gestartet
                  werden, im Keime zu ersticken.«[116] Solche Berichte verdeutlichen aus heutiger Sicht vor allem den hohen Legitimationsbedarf
                  der SED-Führung. Sie sollten damals aber vor allem den Staatsbediensteten und Parteitreuen
                  Begriffe und Konzepte liefern, um bei lokalen und persönlichen Konflikten die Oberhand
                  zu behalten. Orientierung im administ126rativen Umgang mit dem Problem der freilich weiterhin bestehenden Reise- und Übersiedlungswünsche
                  boten solche Materialien nicht. In der »großangelegten Mitmach-Veranstaltung« hatte
                  die SED-Führung diesmal tatsächlich nur den Ausgang definiert, nämlich die Abschottung
                  vom Westen.[117] Die zahlreichen Mitmachenden standen nun vor dem Problem, diesen auch herbeizuführen.
               

            

            
               
                  Die »Schuld« der Räte
                  

               

               
                  127Tafel 3: Schema des Staatsaufbaus der DDR (Ausschnitt).
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              127Staatsspitze

                           
                           	
                              Erster/Generalsekretär des ZK der SED (Walter Ulbricht 1950-1971, Erich Honecker 1971-1989)
                              

                           
                           	
                              Staatsrat

                              (Walter Ulbricht 1960-1973, Willi Stoph 1973-1976, Erich Honecker 1976-1989)

                           
                           	
                           	
                           	
                        

                        
                           	
                              Führungsebene

                           
                           	
                              Politbüro des ZK der SED

                           
                           	
                              Ministerrat

                              (Otto Grotewohl 1949-1964, Willi Stoph 1964-1973 u. 1976-1989)

                           
                           	
                              Minister für Staatssicherheit

                              (Erich Mielke 1957-1989)

                           
                           	
                              Minister des Innern und Chef der Volkspolizei (Karl Maron 1955-63, Friedrich Dickel 1963-1989)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Zentrale Organe

                           
                           	
                              Zentralkomitee der SED (ZK der SED), u. a. Abteilung für Staats- und Rechtsfragen (Klaus Sorgenicht 1954-1989)
                              

                           
                           	
                              Volkskammer (Johannes Dieckmann 1949-1969, Gerald Götting 1969-1976, Horst Sindermann 1976-1989
                              

                           
                           	
                              Ministerium für Staatssicherheit (MfS), u. a. Hauptabteilung V (Staatsapparat, Kirche, Untergrund, Bruno Beater 1955-1964),
                                 Hauptabteilung VIII (Ermittlungen, Erich A. Schubert 1975-1984)
                              

                           
                           	
                              Ministerium des Innern (MdI), u. a. Hauptabteilung Innere Angelegenheiten (Georg Bergmann 1962-1976)
                              

                           
                           	
                              Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei (HVDVP), u. a. Hauptabteilung Paß- und Meldewesen (Werner Reuther 1960-1970)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Regionale Ebene

                           
                           	
                              Bezirksleitungen der SED

                           
                           	
                              Räte der Bezirke

                           
                           	
                              Bezirksverwaltungen für Staatssicherheit

                           
                           	
                              Abteilungen Innere Angelegenheiten

                           
                           	
                              Bezirksdirektionen der Volkspolizei, u. a. Abteilungen für Paß- und Meldewesen
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Lokale Ebene

                           
                           	
                              Kreisleitungen der SED

                              Grundorganisationen und Parteigruppen

                           
                           	
                              Räte der Kreise

                              u. a. Kommissionen für den innerdeutschen Reiseverkehr

                           
                           	
                              Kreisdienststellen des MfS

                           
                           	
                              Abteilungen Innere Angelegenheiten

                           
                           	
                              Volkspolizei-Kreisdienstämter, u. a. Abteilungen für Paß- und Meldewesen
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Partei (SED)

                           
                           	
                              Staatliche Gremien

                           
                           	
                              Ministerien (Auswahl)

                           
                           	
                        

                     
                  

                  
                     Stand 1963, Namen der Leiter bzw. Vorsitzenden oder Präsidenten in Klammern, teilweise
                        inkl. Amtsnachfolgern.
                     

                     Dem System des »demokratischen Zentralismus« gemäß besaßen die zentralen Organe nachgeordnete
                        und berichtspflichtige Einheiten auf regionaler und lokaler Ebene, aus denen sich
                        wiederum die Räte der Bezirke und Kreise zusammensetzten. Dabei ist zu berücksichtigen,
                        dass einige Institutionen größere Macht besaßen, als es ihre nominelle Position aussagt
                        (z. B. aufgrund der Hoheit der Partei oder der Rolle des MfS). Dies liegt auch daran,
                        dass Amtsinhaber aufgrund ihres Postens oder ihrer Person auch Mitglied in anderen
                        Institutionen sein konnten (z. B. Minister im Politbüro).
                     

                  

               

               Der mit der DA 18/61 schematisch gezeichnete Antragsweg sah vor, dass diese Anträge
                  in den Kreisen gestellt und dort von den Kommissionen für den innerdeutschen Reiseverkehr
                  behandelt werden sollten. Bewertete diese einen Antrag als möglicherweise begründet,
                  leitete sie ihn an die Räte der Bezirke weiter, wo erneut eine Prüfung erfolgte. Bislang
                  fiel hierbei auf der Basis der Empfehlung der Kommissionen die Entscheidung.[118] Die DA 18/61 degradierte diese jedoch zu einer weitgehend machtlosen Kontrollinstanz,
                  die nur Empfehlungen an die Räte der Bezirke weiterleiten konnte. Die endgültige Bewilligung
                  erfolgte jedoch erst nach weiteren Prüfstufen in der Hierarchie der Innenverwaltung
                  (siehe Tafel 3, S. 127) im Büro des Stellvertreters des Ministers des Innern Richard
                  Max Peter Wenzel und ab Anfang 1962 Herbert Grünstein.[119] Dabei darf nicht vergessen werden, dass bereits die auf niederer Ebene angesetzte
                  Kontrolle in den Räten der Kreise und Bezirke derart restriktiv war, dass jährlich
                  Hunderttausende Personen die DDR trotz weitreichender Folgen für sich, ihre Familien
                  und ihren Besitzstand illegal verließen. Trotzdem galt dieses System nun aber als
                  zu liberal, und es entstand ein Kontrollregime mit mindestens vier Ebenen, das in
                  den Kreisen begann, sich in den Bezirken fortsetzte, zu Filterungen im MdI fortschritt
                  und letzten Endes auf den Schreibtisch des 1. Stellvertreters des Ministers führte.
                  Dieser prüfte in der Tat sorgfältig sämtliche Listen, in denen die von den Bezirken
                  zur 128Übersiedlung Vorgeschlagenen zusammengeführt wurden.[120] Er kontrollierte aber nicht nur, er disziplinierte. Durch restriktive Anmerkungen
                  auf den Listen kommunizierte er vor allem Ablehnungen zurück. Über diese Kommunikationsform
                  etablierten er und sein Büro per Praxis die neue Entscheidungskultur, die auch die
                  untergebenen Behörden zu erlernen hatten. In den ersten Monaten setzte sich die neue
                  Ordnung mittels von oben nach unten geschaffener Erfahrungen durch.
               

               Das war selbstverständlich ein langsames und arbeitsintensives Verfahren. Darum setzte
                  sich Ende 1961 im MdI die Erkenntnis durch, dass die legale Übersiedlung einer strafferen
                  Organisation bedurfte. Dessen nahm sich mit seinem Amtsantritt Anfang 1962 der neue
                  Staatssekretär und 1. Stellvertreter des Ministers des Innern Herbert Grünstein an,
                  ein jüngerer Aufsteiger im Apparat Ulbrichts.[121] Neben der Kontrolle der einzelnen Anträge beauftragte er die ihm direkt untergebenen
                  Beamten Schreiber und Günther mit einer ersten internen Analyse der Situation der
                  Übersiedlung und der Arbeitswege. Ganz im Sinne des polternden Hermann Matern im Jahr
                  1958 beurteilten auch sie die zuständigen Organe in den Kreisen und den Bezirken als
                  zu weichherzig. So seien für arbeitsfähige Personen im Jahr 1959 2400 Anträge genehmigt
                  worden (22145 insgesamt), im Jahr 1960 4600 und 1961 bis Juli bereits 2287 (11693
                  insgesamt).[122] Zwischen dem Mauerbau und dem 31. Dezember 1961 gingen in den Räten der Kreise und
                  der Bezirke dem Bericht zufolge 7927 Anträge ein, wobei die beiden Prüfer betonen,
                  dass die tatsächliche Zahl aufgrund sofort ausgesprochener mündlicher Ablehnungen
                  deutlich höher lag. Der hier benannte Antragseingang spiegelt also nur Fälle, die
                  die Zuständigen auf Kreisebene wenigstens als prüfungswürdig erachteten. Unter diesen
                  waren 5742 Rentner und »Arbeitsunfähige« sowie 609 Kinder, von denen 242 zu »republikflüchtigen«
                  Eltern wollten. Abgesehen von diesen wenigen Kindern, die großenteils Problemfälle
                  waren, kamen also nur jene in das Positivraster, welche dem SED-Staat materielle Kosten
                  verursachten. Unter den 1569 arbeitsfähigen Antragstellern 129waren nur 341 Männer und von den 1228 Frauen suchten 459 die Eheschließung im Westen.
                  Von den zwischen Mauerbau und Jahresende 1961 eingegangenen Anträgen hatten die Räte
                  der Kreise und Bezirke 6927 bearbeitet und davon bereits 5175 Anträge abgelehnt und
                  1752 an das MdI weitergeleitet.[123] Vor dem Mauerbau wäre zumindest diesen 1752 Personen wohl die Ausreise genehmigt
                  worden.
               

               Aber die Zentralisierung hatte den Wind verschärft. Von den 1752 eingegangenen Anträgen
                  lehnte das MdI 958 direkt ab, lediglich 594 Individuen genehmigte es die Ausreise.
                  Das waren gerade einmal ein Drittel der vorgeschlagenen und nur 7 % der zumindest
                  prüfwürdigen Anträge.[124] Stolz betonten Schreiber und Günther, dass monatlich nur 116 Personen emigriert seien,
                  was ein Rückgang von 91,5 % im Vergleich zu der Zeit vor dem 13. August 1961 sei.
                  Sie bewiesen so die Macht des MdI und berauschten sich an der Effizienz des Zentralismus.
                  Denn nachdem durch den 13. August der »Menschenhandel« eingedämmt worden sei, müsse
                  die Kontrolle nun auch »auf dem Gebiet der legalen Übersiedlung verstärkt« werden.[125] Die insgesamt gestiegene Zahl der Anträge führte das MdI nicht auf das Eingesperrtsein
                  hinter der Mauer zurück. Es handele sich zu »einem großen Teil nicht um Übersiedlung
                  im üblichen Sinn«, sondern um Anträge, »aus denen eine organisierte Tätigkeit des
                  Klassengegners zu erkennen ist«.[126] Da dieser mittels der legalen Übersiedlung den Zusammenbruch der DDR herbeiführen
                  wolle, riefen sie zur Wachsamkeit auf.[127] Gegen die »straffe Entscheidungspraxis der staatlichen Organe der DDR« sei der »Klassengegner«
                  machtlos, weswegen er nun das Deutsche Rote Kreuz (DRK) oder Kirchenorganisationen
                  »unter dem Deckmantel der Menschlichkeit und der Familienzusammenführung« vorschicke.
                  Dieser Befund, die »Organisierung der legalen Übersiedlung erfolgt über das westdeutsche
                  Fernsehen und Rundfunk sowie über die gesamte Bonner Presse«, diente dabei nicht nur
                  der Externalisierung der Gründe für das Migrationsgeschehen.[128] Wenngleich 130durch Feinddenken verzerrt, gestand sich das MdI damit gewissermaßen auch die Komplexität
                  des Migrationsregimes ein, was eben nicht durch einseitige Regelungen definiert werden
                  konnte. Die Schlussfolgerung war ein intensivierter Machtanspruch. Um die in den Anträgen
                  zum Ausdruck kommende »organisierte Tätigkeit des Klassengegners« zu entlarven, sollten
                  die Kreise mehr Hausbesuche und intensivere Prüfungen vornehmen.[129] All dies werde aber »besonders in den Kreisen noch nicht verstanden«, die ihre »liberalistische
                  Praxis« nur langsam überwänden.[130]

               Ein weiteres Problem sahen die Berichtenden Schreiber und Günther bei Vertretern der
                  Blockparteien, die sich nun – angeblich stets auf Initiative des DRK – mit Bitten
                  und teilweise ganzen Listen von abgelehnten Anträgen an das MdI wendeten. Explizit
                  negative Erwähnung fand im Entwurf des Berichts ein Freund Honeckers, der Volkskammerabgeordnete
                  der CDU-Ost Heinz-Wolfram Mascher. Kraft seiner Stellung versuche er, »Genehmigungen
                  für arbeitsfähige Bürger zur Übersiedlung zu erwirken«. Dies ist schon deswegen skurril,
                  da Mascher nach dem Mauerbau 1961 kurzzeitig ohne Erlaubnis nach West-Berlin ging,
                  um seine dort lebende Frau nebst Neugeborenem zu besuchen. Bei seiner Rückkehr maßregelte
                  Mascher dann den diensthabenden Offizier und beschuldigte ihn der mangelnden Wachsamkeit.
                  Trotz dieses Tarnmanövers und der Verteidigung durch den SED-Staranwalt Friedrich
                  Karl Kaul wurde der ranghohe FDJler Mascher anschließend als angeblicher Agent zu
                  einer langjährigen Haftstrafe verurteilt.[131] Wie er sich im 131zweiten Halbjahr für Ausreisewillige hätte einsetzen können, bleibt schleierhaft.
                  Die Behauptung spiegelt wohl eher den Zeitverzug in der Antragsbearbeitung. In der
                  Finalversion wurde sein Name gestrichen, und es blieb eine anonyme Bemerkung übrig,
                  die auch Volkskammerabgeordnete als Maulwürfe erscheinen ließ.[132] Solche vermutete man auch im MdI. Der in die Bundesrepublik übergesiedelte Professor
                  Dr. Gerhard Gloege habe von dort aus öffentlich erklärt, dass man sich mit einem Ausreisewunsch
                  nur an Herrn Mondrella[133] im MdI wenden solle, »dann würde die Übersiedlung schon klar gehen«.[134]

               Rein praktisch standen die gescholtenen Räte der Kreise dabei aber vor dem Problem,
                  keine genauen Regeln zu besitzen und von oben unklare Ansagen zu bekommen. Denn die
                  Gründe für eine Zusage oder Ablehnung wurden nicht nach unten kommuniziert. Dies kulminierte
                  in den sich häufenden »Sondergenehmigungen«, mit denen Arbeitsfähigen aus nicht weiter
                  benannten Gründen die Ausreise erlaubt wurde. Teilweise wurden diese Vorgänge gar
                  von oben initiiert. Zumeist geschah dies auf Anregung der Staatssicherheit. Die »Sondergenehmigungen«
                  dienten damit zwar der Staatsräson, konnten von den Kreisen und den Bezirken aber
                  leicht als »Muster für die Entscheidungspraxis« missverstanden werden. Hier fiel dem
                  System die eigene Verschwiegenheit auf die Füße. Das MdI befürchtete eine Symbolwirkung
                  weniger auf die Bürger der DDR, sondern vielmehr auf die Kreise und die Bezirke, da
                  durch die übermäßig vielen Sondergenehmigungen der Anschein entstand, es gäbe doch
                  Mittel und Wege, die Genehmigung zu erbitten. Schlussfolgernd erachtete die Führungsriege
                  des MdI die harte Hand weiterhin als das richtige Mittel, sowohl um die Übersiedlung
                  einzudämmen als auch um die Räte der Kreise und die der Bezirke weiter zu disziplinieren.
                  Schreiber und Günther schlugen vor, die Kommissionen für den innerdeutschen Reiseverkehr
                  zu erhalten; ihre Aufgabe läge aber nunmehr allein darin, »Bürger zu beraten und zum
                  Bleiben zu bewegen«. Über die Amtsstuben hinaus regten Schreiber und Günther zudem
                  an, die Übersiedlung nicht 132mehr zu beschweigen. Sie solle vielmehr als Problem in der Presse »ausgewertet werden«,
                  am besten mit Beispielen von legal Übergesiedelten, die dann wieder in die DDR zurückkehrten.[135] Dies blieb aber weitgehend aus. Die Propaganda konzentrierte sich weiterhin auf die
                  Bekämpfung der Flucht; von der öffentlichkeitswirksamen Beschwerde des Ministers des
                  Innern Maron beim Allgemeinen Studierendenausschuss der Freien Universität Berlin
                  über dessen Unterstützung der Fluchthilfe bis zu zahllosen Beschwerden von Innenpolitikern
                  bis zum Außenministerium über »westliche Kräfte« als Drahtzieher der zahlreichen Grenzverletzungen
                  (seien es persönlich Willy Brandt oder Reinhard Gehlen, sei es der Berliner Senat
                  oder seien es ganz allgemein »Menschenhändler«).[136]

               Aus diesem referatsinternen Bericht, der trotz aller ideologischen Scheuklappen die
                  erste Erkundung des Komplexes der legalen Übersiedlung durch das MdI nach dem Mauerbau
                  war, ließ Grünstein eine Analyse erstellen, die sowohl Minister Maron informierte
                  als auch die Bezirke anwies. Hier änderte sich der Ton, der Kalte Krieg wurde sichtbarer.
                  Einführend berief sich die Analyse auf Walter Ulbricht, der auf der 33. Tagung des
                  ZK der SED postulierte, »jede Flucht oder Übersiedlung nach Westdeutschland bedeutet
                  eine Hilfe für die westdeutsche Militärbasis der NATO«, weswegen »kein Arbeiter, kein
                  Angehöriger der Intelligenz, kein Bauer aus kleinlichen wirtschaftlichen Gründen nach
                  Westdeutschland ziehen darf«.[137] Als Grund für die sprunghaft angestiegenen Anträge benannte die Analyse den RIAS,
                  westdeutsche Zeitungen sowie den »forcierten Menschenhandel des Klassengegners«. Antragsteller
                  charakterisierte sie zum Großteil als »Umsiedler, ehemalige Beamte und Offiziere der
                  Nazi-Partei und Angehörige von Republikflüchtigen«, die sich durch die Übersiedlung
                  allein »materielle Vorteile erhoffen«.[138] Dabei war sekundär, dass es 133gar keine entsprechenden Untersuchungen gab. Die Analyse besaß nicht das Ziel, die
                  Ausreise zu analysieren; sie definierte, wie die Räte der Kreise und der Bezirke die
                  Antragsteller zu verstehen hatten. Und diese Charakterisierung der Antragsteller schlug
                  letztlich auf die lokalen Behörden durch. In Verkennung der Lage seien die Räte der
                  Kreise angeblichen Vermählungen auf den Leim gegangen, die allein durch westliche
                  Medien arrangiert worden seien.[139] Die dabei zitierten »Briefkastenehen«, also nach Annoncen postalisch vereinbarte
                  grenzüberschreitende Ehen, waren auch in den westdeutschen Medien ein Thema. Für diese
                  verkörperten sie den Verzweiflungsgrad der Auswanderungswilligen und die Hilfsbereitschaft
                  Westdeutscher. Der SED-Staat setzte sie nun jedoch ein, um den eigenen Apparat der
                  Nachlässigkeit zu beschuldigen.[140]

               Als administrative Leitregel wurde das Fernschreiben des Ministers des Innern vom
                  22. Juli 1961 benannt, welches zur striktesten Befolgung der Regeln aufrief und zugleich
                  faktisch die DA 18/61 zum führenden Regularium erhob. Dies erzeugte jedoch mehr Unklarheit
                  als Ordnung. Ein paar Beispiele: Vielen Bezirken erschienen nun die Kommissionen für
                  den Reiseverkehr als »überflüssig«, der Bezirk Rostock löste sie gar auf. Das MdI
                  schritt scharf ein, da es die Kommissionen weiterhin als Transmissionsriemen seiner
                  unsichtbaren Macht benötigte. Da ihnen aber für die ihnen angetragene Funktion, Bürger
                  vom Ausreisewunsch abzubringen, keine Mittel oder Kompetenzen zur Verfügung standen,
                  musste diese Aufgabe den lokalen Verantwortlichen, die tatsächlich auf Ausreisewillige
                  trafen, illusorisch vorkommen.[141] Im scheinbaren Durcheinander der Zuständigkeiten kursierten Gerüchte. Aufgrund zirkulierender
                  Falschinformationen schickten einige Seelsorger Antragsteller zu den Kreisämtern der
                  Volkspolizei, die jedoch gar nicht für die Bearbeitung der Anträge zuständig waren.[142] Weiterhin sahen die Räte der Kreise sich nun mit dem Vorwurf konfrontiert, den Raummangel
                  für Wohnungen und öffentliche Ein134richtungen »über die Genehmigung des legalen Verzugs lösen [zu] wollen«, was bis zur
                  Korruption reiche.[143] In Berlin-Lichtenberg habe z. B. ein lokaler Kader die Wohnung einer Antragstellerin
                  vor der Genehmigung zugebilligt bekommen, seien Spekulationen mit Umzugsgut aufgefallen
                  und Ausreisegenehmigungen von Pachtverträgen abhängig gemacht worden.[144]

               Um dessen Herr zu werden, ernannte das MdI auf jeder Ebene einen Verfahrensverantwortlichen.
                  Angelehnt an das Ulbricht’sche »Regime der Stellvertreter«[145] hatte nun der Stellvertreter des Vorsitzenden der Abteilung Innere Angelegenheiten
                  der Räte der Kreise bzw. der Bezirke, der jeweilige Vertreter des MdI, die Berliner
                  Weisungen durchzusetzen. Er sollte sicherstellen, dass nur »Sonderfälle« gemäß den
                  Weisungen des MdI jeweils eine Ebene höher gereicht wurden. Zudem sollten sie in den
                  Kreisen für die »richtige politische Zusammensetzung« der Kommissionen für den innerdeutschen
                  Reiseverkehr Sorge tragen.[146] Als kurz darauf die Kommissionen ganz wegfielen, verblieben diese Stellvertreter
                  als die jeweils verantwortliche Instanz für Übersiedlungen, die Vorschläge nach oben
                  weiterreichten. Langsam etablierten sich die dauerhaften Strukturen der Ausreisebearbeitung.
               

               Bis ungefähr Mitte des Jahres 1962 beklagte das MdI in drastischer Wortwahl eine »sektiererische
                  Auffassung« der Kreise, die nicht aus der Weisungsarmut, sondern aus dem Nichtbefolgen
                  der Weisungen sowie sachlicher und politischer Inkompetenz folge.[147] Das MdI warf den Räten der Kreise damit erneut vor, ihre Lage im Kalten Krieg nicht
                  korrekt einzuschätzen, was sich vor allem an der Frage eines Friedensvertrages ausdrückte.
                  Seit Chruschtschows Ultimatum 1958 schwebte dieser zugleich als Verheißung und Drohung
                  im 135Raum.[148] Während die SED-Führung vor dem Mauerbau darauf pochte, nutzte Chruschtschow einen
                  separaten Friedensvertrag mit der DDR als Drohkulisse gegenüber US-Präsident Eisenhower,
                  um in der deutschen Frage Bewegung nach seinem Wohlwollen zu erzwingen. Doch dieses
                  Kalkül ging auch nach John F. Kennedys Amtsübernahme im Januar 1961 nicht auf. Als
                  Chruschtschow dann Ulbricht nach dem für alle Seiten enttäuschenden vorzeitigen Ende
                  des Wiener Gipfeltreffens im Juni 1961 grünes Licht für den Mauerbau gab, war dies
                  auch ein Signal gegen den eigentlich für dasselbe Jahr versprochenen separaten Friedensvertrag.[149] Moskau beruhigte zudem die aufgeregten Gemüter seiner Alliierten im Warschauer Pakt,
                  die im Falle eines unilateralen Friedensvertrages zwischen der DDR und der Sowjetunion
                  massive Sanktionen des Westens fürchteten. Laut Chruschtschow stimmten die USA und
                  die Sowjetunion nun darin überein, dass »de facto eine inakzeptable Situation […]
                  eintritt, wenn wir mit der DDR einen Friedensvertrag schließen«.[150] Allein der SED-Staat wollte sich mit dem Status quo nicht abfinden.[151] Ulbricht berief sich weiter auf 136frühere Zusagen, noch im Jahr 1961 einen Friedensvertrag zu schließen. Nicht ohne
                  Angriffslust bezeichnete er dies auf dem XXII. Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) im Oktober 1961 als
                  »die vordringlichste Aufgabe«, woraufhin Chruschtschow ihm in einem Gespräch vorhielt,
                  vordringlich sei vielmehr die desolate wirtschaftliche Lage der DDR.[152] Als Ulbricht weiterhin auf einem Friedensvertrag beharrte, hielt der Erste Parteisekretär
                  der KPdSU ihm 1962 »Ignoranz gegenüber der problematischen Natur der Angelegenheit
                  und eine dogmatische Haltung in der Sache« vor.[153] Angebliche negative Folgen für die Wirtschaft der DDR waren für Chruschtschow »ein
                  künstlich herangezogenes Argument«. So wiesen Chruschtschow und Außenminister Andrei
                  Andrejewitsch Gromyko in einem Gespräch Ulbricht, Honecker, Verner und andere SED-Vertreter
                  an, etwaige Vorschläge für einen Friedensvertrag könnten allein »auf propagandistischer
                  Ebene« genutzt werden. »Eine andere gibt es derzeit nicht«, und das größte Problem
                  der DDR, die Abwanderung, sei mit dem Mauerbau ja nun gelöst.[154]

               In der Propaganda des SED-Staates blieb das Thema Friedensvertrag tatsächlich präsent.
                  Aber nach dem Mauerbau änderte es sein Antlitz. Auch Walter Ulbricht forderte ihn
                  nun seltener ein.[155] 137Die DDR-Presse zitierte dahingehend immer häufiger Dritte, wie weitere Regierungen
                  des Warschauer Pakts,[156] den Außenminister von Sierra Leone John Karefa-Smart,[157] die Bulgarische Kommunistische Partei,[158] Abgeordnete des indischen Parlaments[159] oder ganz einfach »107 Millionen Gewerkschafter«.[160] Diese Forderungen inspirierten einige lokale Staatsvertreter zu einem neuen Argument,
                  um sich Konflikten mit Antragstellern zu entziehen. Während das MdI sie anhielt, in
                  sämtlichen Aussprachen – ob mit Rentnern, Arbeitern oder Verlobten – klarzustellen,
                  »daß eine Übersiedlung in den Staat der Militaristen und Revanchisten nicht erfolgen
                  kann«, legten Beamte in den Kreisen Antragstellern immer wieder nahe, dass sie ihren
                  Antrag doch »nach Abschluß eines Friedensvertrages stellen sollen«.[161] Dies war für das MdI ein grober Verstoß gegen DA 18/61 und vor allem das Fernschreiben
                  des Ministers vom 22. Juli 1961.[162] Denn anstatt alle Anträge außer eng definierten »Sonderfällen« direkt abzuweisen,
                  erkannte das Ministerium darin nicht zu Unrecht die Ermutigung neuer Versuche. Zudem
                  sah das MdI im Falle eines Friedensvertrages keinerlei Konsequenzen für die Ausreiseregelungen.
                  In entsprechenden Planspielen im Jahr 1962 deklinierte das Innenministerium alleine
                  durch, wie in einem sol138chen Falle die bestehenden Einreiseregelungen für Westdeutsche abgeändert werden müssten.[163] Den Grund für das Fehlverhalten sah das MdI wieder im Westen: Da der »Klassengegner
                  verstärkt Druck auf örtliche Räte« ausübe, folge daraus, dass »eine Reihe Mitarbeiter
                  der offensiven Auseinandersetzung mit den Antragstellern auswich« und auf den Friedensvertrag
                  verwies.[164] Das war aber nur ein Beispiel ungeschickter Aussprachen vor Ort. Ebenso monierten
                  die Analysten des MdI scharf, dass Vertreter der Kreise Ablehnungen mit dem Mauerbau
                  selbst begründeten, anstatt ausreichend über die westdeutsche »Politik des Menschenhandels
                  bei der Organisierung der Übersiedlung« aufzuklären.[165]

               Galten die Räte der Kreise nicht nur als vom Westen in die Irre geführt, sondern auch
                  als politisch unzuverlässig, kam obendrauf noch die emotionale Wankelmütigkeit. Selbst
                  bei größter Linientreue waren die Ansprechpersonen bei den Räten der Kreise keineswegs
                  an den Umgang mit verzweifelten Antragstellern gewöhnt. Bevor hier eine gewisse Abstumpfung
                  gegenüber den menschlichen Schicksalen einsetzte, waren viele Geschichten der deutschen
                  Teilung auch für Hartgesottene emotional aufwühlend.[166] Noch Jahre später gab es Situationen, in denen nicht nur verzweifelte Westbesucher
                  auf der Leipziger Messe, denen die Weiterreise zu Familienangehörigen in der DDR verwehrt
                  wurde, in Tränen ausbrachen, sondern auch die Sachbearbeiterin, die diese Ablehnung
                  aussprach.[167] In zahlreichen Fällen, in denen z. B. das Vertrösten auf einen Friedensvertrag nicht
                  weiterhalf, wurden Vertreter der Kreise weich und erläuterten, dass über Anträge final
                  im MdI entschieden würde.[168] Das verstieß gegen die verfügte Vertraulichkeit der Weisungen. Beginnend mit der
                  DA 18/61 wollte das MdI eine Blackbox der Migrationsverwaltung einrichten. Das untergruben
                  die lokalen Dienststellen aber gleich zu Beginn der neuen Zeit, indem sie auf 139die Verfahrenswege hinwiesen. Schnell bekamen westliche Medien und Regierungsvertreter
                  Wind von den neuen Antragswegen und trugen diese in einer Mischung aus Wissen und
                  Gerücht über Funk und Fernsehen auch in die DDR zurück.
               

               
                  Tafel 4: Eingabeneingang in der Abteilung Innere Angelegenheiten des MdI zu legaler Übersiedlung
                     in die Bundesrepublik und nach West-Berlin Mai 1961-Dezember 1961.
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               Der Effekt war, dass nach dem Mauerbau immer mehr verzweifelte Bürger Eingaben an
                  das MdI richteten (siehe Tafel 4, S. 139). Zwischen Mai und Oktober 1961 verneunfachten
                  sich die dort eingegangenen Eingaben, die damals allesamt den üblichen Weg der Eingabenbearbeitung
                  zu durchlaufen hatten.[169] Die Zuständigen 140beklagten einen »übermässigen Arbeitsaufwand«, da »die Besetzung in einem nicht vertretbaren
                  Verhältnis zum Arbeitsanfall steht«.[170] Es folgten massive Fristüberschreitungen, wozu beispielsweise im Dezember 1961 noch
                  210 persönliche Aussprachen mit Absendern solcher Eingaben kamen.[171] Gleichzeitig mit den Papiermauern entstanden also die bis 1989 dauernden Versuche
                  der Bevölkerung, diese ebenfalls per Papier zu überwinden. Vor Probleme stellte die
                  Verwaltung dabei nicht der Inhalt der einzelnen Anträge, sondern deren Masse.
               

               Tatsächlich trugen dafür aber keineswegs nur Westmedien oder regionale Vertreter des
                  Apparates die Verantwortung. Vielmehr suchten verzweifelte Ausreisewillige oder ihre
                  Angehörigen nun den Weg durch den Apparat. Nach der Schließung der Lücken an der Grenze
                  ging es um Lücken in den Papiermauern. Wegen der stark zunehmenden Bearbeitungsdauer
                  und der schroffen Ablehnungen sandten die Antragsteller gleich mehrere Eingaben als
                  Sonden aus, um Chancen aufzuspüren. Wenn Antragstellende über das entsprechende soziale
                  Kapital verfügten, baten sie jetzt auch vermehrt Prominente und höhere Kader um Unterstützung.[172] Die Entmachtung der als unzuverlässig empfundenen Kommissionen für den innerdeutschen
                  Reiseverkehr und das Einflechten mehrerer Kontrollebenen von der lokalen Amtsstube
                  bis zu Grünsteins Schreibtisch sorgte aber auch dafür, dass teilweise zeitgleich Kreis,
                  Bezirk und MdI denselben Fall bearbeiteten. Schlussfolgernd sah das MdI erneut allein
                  die Lösung darin, den Antragsfluss selbst 141zu verringern, und pochte darauf, dass »die politische Aufklärung zum gesamten Problem
                  der Übersiedlung« mehr publizistische Aufmerksamkeit bräuchte, um den Bezirken »die
                  notwendige Orientierung zu geben«.[173] Reflexionen über den Regulierungsbedarf gab es vorerst nur in Detailfragen wie z. B.
                  dem Umgang mit Umzugsgut.[174]

               Ein Jahr nach dem Mauerbau fiel die Bilanz also gemischt aus. Das Jahr 1961 hatte
                  eindrücklich bewiesen, dass mit Gewalt eine nahezu vollständige Abschottung möglich
                  war. Es zeigte sich allerdings auch, dass die Politik der harten Hand Folgeprobleme
                  schuf. Direkt mit dem Mauerbau deutete sich an, dass ein komplettes Abschneiden der
                  Wege einen neuen Druck im Land schuf, und etwas später sah man, dass prospektive Migranten
                  äußerst kreativ in der Suche nach Wegen waren. Ob also Fallen stellende Grenzbrigaden
                  oder eine neu aufgebaute Migrationsverwaltung: Das MdI wollte disziplinierende Schnittstellen
                  zwischen Staat und Bevölkerung schaffen, die lokal wirkten, aber zentral gelenkt wurden.
                  Wie dabei eine Migrationsverwaltung unter den Bedingungen der Mauer aussehen könnte,
                  schien den Staat beim Mauerbau vorerst nicht besonders zu interessieren. Das Thema
                  brachte sich selbst auf die Tagesordnung, weil sich der Migrationsdruck von den Grenzen
                  zunehmend in die Amtsstuben verlagerte. Ende 1961 war vorerst nur klar, dass die Mauer
                  koordiniert und straff durchgeplant gebaut und gesichert werden konnte, dass die daraus
                  folgenden administrativen Herausforderungen hingegen erst noch vor den Behörden lagen.
                  Nach den Monaten der nahezu kompletten Migrationsunterbindung bis Ende 1961 folgte
                  darauf bis ungefähr Anfang 1964 eine Phase des Ausprobierens.
               

            

            
               
                  Zentralisierungserfolge 1962-1964
                  

               

               Spätestens Anfang 1962 setzte sich die Erkenntnis durch, dass die Mauer bleiben und
                  die weitere Geschichte der DDR bestimmen würde. Nach der Anfangsaufregung verhielt
                  sich die NATO mili142tärisch ruhig, die Proteste aus dem Westen waren massiv, aber einschätzbar, angedrohte
                  Sanktionsverschärfungen blieben aus. Auch unter den Mitgliedsstaaten des Warschauer
                  Pakts machte sich eine gewisse Erleichterung breit. Unruhe brachten vor allem westliche
                  Medienberichte über illegale Grenzdurchbrüche, die noch heute spektakulär anmuten.[175] Die Medien des SED-Staates geißelten diese Fluchten als »Gewaltakt gegen die Staatsgrenze«
                  durch »Agententunnel« oder gar »Mördertunnel«.[176] Allgemein gingen geglückte »Republikfluchten« aber deutlich zurück. Das Statistische
                  Bundesamt bemühte sich, jeden einzelnen so genannten Sperrbrecher zu registrieren,
                  also jene, die die DDR illegal unter Lebensgefahr über die innerdeutschen Grenzbefestigungen
                  verließen. Deren Zahl sank nach dem Mauerbau von 8507 im Restjahr 1961 auf 3692 für
                  das Gesamtjahr 1963 und schließlich auf 1203 im Jahr 1967. Danach überwanden nur noch
                  wenige hundert oder Dutzend Personen pro Jahr die Grenzanlagen, und unter stets zunehmender
                  Gefahr für Leib und Leben.[177]

               Bis August 1962 lag die Hoheit über die Grenzbrigaden in Berlin beim MdI, danach ging
                  sie, ähnlich wie bei den regulären Grenztruppen an der innerdeutschen Grenze, an das
                  Ministerium für Nationale Verteidigung über, was dafür eigens eine Stadtkommandantur
                  Berlin einrichtete.[178] Von nun an »sicherte« die Volkspolizei, vor allem aber die Abteilungen Innere Angelegenheiten
                  und Paß- und Meldewesen der Innenverwaltung die Grenze durch den Griff ins Hinterland
                  der DDR. In gewissem Sinne entwickelte das Innenmi143nisterium eine staatsinterne »Grenzkontrolle aus der Entfernung«: Die Aufgabe der
                  Bewegungskontrolle wurde von der Grenze in die Amtsstuben verschoben.[179] Damit stärkte das MdI vor allem die repressiven Verwaltungsarme, die 1961 keineswegs
                  derart etabliert waren, wie es sich das Ministerium wünschte. Der Mauerbau bot hier
                  die Möglichkeit, die regionalen Verwaltungsinstitutionen stärker der zentralisierten
                  und parteipolitisch determinierten Räson zu unterstellen.[180]

               Entgegen der nach Westen gerichteten Defensivrhetorik richtete der SED-Staat also
                  auch seine Papiermauern »freundwärts« aus. Ganz offensichtlich lag das Problem doch
                  nicht bei den angeblich Abwerbenden, sondern bei den sogenannten Abgeworbenen. Um
                  aber nicht nur diese an der Übersiedlung zu hindern, sondern die Bevölkerung im Gesamten
                  zur Sesshaftigkeit zu erziehen, brauchte das MdI mehr als Fallen stellende Grenzpolizisten.
                  Individuelle Maßnahmen konnte das Ministerium schnell anordnen, ein stabiles System
                  einer auf Sesshaftigkeit ausgerichteten, repressiven Innenpolitik konnte es hingegen
                  nur langsam entwickeln.[181] Am 1. Dezember 1961 legte das MdI z. B. in einem »Studienplan« fest, dass im folgenden
                  Halbjahr leitende Sachbearbeiter den Weisungsstand im Gebiet der »Bevölkerungswanderung«
                  evaluieren und Schulungen für die Kollegen anbieten sollten.[182] Dabei stellte sich schnell heraus, dass die bestehenden Regelungen voller Widersprüche
                  waren, was jedoch weniger die Migrationserlaubnisse als die Zuständigkeiten in der
                  Administration betraf.
               

               Hier setzte das MdI in den Folgemonaten an. Auf der Basis der oben beschriebenen »Schuld«
                  der Lokalbehörden, befand es, dass die Räte in den Kreisen und den Bezirken einer
                  klaren Leitung 144bedurften.[183] Am 25. Juli 1962 erließ das MdI die DA 27/62, damit von nun an »eine den staatlichen
                  Erfordernissen gerecht werdende einheitliche Regelung in der Bearbeitung und Entscheidung
                  von Anträgen auf Übersiedlung nach Westdeutschland und West-Berlin erfolgt.«[184] Die Weisung setzte die zuvor gültigen Regelungen (Fernschreiben des Ministers vom
                  22. Juli 1961, DA 1/58, DA 18/61) fast komplett außer Kraft. Sie war mit zwei Blatt
                  Umfang noch sehr kurz, wuchs in den nächsten Monaten aber durch Folgeschreiben an.
                  Auf Basis der im ersten Mauerjahr gesammelten Verwaltungserfahrung schematisierte
                  die DA 27/62 den Antragsbearbeitungsablauf scharf und instruktiv und diente so als
                  Ausgangspunkt für zahlreiche weitere Regelungen.
               

               Sämtliche Anträge waren beim Rat des Kreises, Abteilung Innere Angelegenheiten zu
                  stellen. Bevor sie dort bearbeitet würden, hatte dieser Informationen von der Volkspolizei
                  und anderen Stellen einzuholen, womit in erster Linie die Kreisdienststellen des MfS
                  gemeint waren. Die Weisung teilte die Antragsteller dabei in vier Kategorien ein.
                  Diese waren den Antragstellern nicht bekannt, daher konnten sie ihre Anträge also
                  nicht entsprechend formulieren. Dieser Wissensunterschied war erwünscht, denn er sicherte
                  den Behörden Handlungsfreiheit, da die Kategorien sich allein aus der repressiven
                  Verwaltungslogik und nicht dem Migrationsbedarf ergaben. Die erste Kategorie umfasste
                  arbeitsfähige Personen inklusive deren Ehepartner ebenso wie Minderjährige, deren
                  Eltern geflohen waren. Ihnen durften keine Genehmigungen erteilt werden. Das betraf
                  den Großteil der Bevölkerung. Die Ablehnung sollte ohne Begründung direkt in den Kreisen
                  erfolgen.
               

               Genehmigungen konnten, das war die zweite Kategorie, bei Rentnern oder »arbeitsunfähigen«
                  Personen in Betracht gezogen werden. Die erste Änderung der DA 27/62 am 12. Juli 1963
                  schränkte dies weiter ein auf Personen, die Rentner und »arbeitsunfähig« waren.[185] Den Effekt dieser drastischen Verschärfung werde ich später genauer beschreiben.
                  Die dritte Kategorie bildeten Personen, die »unheilbar krank sind und auf Grund ihres
                  körperlichen und geistigen Zustandes einer ständigen Pflege bzw. Aufsicht bedürfen«.
                  Für 145sie war eine Ausreise möglich. Die Kategorien waren nicht sonderlich trennscharf,
                  aber es zeichnet sich bereits hier die später tragfähig werdende Konstruktion der
                  ausreiseberechtigten Rentner und »Invaliden« ab. Dabei ist es bemerkenswert, dass
                  der SED-Staat mit dem »Arbeitsunfähigen« eine Wertung der Bevölkerung in produktive
                  und unproduktive Menschen einführte, die spätestens seit der Weimarer Republik den
                  sozialpolitischen Diskurs mitprägte und die in den Quellen begrifflich teilweise stark
                  an die Stigmatisierung von »Arbeitsscheuen« bzw. »Asozialen« im Nationalsozialismus
                  erinnert.[186] Diese Kategorisierung zielte jedoch in die gegenteilige Richtung: Im Gegensatz zur
                  Exklusion von als »asozial« abgestempelten »Arbeitsunfähigen« aus der »NS-Volksgemeinschaft«
                  war die SED-Führung darauf erpicht, möglichst wenige Menschen als solche anzuerkennen,
                  da diese Einstufung nun nicht mit strafender Exklusion, sondern mit dem Sonderrecht
                  auf Ausreise einherging. Deren Ausreise sparte nicht nur direkte Unterhaltskosten,
                  sondern stellte auch mit der Pflege beschäftigte Familienangehörige wieder dem »Aufbau
                  des Sozialismus« zur Verfügung.[187] Somit waren die Räte der Kreise nunmehr befugt, die Anträge letzterer beider Gruppen
                  (»arbeitsunfähige« Rentner und »arbeitsunfähige Invaliden«) aufzunehmen, zu kontrollieren
                  und sie nach sorgfältiger Prüfung und straffer Auslese dem Stellvertreter des Vorsitzenden
                  für Inneres (Rat des Bezirks, RdB) vorzulegen. Dieser traf eine Vorentscheidung und
                  leitete den Antrag im positiven Fall mit einer Stellungnahme des Vorsitzenden für
                  Inneres (RdB) zur Endkontrolle an den 1. Stellvertreter des Ministers im MdI weiter,
                  damals das Büro von Herbert Grünstein.[188] Das klingt redundant und aufwändig, und das war es auch. Nur die höchste Ebene konnte
                  nach mindestens einer weiteren Prüfung das begehrte Ausreisevisum in Form 146eines gesiegelten, zur einmaligen Ausreise befähigenden Übergangsidentitätsdokuments
                  namens PM 12a ausstellen lassen.
               

               Der Schwarze Peter der innenbehördlichen Arbeitsteilung fiel den Kommissionen für
                  den innerdeutschen Reiseverkehr zu. In ausführlichen Aussprachen sollten sie die anderswo
                  gefällten Ablehnungen nicht nur begründen, sondern die Antragsteller auch »von der
                  Richtigkeit der getroffenen Entscheidung überzeugen«.[189] Da sie aber die einzige Kontaktzone zwischen Staat und Abgelehnten waren, entstanden
                  zahlreiche hitzige Situationen, die zu den oben erwähnten Verstößen gegen die Regeln
                  der Vertraulichkeit der Verfahrenswege führten. Dabei waren die Kommissionen nicht
                  nur macht-, sondern auch kenntnislos. Sie erhielten keine Begründung über Entscheidungen,
                  in ihnen durfte keine Beratung stattfinden, und ihnen wurden auch keine genehmigten
                  Anträge vorgelegt. Damit verschleierte das MdI die Entscheidungswege nicht nur vor
                  den Antragstellern, sondern auch vor dem Staatsapparat selbst.
               

               Dies lag auch an der Existenz einer vierten Kategorie laut DA 27/62. Denn sämtlichen
                  Personen konnte ungeachtet ihrer Arbeitsfähigkeit die Ausreise genehmigt werden, wenn
                  dafür »ein zwingendes staatliches Interesse« vorlag.[190] Dies war das entscheidende Schlupfloch, welches den oberen Behörden ungeprüfte Willkürmaßnahmen
                  im Staatsinteresse erlaubte. Die hier Zugelassenen wurden in der Regel von oben vorgeschlagen
                  und nach unten kommuniziert. In diese Kategorie fielen Agenten des MfS ebenso wie
                  privilegierte oder besonders heikle Fälle, die sich der Staat lieber schnell von den
                  Schultern schaffen wollte. Wer arbeitsfähig war, dessen einzige Chance auf Ausreise
                  bestand darin, es in diese hochgradig restriktive Kategorie zu schaffen. Entsprechend
                  wichtig war es dem MdI, dass diese Kategorie außerhalb der entscheidungsbefugten Kreise
                  geheim blieb. Auf diese »Sonderfälle« warf darum der am Ende prüfende Staatssekretär
                  Grünstein ein besonders scharfes Auge.
               

               Um endlich einen quantifizierbaren Überblick über das Antragsgeschehen zu bekommen,
                  forderte die DA 27/61 zudem, dass die zuständigen Stellen in den Räten der Bezirke
                  und der Bezirksdienststellen der Volkspolizei von nun an halbjährlich dem Innenministerium
                  und Minister Maron persönlich Analysen und 147Einschätzungen vorlegen sollten.[191] Wer genau wusste von solchen Regeln? Als Vertrauliche Verschlusssache und damit als
                  Staatsgeheimnis gekennzeichnet ging die DA 27/62 erst an die üblichen 110 Stellen
                  im Ministerium und in den Bezirken, nicht jedoch an die Kreise, obwohl deren Kompetenzen
                  darin neu geregelt wurden. Erst sollten sie lediglich fernmündlich informiert werden,
                  was wohl nur mehr Unklarheit schuf. So wurde die DA 27/62 für einen erweiterten Verteiler
                  von 570 Stellen geöffnet, was vor allem 250 Empfänger in den Abteilungen Inneres und
                  in den Kreisämtern der Volkspolizei in den über 200 Kreisen mit einschloss. Wie vertraulich
                  solche Regeln waren, kann man allein daran erkennen, dass außer dem ZK der SED (4
                  Kopien) und dem MfS (2 Kopien) keine zentrale Stelle außerhalb des MdI eine Kopie
                  der neuen, umfassend gültigen Dienstanweisung erhielt.[192] Unterm Strich kann man sagen, dass selbst mit dem erweiterten Verteiler nur jene
                  die neuen Normen kannten, die selbst prüfungsbefugt waren. Während Willy Brandt von
                  West-Berlin aus mit aller Kraft an seiner Forderung »Die Mauer muß transparent werden«
                  arbeitete,[193] ging das MdI in Ost-Berlin den umgekehrten Weg und verschleierte jegliche Durchlässigkeit
                  zugunsten des eigenen Machtausbaus.[194] Dies galt bereits für die Ausarbeitung der DA 27/62, die im kleinen Kreis ranghoher
                  Vertrauter Grünsteins im MdI erfolgte. Neben einer parteilosen Sachbearbeiterin gehörten
                  die Genossen Bergmann, Günther, Schreiber und Streb dazu, die durch ihre leitenden
                  Stellungen im Büro Grünsteins bzw. der Abteilung Innere Angelegenheiten bereits tief
                  in die finale Antragsbearbeitung eingebunden waren. Alle vorbereitenden Unterlagen
                  inklusive der Rücksprachen mit dem MfS wurden noch im August 1962 vernichtet.[195]

               Es war jedoch leichter, strikte Regeln zu verfassen, als diese umzusetzen. Seit 1960
                  führte das MdI regelmäßig in den Kreisen mehrere Tage oder Wochen dauernde Kontrolleinsätze
                  durch, die 148sich vor allem der »Republikflucht« und der Wiedereingliederung von Rückkehrern widmeten.
                  Im Staatssozialismus dienten solche Einsätze typischerweise dazu, die Schuld an systemischen
                  Problemen den unteren Apparatsebenen zuzuschieben. So kann es wenig überraschen, dass
                  diese Berichte auch Ende 1961 breit bemängelten, dass die Kreise sich ungenügend mit
                  der Lage der Zeit beschäftigten, dass sie zwar Maßnahmen umsetzten, aber zu oft menschelnde
                  Schwäche im Umgang mit Ausreisewilligen zeigten. Sehr hart, aber keineswegs untypisch
                  wurde nach einem solchen Kontrolleinsatz beispielsweise der Kreis Gotha kritisiert,
                  der sich weder vor noch nach dem Mauerbau ausreichend mit »den Fragen der Bevölkerungsbewegung«
                  beschäftigt habe.[196] Die Verantwortlichen konzentrierten nach dem Mauerbau die Energie auf die »Wehrbereitschaft«,
                  also die frühzeitige Unterdrückung missbilligender Stimmen. Das war die auch lokal
                  gelernte Lektion von 1953. Die Lektion von 1961 war aber, dass der SED-Staat die deutschen
                  Bevölkerungen physisch voneinander abgrenzen musste, um selbst zu überleben. In Gotha,
                  befand indes das MdI, wurden »die ganzen Ereignisse vor und nach dem 13. 8. 61 auf
                  dem Gebiet der Bevölkerungsbewegung dem Selbstlauf überlassen«. Dem fernab der Grenze
                  gelegenen Kreis musste also erst noch per interner Kritik eingebläut werden, dass
                  die Grenze nun überall »verteidigt« wurde. Als größten »Unsicherheitsfaktor« erachtete
                  das MdI anfangs noch Rück- und Einwanderer in die DDR, deren Gefahrenpotential die
                  Kreise sträflich unterschätzt hätten.[197] Doch nicht nur in den Kreisen verlangte die Lage nach dem Mauerbau nach einer straffen
                  Führung. Im Frühjahr 1962 kamen Arbeitsgruppen zusammen, die den Stand der Ordnungen
                  für Einreisen und Zuzüge evaluierten. Die vielen noch gültigen Regeln zum Umgang mit
                  Rückkehrern und Einwanderern aus der Zeit vor dem Mauerbau passten oft nicht zu den
                  nachher ergangenen Weisungen. Aus Sicht der Räte der Kreise war dabei die Kommunikation
                  mit den Einwanderungswilligen schwierig. Den Verantwortlichen lag nicht einmal ein
                  rudimentäres 149Merkblatt vor, welches die aktuelle Form der Einwanderungsprozedur zumindest in Grundzügen
                  charakterisierte.[198] Als das MdI ein solches doch eher triviales Informationswerkzeug Mitte 1962 endlich
                  erstellte, pries es dieses als eine »beträchtliche Arbeitserleichterung« an. Die praktischen
                  Herausforderungen der Verwaltungsarbeit zeigten sich jedoch bereits schon daran, dass
                  die Arbeit mit diesem kleinen Merkblatt das Einverständnis des zuständigen ministerialen
                  Abteilungsleiters benötigte, der zudem zuvor das fehlerhafte Deutsch seines Unterstellten
                  korrigieren musste.[199]

               Die Institutionen des Mauerstaates mussten also erst die Kommunikation über den neuen
                  Zustand klären. Dabei spielte die Zeit den Regulatoren nicht unbedingt in die Hände.
                  Denn bereits kurz nach ihrem Inkrafttreten am 1. August 1962 erwies sich die DA 27/62
                  als sehr schematisch. Sie vertrat eine harte Position der Migrationsverhinderung,
                  wohingegen der SED-Staat ab Anfang 1963 in eine andere Richtung schwenkte. Im Vorfeld
                  der sich abzeichnenden Gespräche über ein Passierscheinabkommen mit West-Berlin gab
                  es Gründe für symbolisches Entgegenkommen. Dafür bot sich das Thema der durch die
                  Mauer getrennten Familien an, wobei hier Familie im engstmöglichen Sinne zu verstehen
                  ist. Die harten Regeln des MdI annullierten nach dem Mauerbau auch erteilte Ausreisegenehmigungen
                  für Eheleute, fast alle Frauen, die gerade dabei waren, ihren Wohnsitz aus der DDR
                  zu ihren frisch angetrauten Ehepartnern in der Bundesrepublik oder West-Berlin zu
                  verlegen. Sie fanden sich nun verheiratet, aber getrennt wieder und galten für den
                  SED-Staat aufgrund ihrer Arbeitsfähigkeit als nicht ausreisefähig. Diese Ehefrauen
                  kämpften oft verzweifelt um ihr Recht, zu ihren Männern ziehen zu können. In Westdeutschland
                  regte sich massiver Protest.[200] Für die SED war das eine Möglichkeit, Entgegenkommen zu zeigen, ohne am Dogma der
                  Mauer zu 150rütteln. Über ein Jahr nach der forcierten Trennung, am 7. September 1962, wies das
                  MdI darum die Bezirksebene an, Wiederanträge von verheiratet Getrennten wohlwollend
                  zu prüfen. Auch weitere »Ehefälle« sollten eingehend geprüft werden, so in erster
                  Linie getrennt lebende Eheleute ohne vor dem 13. August 1961 ausgestellte Ausreisegenehmigung
                  und die wenigen vom SED-Staat genehmigten Neuehen zwischen Ost- und Westdeutschen.
                  Grundsätzlich ausgeschlossen blieben aber sowohl Verlobte als auch Ehepaare, bei denen
                  ein Fall illegalen Verlassens der DDR vorlag.[201] Dies reduzierte die Zahl der infrage Kommenden drastisch, insbesondere in Berlin.
                  In den Einzelfallakten ist jedoch eine direkte Wirkung auf die Genehmigungspraxis
                  zu erkennen. Viele zuvor aussichtslose Fälle verheirateter Arbeitsfähiger wurden nun
                  recht zügig genehmigt, so sie denn bis ins MdI vordrangen.[202]

               Probleme bestanden eher im Vorfeld. Waren die lokalen Behörden eben noch durch Staatsmedien
                  und Maßregelungen auf strikteste Auslegung der Ausreiseregeln, die eher Nichtausreiseregeln
                  heißen sollten, verpflichtet worden, sollten sie nun überlegt kleine Löcher in den
                  Papiermauern nutzen. Wenngleich die Regeln des MdI die breite Bevölkerung von Auswanderungsoptionen
                  abschnitten, gab es doch Nischen für Rentner und »Arbeitsunfähige«, die der diskursiven
                  Stigmatisierung jeder Mobilität gen Westen entgegenstanden. Die Frage war also nicht
                  nur, wie »liberal« die Kreisbehörden waren, sondern auch, wie restriktiv. Anfang 1963
                  wuchs sich dies in einigen Kreisen zu einem Konflikt zwischen den Abteilungen Innere
                  Angelegenheiten der Kreise und den Kreisleitungen der SED aus. Die Parteivertreter
                  drängten darauf, nach der vom Innenminister außer Kraft gesetzten DA 8/58 zu entscheiden
                  und nicht nach der für Rentner und Invalide günstigeren DA 27/62 (was aber nur die
                  Antragswege und nicht die letzten Endes arbiträren Entscheidungen auf Bezirks- und
                  Ministeriumsebene betraf). Im Fahrwasser der aggressiven öffentlichen Rhetorik warfen
                  sie lokalen Repräsentanten des MdI in den Abteilungen Innere Angelegenheiten gar vor,
                  »die Mauer wieder durchlässig zu machen und die ›Republikflucht‹ legal zu organisieren«.[203] Sie hat151ten dabei zwei Gründe für ihre Insistenz. Erstens waren sie offiziell nicht über den
                  Regelstand informiert, sondern erhielten bestenfalls durch personelle Überschneidungen
                  davon Kenntnis. Zweitens schmeckte es ihnen sicher nicht, dass sie als Vertreter der
                  Partei in den Kommissionen für den innerdeutschen Reiseverkehr nach deren Entmachtung
                  keinerlei Einfluss mehr auf die Ausreisegenehmigungen besaßen. Die Abteilungen Innere
                  Angelegenheiten fanden sich zwischen der politischen Deutungshoheit der Partei und
                  der Weisungsbefugnis des MdI eingezwängt. In den Kreisen erzeugte dies weitflächige
                  »Unsicherheit aufgrund gegensätzlicher Orientierung«, Antragsstau und aus Unsicherheit
                  vermutlich noch mehr Signale an Antragstellende.[204]

               Dieser Machtkonflikt zwischen Staat und Partei über die regionale Entscheidungshoheit
                  eskalierte letztlich an der Frage der Parteimitgliedschaften. Rentner durften die
                  DDR in der Regel nicht verlassen, solange sie Parteimitglieder waren. Die Kreisleitungen
                  der SED weigerten sich, die Parteimitgliedschaft jener pflegebedürftigen Rentner zu
                  streichen, denen das MdI die Ausreise genehmigt hatte.[205] Die Parteikreisleitungen blockierten damit die Migrationspolitik des MdI. In Berlin
                  häuften sich nicht nur Beschwerden, sondern auch Selbstmorddrohungen verzweifelter
                  hochbetagter, kranker und alleinstehender SED-Mitglieder mit Ausreisegenehmigung,
                  die wegen der Sturheit der Parteikreisleitungen nicht das Land zu ihren pflegenden
                  Angehörigen verlassen durften. Der Vertreter des MdI Schreiber forderte darum, die
                  Kräfte zu konzentrieren – mit anderen Worten, die Weisungshoheit des MdI über die
                  Räte der Kreise, die örtliche Polizei und die Partei durchzusetzen. Da das MdI hier
                  alleine wenig erreichte, musste es im Parteistaat den damaligen Sektorenleiter für
                  zentrale Staatsorgane des ZK der SED Waldemar Pilz hinzuziehen, um die widerwilligen
                  Kreisleitungen der Partei von einem Kurs abzubringen, der noch härter war als der
                  des MdI.[206]

               Dem MdI ging es dabei nicht um eine moderatere Position, sondern um Berechenbarkeit.
                  Es besaß kein Interesse an von unten nachvollziehbaren Entscheidungswegen, sondern
                  nutzte gerade 152die Unklarheit der Bestimmungen über Rentner und »Sonderfälle« zur Stärkung des Zentralismus.
                  Die Willkürlichkeit des Maßstabes, wer alt und körperbehindert genug war, um zur Staatsentlastung
                  ausreisen zu dürfen, welcher »Sonderfall« wann anerkannt wurde und welches Kind doch
                  zu seinen leiblichen Eltern durfte, war das migrationspolitische und damit disziplinarische
                  Machtreservoir des MdI. Denn wenn auf der einen Seite die Parteikreisleitungen durch
                  die Verweigerung, Personen aus der Partei zu entlassen, deren Emigration aufschob,
                  gab es auf der anderen Seite genug Fälle, in denen Personen gerade wegen ihrer politischen
                  Zuverlässigkeit – und dazu zählte auch die Zugehörigkeit zur SED – ausreisen durften.
                  Dies betraf bis Ende 1962 vor allem Ehefrauen von systemzugewandten Bundesbürgern,
                  die z. B. der Sozialistischen Einheitspartei Westberlins (SEW) oder ehemals der Kommunistischen
                  Partei Deutschlands (KPD) angehörten oder in West-Berlin für die von der DDR betriebene
                  S-Bahn arbeiteten.[207] Sie erhielten aus Vertrauensgründen Vorteile, die zahlreichen anderen Ehefrauen,
                  die verzweifelt zu ihrem Mann wollten, nicht zukamen.[208]

               Mit dieser Mischung aus genereller Verschließung und gezieltem Privileg ohne Rechtsbasis
                  fand das MdI einen normativ gangbaren Weg, eine auf die Mauer geeichte Migrationsverwaltung
                  aufzubauen. In den Folgemonaten brachte es die nachgeordneten Behörden auf Linie,
                  ohne sich dabei den Handlungsspielraum zu nehmen. Der Anfangsbefund war dabei nicht
                  zufriedenstellend, denn eine im Oktober 1962 erstellte Eingabenanalyse kam zu dem
                  Ergebnis, dass in diesem Monat nur eine einzige Eingabe an das MdI die korrekte Auslegung
                  der DA 27/62 durch die Kreise gegenüber den Antragstellern spiegelte.[209] In allen anderen Fällen wiesen die Eingaben Fehler der Behörden auf. Insbesondere
                  gaben diese 153Informationen über die Inhalte der DA 27/62 an Dritte oder gar über die Antragswege
                  an Antragsteller weiter. Ein paar Monate später, Anfang 1964, klangen die Berichte
                  anders. Erleichtert stellten Mitarbeiter des MdI fest, dass die Bezirke nun ihrer
                  Leitungskompetenz grundlegend nachkamen.[210]

               Das Ordnungssystem des MdI schien sich trotz der strikten Vertraulichkeit der Regeln
                  einzuschleifen. Wie gelang dies ohne eine Offenlegung der Ziele, Wege und Normen?
                  Die Antwort liegt in der oben benannten zugleich personalisierten und zentralisierten
                  Führung der Bürokratie. Über Maßnahmen und hierarchische Kommunikation wurden die
                  nachgeordneten Beamten weniger in ein Regelwerk, sondern in ein regulatives Gefühl
                  diszipliniert. Als eine wichtige Maßnahme griff das MdI im Laufe des Jahres 1963 häufiger
                  auf sogenannte »Orientierungen« zurück, also von der Zentrale aus geleitete politisierte
                  Disziplinargespräche.[211] Bis weit ins Jahr 1964 wendeten sich Vertreter des Ministeriums und Grünstein persönlich
                  kontinuierlich maßregelnd an Bezirke und Kreise, und auch die Bezirksvertreter kommunizierten
                  zunehmend entsprechend mit den Bearbeitern in den Kreisen.[212] Diese »Orientierungen« zeigten vor allem Fehler auf, wohlgemerkt weniger zum Zweck
                  der Schulung in der Normenanwendung, sondern als Belehrung über die Interpretation
                  der politischen Lage und entsprechend »richtiger« Schlussfolgerungen für die Verwaltungspraxis.
                  Nicht nur das größere Recht, selbst die vertrauliche Normeninterpretation unterlag
                  primär politischen, nicht expressis verbis fixierten Vorgaben.
               

               Ein zweite Maßnahme war, dass das MdI mit der ersten Änderung der DA 27/62 im Juli
                  1963 forciert begann, die eigentlich bereits seit Erlass der DA 27/62 im Vorjahr notwendigen
                  Halbjahresberichte über das Antragsgeschehen einzufordern. In steter Kommunikation
                  zurück in die Bezirke machte das Ministerium klar, dass es deutlich mehr als die zuvor
                  formlosen Zahlenreihungen und informellen Kurzäußerungen einforderte.[213] Die Bezirke 154sollten nicht nur Rechenschaft ablegen über die Anträge, sondern vor allem über ihre
                  Kontrollmaßnahmen, um die Zahl der Anträge aktiv zu reduzieren. Die erstellten Statistiken
                  dienten nicht allein der Überwachung der Vorgänge, sondern auch zur Disziplinierung
                  der Berichtspflichtigen, die die Zentrale damit zwang, dem unliebsamen Thema der legalen
                  Auswanderungsversuche mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Drittens überarbeitete das MdI
                  1962 im Ministerium selbst die internen Arbeitswege, stockte das Personal in der Migrationsverwaltung
                  deutlich auf und richtete die Stellenpläne gezielt auf die Bearbeitung entsprechender
                  Anträge und Eingaben aus.[214] Auch hier zog eine hierarchische Berichtspflicht ein, denn nun war auch der Minister
                  selbst, also ab Herbst 1963 Friedrich Dickel, aktiv über die Entwicklungen und Gegenmaßnahmen
                  zu informieren.[215]

               Neben diesen strukturellen Faktoren fällt beim Blick auf die Einzelantragsbearbeitung
                  aber noch ein anderer disziplinierender Kommunikationsweg auf, der verdeutlicht, dass
                  die Zentralisierung der Antragsbearbeitung bis auf Grünsteins Schreibtisch nicht nur
                  der Nachkontrolle von Entscheidungen, sondern auch der reaktiven Kontrolle der Entscheider
                  diente. Konstant gingen Anträge, die das MdI trotz der Empfehlung durch die Bezirke
                  155ablehnte, mit schroffen und disziplinierenden Bemerkungen an die Bezirke zurück. Die
                  Art der »Erziehung« lässt sich am besten an konkreten Fällen verdeutlichen, wie z. B.
                  mit an Tuberkulose (TBC) Erkrankten umgegangen wurde. Kreis und Bezirk Rostock befürworteten
                  im Mai 1963 den Ausreiseantrag des emeritierten und an Lungen- und Nierentuberkulose
                  leidenden Medizinprofessors Haase* mit seinen drei minderjährigen Kindern. Hilfreich
                  war dabei sicher, dass sich der Staatssekretär für Gesundheitswesen und spätere Minister
                  für Hoch- und Fachschulwesen Ernst-Joachim Gießmann für ihn verwand. Doch Grünstein
                  sah die Sache anders. Mit schroffen Randbemerkungen versehen ging die Akte zurück
                  zum Bezirk: »Sollen wir 3 DDR-Kinder dem Adenauer-Regime übergeben? Nieren Tbc kann
                  man auch hier behandeln.«[216] Anders entschied er hingegen nicht nur bei mehreren Rentnern, sondern auch im Fall
                  des 39-jährigen, alleinstehenden Johann Weger*, der wegen diagnostizierter Tuberkulose
                  ausreisen durfte.[217] Unsicher war Grünstein sich im Fall des 17-jährigen Dieter Lödenburg*.[218] Dieser litt ebenfalls an TBC und wurde vom Bezirk als begrenzt arbeitsfähig eingestuft.
                  Das MdI schickte den Antrag zurück; es sollte genau geprüft werden, »was L. bisher
                  gearbeitet hat und welche Arbeitsmöglichkeiten auf Grund des Gesundheitszustandes
                  u. der Bildung von ihm ausgeführt werden können«. Die Prüfung ergab, dass er nicht
                  arbeiten könne und dass seine in der DDR verbleibende Mutter als »arbeitsunfähige
                  Analphabetin« und Sozialrentnerin seine Pflege nicht gewährleisten konnte. Er durfte
                  in den Westen gehen – und zwar entgegen verschärfender Regeln sogar zu seiner »republikflüchtigen«
                  Schwester.[219] Bereits an diesen Beispielen ist zu erkennen, dass schwere Krankheiten wie TBC an
                  sich kein Ausreiseargument darstellten, sondern Faktoren waren in einer größeren migratorischen
                  Ökonomie des SED-Staates. Dies erklärt auch den Fall des gut vernetzten, aber letztlich
                  an die DDR gebundenen Arztes Haase*: Während er als kranker und emeritierter Professor
                  als Kostenfaktor das Land wohl hätte verlassen dürfen, änderte sich diese Rechnung
                  durch seine drei Kinder. Der Staat prüfte in den 156Genehmigungen keine Rechte von Bürgern, sondern seine eigenen Interessenslagen. So
                  ballten sich in der Genehmigungspraxis Willkür und Kalkül.
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